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Basel auf dem Weg zu Netto-Null 
Michelle Isler 

 
 

Kurz vor Weihnachten 2018 gingen in Basel über tausend Schüler:innen auf die 
Strasse. Nach dem Vorbild der schwedischen Klimaaktivistin Greta Thunberg 
schwänzten sie an diesem Freitagvormittag die Schule und versammelten sich 
vor dem Rathaus. Ihre Forderung: die Ausrufung des Klimanotstandes. Zwei 
Monate später verzeichneten sie ihren ersten grossen Erfolg, als am 20. Februar 
2019 der Grosse Rat mit deutlicher Mehrheit als erstes Parlament der Schweiz 
eine ‹Resolution zur Ausrufung des Climate Emergency («Klimanotstand»)›  
annahm. Ende 2019 setzte der Grosse Rat eine Spezialkommission Klima ein, 
deren Aufgabe es war, die bisherige Klimapolitik des Kantons zu überprüfen 
und Massnahmen zur Verbesserung des Klimaschutzes zu erarbeiten.  

Das Parlament nahm das Thema auf seine Agenda – und die Menschen  
in Basel waren parat. Nach dem unerwarteten eidgenössischen Nein zum  
CO2-Gesetz in der Abstimmung vom 13. Juni 2021 blieb trotz Ernüchterung und 
Enttäuschung beim Klimastreik ein Funken Hoffnung. Denn: Die Basler Stimm-
berechtigten hatten den verbindlichen Klimazielen zugestimmt. «Basel will,  
Basel kann und Basel soll vorwärts machen», sagte damals ein junger Klima-
streikender. Der Rückhalt der Bevölkerung sei «klar da».1  

Er sollte Recht behalten: Eineinhalb Jahre später, am 27. November 2022, 
steht Grünen-Nationalrätin Sibel Arslan vor einem vollen Saal im Quartiertreff-
punkt St. Johann. Viele der Anwesenden tragen pinke Westen, das Erkennungs-
zeichen all jener, die sich für die Klimagerechtigkeitsinitiative ‹Basel 2030›  
engagieren. «Ihr habt Geschichte geschrieben», sagt Arslan ins Mikrofon, der 
Saal antwortet mit Jubel. Die Politikerin bedankt sich im Namen der ganzen 
Schweiz für das Engagement. «In einem Kanton war so ein Ergebnis möglich, 
also muss es in anderen Kantonen auch möglich sein», fährt sie fort. Erneut 
jubelt der Saal.2 
 
‹Klima-Loki› Basel 
Nach diesem Abstimmungssonntag hat Basel das ambitionierteste Klimaziel 
der Schweiz: Bis 2037 soll der Kanton Netto-Null erreichen. Die Klimagerechtig-
keitsinitiative, initiiert von «Menschen aus Basel, die dort etwas gegen die  
Klimakrise tun wollen»,3 verfolgte das Ziel Netto-Null bis 2030. Die Basler  
Regierung setzte diesem Vorhaben jedoch einen Gegenvorschlag entgegen: 
Netto-Null bis 2040, mit dem Argument, dass kürzere Fristen nicht machbar 
seien. Doch die Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission (UVEK) des Gros-
sen Rates meinte im Juli 2022, angesichts der sich verschärfenden Klimakrise 

 
1 https://bajour.ch/a/YeBOGinHhlJEyg8F/klimastreik-basel-plant-neue-aktionen (Zugriff am 04.07.2023). Zu ‹Basel auf 

dem Weg zu Netto-Null› siehe vor allem: https://www.klimaschutz.bs.ch/ (Zugriff am 29.06.2023). 
2 https://bajour.ch/a/clazgai0e61192154fn5jzcxo4d/bewegung-fuer-klimagerechtigkeit-feiert-ihren-erfolg (Zugriff am 

29.06.2023). 
3 https://basel2030.ch/ueber-uns/ (Zugriff am 07.07.2023). 
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(Hitzesommer) und der geopolitischen Lage (Krieg in der Ukraine) müsse das 
Ziel «so ambitioniert wie möglich» sein, konkret Netto-Null bis 2037.4  

Eine deutliche Mehrheit – 64 Prozent der Basler Abstimmenden – spricht 
sich für diesen Gegenvorschlag zur Klimagerechtigkeitsinitiative aus. Basel soll 
ab 2037 nicht mehr CO2 ausstossen dürfen, als natürliche oder technische  
Speicher wieder aufnehmen können. Auch das Netto-Null-Ziel 2030 findet eine 
Mehrheit. Knapp 57 Prozent sagen Ja zur Initiative. Der Stichentscheid fällt  
jedoch zugunsten des Gegenvorschlags aus.  

Da ist sie also, die vielbeschworene ‹Klima-Loki›5 Basel. Möglich wurden 
diese Mehrheiten nicht zuletzt, weil der Vorschlag von Parteien von links über 
die politische Mitte bis ins bürgerliche Lager unterstützt wurde. Und so schrieb 
sich Basel an diesem Tag Klimagerechtigkeit und Netto-Null bis 2037 in die  
Verfassung und verpflichtete sich zu verbindlichen Fünfjahreszielen sowie zu 
Absenkpfaden für Treibhausgase. 
 
Der Weg zu erneuerbaren Energien 
Ein Blick auf die kantonale Energiestatistik zeigt: Seit 2010 geht der  
CO2-Ausstoss im Kanton zurück. Waren es damals noch 4,7 Tonnen CO2 pro 
Einwohner:in, sind es Stand 2020 noch rund 3,1 Tonnen, eine Abnahme von  
einem Drittel innert zehn Jahren. Der grösste Teil der CO2-Emissionen, 41 Pro-
zent, geht 2020 auf die Kappe von Erdgas, doch auch dieser Anteil verzeichnet 
seit 2010 einen Rückgang von 45 Prozent. Dafür ist der Anteil erneuerbarer 
Energien, die in den Kanton importiert oder hier produziert werden, zwischen 
2010 und 2020 um rund zehn Prozent gestiegen.  

Dass die Emissionen sinken müssen, war indes schon vor der Klimagerech-
tigkeitsinitiative ein verpflichtendes Ziel. Mit dem revidierten kantonalen  
Energiegesetz von 20176 begann der Kanton den Weg in Richtung Dekarbonisie-
rung. Bis zum Jahr 2050 soll sich der CO2-Ausstoss pro Person auf höchstens 
eine Tonne CO2 beschränken, und das per Gesetz. Ausserdem sollen bis dann  
90 Prozent der Energie im Kanton aus erneuerbaren Quellen stammen. Mit der 
Annahme des Gegenvorschlags zur Klimagerechtigkeitsinitiative sind diese  
Vorgaben nun allerdings schon wieder veraltet – noch ist nicht klar, welche 
Massnahmen der Regierungsrat vorlegen wird, um das Netto-Null-Ziel bis 2037 
zu erreichen.  

 
4 «Netto-Null bedeutet, dass in einem definierten Territorium nicht mehr Treibhausgase ausgestossen werden dürfen, 

als natürliche und technische Speicher aufnehmen können. Die restlichen verbleibenden Emissionen müssen der At-
mosphäre durch sogenannte Negativemissionstechnologien entzogen und dauerhaft gespeichert werden. Dabei wird 
zwischen biologischen (z.B. Holzwachstum in Wäldern) und technischen Ansätzen (z.B. CO2-Abscheidung aus der Luft 
und Speicherung im Untergrund) unterschieden. In Bezug auf die technischen Lösungen bestehen noch grosse Unsi-
cherheiten hinsichtlich der Potentiale, Kosten und Risiken. Aufgrund des kleinen Territoriums des Stadtkantons sind im 
Kanton Basel-Stadt die Möglichkeiten für biologische Negativemissionsmassnahmen wie z.B. grossflächige Auffors-
tungen nur sehr begrenzt umsetzbar. Aktuell muss also davon ausgegangen werden, dass das Ziel Netto-Null für den 
Kanton Basel-Stadt praktisch ein Brutto-Null-Ziel ist. Das heisst, dass möglichst alle Treibhausgasemissionen im Kan-
ton zu eliminieren sind.» Quelle: https://grosserrat.bs.ch/dokumente/100397/000000397703.pdf (UVEK, Bericht vom 
29.06.2022, Zugriff am 04.07.2023). 

5 Das Copyright für diese Wortschöpfung beansprucht der Basler Journalist Peter Knechtli, 
https://www.onlinereports.ch/News.117+M57060d3f419.0.html (Zugriff am 07.07.2023). 

6 https://www.gesetzessammlung.bs.ch/app/de/texts_of_law/772.100 (Zugriff am 28.06.2023). 
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Adieu, fossile Heizungen 
Einer, der sich intensiv mit dieser Thematik beschäftigt, ist Till Berger. Er leitet 
seit Juni 2022 die neu geschaffene Fachstelle Klima im Präsidialdepartement, 
bei ihm laufen die Fäden aus den verschiedenen Departementen und Abteilun-
gen punkto Klima zusammen. Er überblickt auch, bei welchen Themen der  
Kanton aktuell schon gut unterwegs ist: «Positiv zu nennen wären sicher die 
Gebäude. Bei den Heizsystemen war schon vor dem aktuellen Netto-Null-Ziel 
mit dem Kantonalen Energiegesetz von 2017 vieles aufgegleist.» Das Gesetz 
schreibt vor, dass Hausbesitzer:innen mit Öl- und Gasheizungen bei einer  
Erneuerung auf eine umwelfreundlichere Alternative umsteigen müssen. 2022 
gab es im Kanton noch rund 12'500 fossil betriebene Heizungen, die bis Ende 
2035 zum Beispiel auf Wärmepumpen, Solaranlagen oder Fernwärme umge-
stellt werden müssen. 

Dass Heizungen ein wichtiger Baustein bei der Reduktion der Treibhausgas-
Emissionen sind, spiegelt sich auch in einem der Vorstösse, die aus der Spezial-
kommission Klima hervorgingen. Sie forderte, dass bis 2035 alle fossil betriebe-
nen Heizungen im Kanton ersetzt werden müssen. Also nicht nur ‹fertig fossil› 
bei Ersatz, sondern ein Enddatum: 2035 ist Schluss. Die Kommission schlug 
auch eine Restwertentschädigung für Hausbesitzer:innen vor, deren fossile Hei-
zungen bis dann noch nicht das Ende der Lebenszeit erreicht haben. Zusammen 
mit zwölf weiteren Vorstössen aus der Spezialkommission7 hiess der Grosse Rat 
diesen Vorschlag Ende 2021 gut.  
 
Vollgas für Fernwärme 
Wer die fossile Heizung ersetzt, kann zum Beispiel auf eine Wärmepumpe um-
steigen oder – bei gegebenem Anschluss – das Fernwärmenetz anzapfen. Heute 
stammt diese Wärme gemäss den aktuellen Zahlen der Energiestatistik 20228 
hauptsächlich aus Abfallverbrennung (44,5 Prozent), Erdgas (33,5 Prozent) und 
Holzheizkraftwerken (16,5 Prozent). Das IWB-Fernwärmenetz ist aktuell gut  
120 Kilometer lang. Bis spätestens 2035 wollen die IWB dieses Netz um 60 Kilo-
meter verlängern, rund 80 Prozent des gesamten Energiebedarfs mit Fern-
wärme abdecken und zusätzliche 6'700 Kund:innen anschliessen. Im besten  
Fall soll die Wärme dann zu 100 Prozent aus Abwärme und erneuerbaren Ener-
gieträgern kommen. Der erwartete Effekt: Eine Reduktion der CO2-Emissionen 
ab 2035 um 70'000 Tonnen pro Jahr. 

Auch wenn es bis dahin also noch grosse Baustellen geben wird – wortwört-
lich, in den nächsten fünfzehn Jahren ist mit 50 Prozent mehr Baustellen zu 
rechnen –, ist Basel schon heute Vorreiterin bei dieser Art der Energieversor-
gung. Der Stadtkanton hat das grösste Fernwärmenetz in der Schweiz, und das 
nicht erst seit Kurzem: Schon 1978 halten Hellmut Schweikert und Felix Herzog 

 
7 https://grosserrat.bs.ch/mitglieder/15004015- (Zugriff am 28.06.2023). 
8 https://www.statistik.bs.ch/analysen-berichte/raum-umwelt/energiestatistik.html (Zugriff am 28.06.2023). 
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im Basler Stadtbuch9 fest, was heute noch so ist: «Wie immer auch der politi-
sche Entscheid über den Weiterausbau dieses Systems lautet, wird sie (die 
Fernwärme) ihren festen Platz in der Energieversorgung unserer Stadt behaup-
ten», schreiben die beiden Autoren damals – und sie haben Recht behalten. 
 
Elektromobilität hinkt nach 
Im Gegensatz zum sichtbaren Fortschritt bei der Energieversorgung von Gebäu-
den verläuft der Ausbau der E-Mobilität zögerlicher. Der Anteil von elektrisch 
betriebenen Personenwagen (inklusive Plug-in-Hybride) in Basel-Stadt betrug 
2021 unter drei Prozent. Till Berger von der Fachstelle Klima erklärt, es sei 
schwierig, «als Kanton den Anteil der E-Mobilität zu erhöhen. Zwei Drittel der 
Autos, die durch Basel fahren, sind nicht von hier.» Man könne zwar für die  
Autos im Kanton Anreize setzen und damit E-Mobilität attraktiver machen, 
zum Beispiel über den Ausbau der Infrastruktur: 200 öffentlich zugängliche  
Ladestationen wollen die IWB bis Ende 2026 in den Basler Quartieren errichten. 
Der grosse Hebel punkto E-Mobilität liege aber beim Bund, der zum Beispiel 
festlegt, wie viel CO2 neu zugelassene Autos ausstossen dürfen. «Solche  
Flottengrenzwerte gelten auch für Basel», so Berger. 

Beim kantonalen Fuhrpark sattelt Basel bereits um: Bis 2027 müssen ge-
mäss ÖV-Gesetz die Fahrzeuge der Basler Verkehrs-Betriebe zu 100 Prozent mit 
erneuerbarer Energie betrieben werden. Der allererste E-Bus fuhr 2019 testweise 
durch die Stadt, seit Dezember 2022 sind die ersten E-Busse regulär in Betrieb. 
Wenn die Umstellung auf erneuerbare Energien vollständig vollzogen ist, rech-
net der Kanton mit einer Reduktion von jährlich rund 6'700 Tonnen CO2. 
 
Städtische Hitzeinseln 
Neben den Massnahmen zur Reduktion von Emissionen und zur Annäherung  
an das Netto-Null-Ziel versucht sich der Kanton mit zahlreichen Mitteln an die 
veränderten klimatischen Bedingungen anzupassen. Denn die Erhitzung ist 
schon heute in der Stadt spürbar: Wie Klimadaten belegen, ist die mittlere  
Jahrestemperatur auf dem Stadtgebiet seit Mitte des 19. Jahrhunderts um  
2,1 °C gestiegen.10  

Bereits 2019 zeigte eine Stadtklimaanalyse auf, wo es besonders heiss ist 
und wie sich die Situation im Jahr 2030 darstellen wird. Der Blick auf die inter-
aktive Karte im Geoportal der Stadt macht den Handlungsbedarf überdeutlich. 
Im Kleinbasel ist zwischen Clara und Klybeck fast alles durchgehend rot einge-
färbt, was «hoher Handlungsbedarf» heisst. Auch in anderen dicht bebauten 
Quartieren mit wenig Grünflächen – wie Innenstadt, St. Johann oder Gundel-
dingen – gibt es grosse rote Flecken. Als «Fokusgebiete» werden diese Quartiere 

 
9 http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1978/1978_1502.html (Zugriff am 04.07.2023).  
10 Siehe dazu auch das Faltblatt ‹Klimawandel im Kanton Basel-Stadt›, herausgegeben vom Bundesamt für Meteorolo-

gie und Klimatologie MeteoSchweiz (2021), 
https://www.nccs.admin.ch/dam/nccs/de/dokumente/website/regionen/kantone/faktenblaetter/Faktenblaetter_ 
Klimawandel_BS_d_2110.pdf.download.pdf/Faktenblaetter_Klimawandel_BS_d_2110.pdf (Zugriff am 23.06.2023). 
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in der Folge im Stadtklimakonzept11 bezeichnet, das vor zwei Monaten in  
zweiter Auflage erschien und eine «klimaangepasste Siedlungsentwicklung» 
anstrebt.  
 
Basel, eine Schwammstadt? 
Der Regierungsrat hat das Konzept im Jahr 2021 verabschiedet. Dazu gehören 
breit gefächerte Massnahmen, von neuen Grünflächen über die Entsiegelung 
von asphaltierten Flächen bis zu Sofortmassnahmen wie Sprühnebel oder mobi-
le Pflanzkübel, wie sie in diesem Sommer zum Beispiel auf der Dreirosenbrücke 
zu sehen sind. Anwendung findet auch das Schwammstadt-Prinzip.12 Statt ver-
siegelter Böden sollen wasserdurchlässige Oberflächen (z.B. auf Parkfeldern) 
dabei helfen, dass Regenwasser versickern kann und Starkregen nicht in einem 
Schwall abfliesst. Dies wiederum versorgt die Vegetation mit mehr Wasser und 
trägt via Verdunstung zur Kühlung der Umgebung bei. Ausprobiert wird das 
vorerst nur im Kleinen;13 richtig zum Tragen kommen soll das Schwammstadt-
Prinzip bei den grossen Entwicklungsarealen wie aktuell bei VoltaNord. 

Der Regierungsrat ist gemäss Stadtklimakonzept aber grundsätzlich bei  
jeder Planung verpflichtet, eine Begrünung zu prüfen. Und so schaut die Bevöl-
kerung (und mit ihr die Medien) der Grünliberalen Bau- und Verkehrsdirektorin 
Esther Keller genau auf die Finger und muss dabei immer wieder feststellen, 
dass ‹prüfen› nicht gleichbedeutend mit ‹umsetzen› ist. Beispiel: die von 2023 
bis 2025 erneuerte Clarastrasse. Wer sich hier eine grüne Allee wünschte, wird 
enttäuscht. Drei zusätzliche Bäume sind geplant, mehr sei aufgrund der beste-
henden Trottoirnutzungen und der unterirdischen Leitungen nicht möglich, 
heisst es beim Bau- und Verkehrsdepartement.14  

Diese Einschränkungen gelten auch andernorts, zum Beispiel beim Bank-
verein oder in der Gundeldingerstrasse. Eine weitere Hürde ist die Dauer solcher 
Sanierungsprojekte. Man müsse sich bewusst sein, sagte Esther Keller mit Blick 
auf den grau sanierten Wielandplatz in einem Interview,15 dass Basel während 
Jahrzehnten «als autogerechte Stadt geplant» worden sei. «Diese Planung 
können wir nicht auf die Schnelle rückgängig machen, so etwas braucht Zeit.» 
 
Zivilgesellschaftliche Initiativen  
Aus der Zivilgesellschaft erklingen derweil andere Töne: Der Verein umverkehR 
setzt sich in verschiedenen Städten der Schweiz mit seinen zwei Stadtklimaini-
tiativen für einen Paradigmenwechsel in der Verkehrs- und Stadtplanung bis 
2030 ein. Er fordert, dass bis dann 480'000 Quadratmeter der Basler Strassen-

 
11 https://www.stadtklima.bs.ch/stadtklimakonzept.html (Zugriff am 28.06.2023). 
12 https://www.bvd.bs.ch/nm/2022-basel-wird-schwammstadt-bd.html (Zugriff am 05.07.2023). 
13 https://www.medien.bs.ch/nm/2022-die-suche-nach-dem-besten-untergrund-fuer-entsiegelte-parkplaetze-bd.html 

(Zugriff am 28.06.2023) 
14 Zu der von Grünen-Grossrat Béla Bartha eingereichten Baum-Motion siehe u.a.: https://www.bzbasel.ch/basel/basel-

stadt/grosser-rat-ich-bin-skeptisch-gegenueber-architektur-gruen-diese-motion-will-basler-stadtklima-veraendern-
ld.2474306 (Zugriff am 28.06.2023) 

15 https://www.bazonline.ch/es-ist-beim-besten-willen-nicht-immer-moeglich-baeume-zu-pflanzen-755592943744 
(Zugriff am 07.07.2023). 
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fläche hälftig in Grünflächen mit Bäumen sowie für Langsam- und öffentlichen 
Verkehr umgewandelt werden. Der Regierungsrat hält mit Gegenvorschlägen 
dagegen, auch eine Mehrheit der UVEK betrachtet die Initiativen derzeit als zu 
ambitioniert.16  

Trotz insgesamt sechs Gegenvorschlägen von Regierungsrat und UVEK  
werden jedoch auf dem Stimmzettel dereinst nur die beiden Initiativen stehen: 
Der Grosse Rat schickte an seiner diesjährigen ‹Bündelitagsitzung› vom 28. und 
29. Juni sowohl die Gegenvorschläge als auch mit knapper Mehrheit die Initiati-
ven bachab – zur «sichtlichen» Irritation von Baudirektorin Esther Keller.17 Der 
Regierungsrat hätte es «gerne gesehen», sagte sie nach der intensiven Rats-
debatte, «wenn die Bevölkerung eine Auswahl gehabt hätte».18 Doch sowohl die 
Bürgerlichen als auch die Linken setzten aufs Ganze. Und so wird sich voraus-
sichtlich im November 2023 zeigen, auf welche Seite sich die Stimmbevölkerung 
ohne Gegenvorschlag stellt. 

Eine weitere Initiative beschäftigt sich mit dem Thema Bauen: Der von  
jungen Architekturschaffenden gegründete Verein Countdown 2030 setzt sich 
dafür ein, dass Planen und Bauen bis 2030 deutlich nachhaltiger wird. Das 
Problem ist nicht von der Hand zu weisen: 500 Kilogramm Bauschutt werden in 
der Schweiz durch den Abriss bestehender Gebäude produziert – pro Sekunde. 
30 Prozent der Treibhausgasemissionen weltweit und so auch in der Schweiz 
entstehen allein in der Baubranche. Im Herbst 2022 lancierte der Verein deshalb 
eine Petition ‹Fertig mit dem Abrisswahn, zukunftsfähig bauen jetzt!› während 
einer Ausstellung im Schweizerischen Architekturmuseum S AM in Basel.19 
Knapp 11'000 Personen unterzeichneten die Petition online und vor Ort, Ende 
November 2022 wurde sie dem Bundesrat und dem Parlament in Bern über-
geben. Der von Countdown 2030 online eingerichtete Abriss-Atlas20 verzeichnet 
aktuelle Schweizer Projekte, bei denen in Gebäuden gebundene graue Energie 
durch Abriss vernichtet wird. 

 
Wie weiter bis 2037?  
Wie Basel bis 2037 Netto-Null erreichen will, ist noch nicht beschlossene Sache. 
Die entsprechenden Massnahmen sollen in einer Klimaschutzstrategie auf-
gezeigt werden, die der Kanton derzeit erarbeitet und noch in diesem Jahr  
veröffentlichen will. Konkrete Massnahmen sollen gemäss Till Berger dann in 
einem Klimaaktionsplan Anfang 2024 folgen.  

2023 hat sich erneut gezeigt, dass die Basler Stimmberechtigten klima-
technisch eine ‹Ja, wir wollen›-Haltung einnehmen. Bei den nationalen Ab-
stimmungen zum Klimaschutzgesetz im Juni sagte Basel mit 73,3 Prozent Ja 
 
16 https://www.bazonline.ch/dieser-konflikt-spaltet-basler-umwelt-und-verkehrspolitiker-107385731778 (Zugriff am 

28.06.2023). 
17 https://www.bzbasel.ch/basel/basel-stadt/klimawandel-zocken-gegen-das-klima-buergerliche-bekaempfen-die-

basler-stadtklimainitiativen-ohne-gegenvorschlag-ld.2481634 (Zugriff am 03.07.2023). 
18 https://www.bazonline.ch/basler-buergerliche-hoffen-auf-einsicht-der-stimmbevoelkerung-501589060756 (Zugriff 

am 05.07.2023). 
19 https://www.sam-basel.org/de/ausstellungen/die-schweiz-ein-abriss (Zugriff am 28.06.2023). 
20 https://www.abriss-atlas.ch/de/ (Zugriff am 28.06.2023). 
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zur Vorlage. Noch deutlicher war das Resultat nur in Genf (74,5 Prozent). Aller-
dings ging es bei dieser Abstimmung nicht um Verbote, sondern um Förderung. 
Ob die Politik und die Bevölkerung gewillt sind, angesichts der Klimakrise zu 
radikaleren Mitteln zu greifen, wenn es um handfeste Massnahmen geht, wird 
sich zeigen. Die alles entscheidende Frage lautet nicht mehr, ob etwas für den 
Schutz des Klimas getan wird, sondern wie konsequent. 
 
 
Über die Autorin  
Michelle Isler ist Journalistin und arbeitet beim Basler Onlinemedium Bajour. Ausserdem ist sie Co-Kommunikations-
leiterin des Basler Festivals der Wissenschaften ‹science+fiction›. 
 

 
	  



 9 / 48 

Beiträge zum Thema im Basler Jahrbuch/Stadtbuch 
 
‹Basler Grund und Boden und was darauf wächst› (Hermann  
Christ-Socin, Basler Jahrbuch 1890, S. 20–39) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1890/1890_0097.html 
 
‹Ja zu einem anderen Basel› (Gian-Reto Plattner, Basler Stadtbuch  
1989, S. 26–31) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1989/1989_2013.html 
 
‹Das Regio-Klima-Projekt REKLIP› (Paul Nyffeler, Basler Stadtbuch  
1989, S. 131–135) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1989/1989_2044.html 
 
‹Vom Umgang mit grenzüberschreitender Umweltverschmutzung.  
Ein Thema des 42. Deutschen Geographentages in Basel› (Monika  
Jäggi, Basler Stadtbuch 1991, S. 265–267) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1991/1991_2208.html 
 
‹«Basel natürlich» – Naturschutz im Stadtraum› (Daniel Küry,  
Basler Stadtbuch 1995, S. 98–101) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1995/1995_2401.html 
 
‹Sommerissimo – der Jahrhundertsommer› (-minu Hanspeter  
Hammel, Basler Stadtbuch 2003, S. 23–25) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2003/2003_2825.html 
 
‹2003 – ein «Jahrhundertsommer»›. Der wärmste Basler Sommer  
seit 250 Jahren› (Hans-Rudolf Moser, Basler Stadtbuch 2003,  
S. 26–30) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2003/2003_2826.html 
 
‹Basel sorgt vor – Schutzmassnahmen gegen mögliche Folgen  
des Klimawandels› (Dominique Spirgi, Basler Stadtbuch 2011,  
S. 172–173) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2011/2011_3185.html 
 
Stadtgrün: Die Buche geht, der Zürgelbaum kommt (Elias Kopf,  
Basler Stadtbuch 2013, S. 152–159) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2013/2013_3294.html 
 
‹Kein Ozeanium auf der Heuwaage› (Helen Weiss, Stadtbuch- 
Dossier 2019, 33 Seiten) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/dossier/2019/2019-07.html 
 
‹Von der Klimademo zum Klimanotstand› (Hanna Girard,  
Stadtbuch-Dossier 2020, 43 Seiten) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/dossier/2020/2020-05.html 
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Jährliche Temperaturabweichungen vom Mittel 1961–1990 [°C] für die Jahre 1901–2020 im Kanton Basel-Stadt. 
Quelle: Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie MeteoSchweiz, NCCS (Hg.): Klimawandel im Kanton Basel-Stadt 
– Was geschah bisher und was erwartet uns in Zukunft? National Centre for Climate Services, Zürich 2021, S. 1. 
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Übersicht der bisher beobachteten klimatischen Veränderungen in der Schweiz. Die bisherige Erhöhung der Schweizer 
Jahresmitteltemperatur (Mitte) beträgt seit 1864 circa 2 °C. Zusätzlich dargestellt sind die Änderungen einer Auswahl 
weiterer Klimaindikatoren mit der jeweils zugehörigen beobachteten Zeitspanne. 
Quelle: Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie MeteoSchweiz, NCCS (Hg.): Klimawandel im Kanton Basel-Stadt 
– Was geschah bisher und was erwartet uns in Zukunft? National Centre for Climate Services, Zürich 2021, S. 4. 
 
 
 
 

 
 
Basler Jahresmitteltemperatur in °C, 1755–2019. 
Quelle: Meteorologischer Verein der Region Basel, Lufthygieneamt beider Basel	  
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Stadtklima Basel, Stadtklimakonzept. In den dunkel markierten Fokusgebieten besteht hoher Handlungsbedarf,  

um künftiger verstärkter Hitzeentwicklung vorzubeugen. Quelle: Geoportal Basel-Stadt, Stadtklimakonzept 

 
 

 
 
Verkehrsindex Basel-Stadt, 2010–2022: Quelle: Kanton Basel-Stadt, Bau- und Verkehrsdepartement, Mobilität	  
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Freitag, 9. Oktober 2020

Jan Amsler

Mittwoch, 15 Uhr, Marktplatz:
Ein Dutzend Tänzerinnen und
Tänzerbewegt sich, begleitet von
Trommel und Akkordeon, in
übergrossen Schritten nach
vorn. Sie drehen sich zur Seite in
die Hocke. Wieder aufgerichtet,
tänzeln sie in kleinen Schritt-
chen zurück.

Diese Showeinlage umrahmt
einen sonst eher trockenen Vor-
gang: Das Komitee der Klimage-
rechtigkeitsinitiative Basel 2030
reicht seine gesammelten Unter-
schriften ein. In den vergange-
nen vier Monaten konnte es
3700Menschen aus demKanton
davon überzeugen, für das An-
liegen einzustehen. Das ist res-
pektabel, wenn man bedenkt,
dass die Corona-Pandemie nicht
nur zu Zurückhaltung im zwi-
schenmenschlichen Austausch
führte, sondern auch von der
Klimathematik ablenkte.

Erstaunlich ist das Sammel-
ergebnis auch,weil die Initiative
Radikales fordert. So soll in der
Verfassung festgeschrieben
werden, dass Parlament und
Regierung dafür sorgen, den
Treibhausgasausstoss in Basel-
Stadt auf netto null zu senken
– und das bis 2030. Weiter soll
derKanton nach seinenMöglich-
keiten dazu beitragen, dass die
globale Erwärmung 1,5 Grad
nicht übersteigt.

Zuschauer weichen zurück
Im zweiten Teil der Aufführung
auf dem Marktplatz vernetzen
sich die einzelnen Tänzer mit
einem Seil. Kinder singen «Lau-
fed e bitzli, Biireschnitzli»,wäh-
rend sich das Netzwerk auf den
Weg ins Rathaus macht, wo die
Initiative überreicht wird.

Die Botschaft ist klar: Ge-
meinsam für die Kinder, dieWelt
vonmorgen. «BeimTanz ging es
auch darum, Hindernisse zu
überwinden, der Realität ins
Auge zu blicken und inAktion zu
treten», fasst David Metzger zu-
sammen, der Fragen zur Aktion
beantwortet. Ob es so gewollt
war, dass das Publikum von den
Tänzern mit ihren grossen
Schritten auch zurückgedrängt

wurde? Jedenfalls sind die Zu-
schauer in den vorderen Reihen
gewichen, und manch einer
dürfte sich angegriffen gefühlt
haben.Das gilt auch für jene, die
sich imMoment nicht vorstellen
können, wie das Ziel denn er-
reicht werden soll, ohne dass
man die eigenen Bedürfnisse
massiv zurückschrauben muss.

Die Initiative selber gibt kei-
ne konkreten Massnahmen,
sondern nur Leitprinzipien vor.
In den Augen von Sarah Wyss,
SP-Grossrätin und Mitglied des
Initiativkomitees, liegt der Ball
jetzt bei der Politik: «Nun sind
Parlament und Regierung am
Zug für Vorschläge.» Eine erste
Reaktion müsse in spätestens
sechs Monaten erfolgen. Sollte

ein Gegenvorschlag unterbreitet
werden,wolle das Komitee über-
prüfen, ob sein Ziel damit er-
reicht werden könne.

Wie man mit der Initiative
dann weiter verfahren will, ob
sie etwa zur Volksabstimmung
gelangt oder zurückgezogen
wird, sei bewusst offengelassen,
sagt Wyss.

«Müssen in Basel beginnen»
Sie sehe zwar die Problematik,
dass die Umsetzung noch unklar
ist. Doch als utopischwill sie die
Zielsetzung nicht bezeichnen:
«Wirmüssen dort anfangen,wo
wir können, und in Basel begin-
nen.Wirwaren der erste Kanton,
der den Klimanotstand ausgeru-
fen hat – Basel ist prädestiniert

für die Pionierrolle.» Ideen lä-
gen vor, nun müsse die Politik
«das Bouquet an Vorschlägen»
zusammenstellen. Sie selber
setzt auf den technologischen
Fortschritt und dessen Einfluss
etwa auf Mobilität, Energie
gewinnung, Recycling und Ge-
bäudebewirtschaftung.

Die andereMöglichkeit, näm-
lich dass die Politik die Initiati-
ve einfach zur Ablehnung emp-
fiehlt und es auf einenVolksent-
scheid ankommen lässt, scheint
für sie keine Option zu sein.Wie
es weitergeht, hängt wesentlich
von denMehrheitsverhältnissen
in Regierung und Parlament ab
– deren Vertreter am 25. Okto-
ber bekanntlich neu gewählt
werden.

3700 Basler und Baslerinnenwollen
einen emissionsfreien Kanton
Initiative eingereicht Mehr Unterschriften als nötig sind für die Klimagerechtigkeit zusammengekommen.
«Basel ist prädestiniert für die Pionierrolle», sagt SP-Grossrätin SarahWyss. Doch wie stellt sie sich das vor?

Am Ende sind alle vernetzt: Ein Tanz umrahmt die Einreichung der Klimagerechtigkeitsinitiative beim Rathaus in Basel-Stadt. Foto: Kostas Maros

«Nun sind
Parlament und
Regierung amZug
für Vorschläge.»

SarahWyss
SP-Grossrätin und Mitglied
des Initiativkomitees
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Im Sommer zeigt sich in Basel
ein immer gleiches Bild:Wird es
warm, sammeln sich die Men-
schenmassen amRheinbord, um
die Sonne zu geniessen. Vor
allem aber auch, um sich bei
heissen Temperaturen im küh-
len Fluss zu erfrischen. Diese
Konzentration auf das Rheinufer
könnte sich in naher Zukunft
verschieben, und zwar gleich auf
mehrere Orte in der Stadt. Dar-
auf zielt das neue Projekt@HOC
ab, das mehrere offene Wasser-
flächen in Basel realisieren will.

Insgesamt sieben Standorte
sollen mit Wasser aufgewertet
werden. Ins Auge stechen dabei
vor allem grosse Fontänen auf
dem Kasernen-Areal oder ein
Springbrunnen auf dem Markt-
platz, aber auch ein geplanter
See beimHorburgpark oderTei-
che im St.-Alban-Quartier.

Dabei sollen keine neuen
Wasserquellen generiertwerden.
Vielmehr sollen bestehendeWas-
serläufe, die nach der Industria-
lisierung aus dem Stadtbild ver-
schwunden sind, reaktiviert oder
durch Umleitungen neu aufbe-
reitetwerden.Der Plan sieht vor,
Kanäle offen zu legen und das

Wasser an Orte zurückzuführen,
wo es konzentriert war, bevor in
Basel das Stromnetz aufgebaut
wurde. Genutzt werden sollen
die GewässerWiese,Allschwiler-
bach, Dorenbach und Birsig.

Die Steigerung derAttraktivi-
tät im öffentlichen Raum ist da-

bei nicht die einzige Motivation,
die die Projektleitung antreibt.
«Wir wollen der Klimaerwär-
mung in Basel entgegenwirken.
Vor allem in den Sommermona-
ten sollen dieWasseranlagen an-
genehme Kühle bringen», sagt
Nicole Wirz von der Raumplan

Wirz GmbH, die das Konzept
mitentwickelte.

Es handelt sich dabei um so-
genannte blaueMassnahmen, die
das Stadtklimaverbessern sollen.
«Unser zentrales Thema ist, das
Wasser in der Stadt effizienter zu
nutzen», so Wirz. Man wolle

damit eine Strategie zur Ent-
wicklung solcherAnlagen in der
Stadt anstossen und dasWasser
in die Quartiere führen. Um im
Sommerdem «Dichtestress» am
Rhein entgegenzuwirken.

Kosten noch nicht absehbar
Ein genauer Plan für die Reali-
sierung des Projekts liegt noch
nicht vor. «Zunächst muss die
Machbarkeit derAnlagen geprüft
werden», sagt Wirz. Einige der
geplantenNeugestaltungen sind
in aktuelle Arealentwicklungen
eingebettet, andere wiederum
sind unabhängiger und könnten
schneller umgesetzt werden.
Einen genauen Zeitplan und ein
Budget zu erstellen, sei daher im
jetzigen Stadium schwierig, so
Wirz. Diese sollen folgen, wenn
die einzelnen Konzepte einge-
hend geprüft werden.

Rückenwind erhält das Pro-
jekt von Regierungsratskandida-
tin Esther Keller. Sie bewarb das
Konzept auf den sozialenMedien
undwill kommendeWoche einen
Anzug zu dieser Thematik im
Parlament lancieren. Konkret
möchte sie von der Regierung
wissen, ob sie es als sinnvoll

erachte, im Rahmen der Stadt-
entwicklung auf solcheVorschlä-
ge zu setzen, und ob ähnliche
Projekte bereits in Planung sind.

Keller ist sich sicher: Wasser-
anlagen sind ein Anliegen der
Bevölkerung. «Viele vermissen
Wasserstellen in allenmöglichen
Formen in der Stadt», so Keller.
Mehrere Plätze in Basel würden
dadurch aufgewertet. «Und die-
se Orte werden so auch attrakti-
ver für das Gewerbe und für die
Gastronomie», ist Keller über-
zeugt. Sie wird nun auf die ver-
schiedenen Parteien zugehen
und für Unterschriften weibeln.
Mit dem Ziel, eine echteAlterna-
tive zumRheinbord zu schaffen.

Robin Rickenbacher

Das Projekt @HOC wurde von
einer unabhängigen Projektgruppe
aus RaumplanWirz GmbH, Studio
Urbane Landschaften und GEO
Partner A entwickelt. Die Gruppe
stellt das Konzept in einer Stadt-
tour detaillierter vor. Diese startet
am Sonntag, 18. Oktober, um
14 Uhr auf der Dreirosenbrücke.
Anmelden kann man sich unter
mail@visionadhoc.com.

Kaserne soll Fontänen erhalten und der Marktplatz einen Springbrunnen
Mehr Wasseranlagen für Basel Eine Projektgruppe will mehr offeneWasserflächen in Basel realisieren.
Brunnen, Kanäle und Seen sollen entstehen. Grossrätin Esther Keller lanciert dazu einen Vorstoss im Parlament.

Werden sich dereinst Kinder auf dem Kasernen-Areal unter Fontänen abkühlen können? Visualisierung: @HOC

Liebe Wählerin, lieber Wähler

Die LDP ist auch deshalb die Partei meiner Wahl,
weil ich mich hier seit Jahrzehnten auch in der
Sozial- und Umweltpolitik engagieren kann.

Die LDP begrüsst mein Präsidium der Sozialhilfe-
konferenz, SKOS, ebenso wie meinen Einsatz für
Solar-Energie und den Erhalt des Tropenwaldes.

LDP
L ISTE 3

Das passt in dieser bürgerlichen liberalen Basler
Partei bestens zu einer klaren Unterstützung von
Wirtschafts- und Gewerbeanliegen und zur For-
derung, vom Bund und vom Kanton mehr Geld
für alle Schulen, die Berufs- und Weiterbildung,
für die Universität und die Fachhochschule zu er-
halten.

Immer wieder hat mir die Wählerschaft Vertrauen
geschenkt, wofür ich dankbar bin. Es freut mich,

wenn Sie Kandidatinnen und Kandidaten der LDP
und der Jungliberalen, Liste 3 in den Grossen
Rat wählen. Sie stärken damit eine Partei, welche
zu Kooperation über Parteigrenzen hinweg bereit
ist, sich aber auch klar von extremen Haltungen
distanziert.

Christoph Eymann
Nationalrat LDP Basel-Stadt
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Martin Läubli

Die Sommerlindewargut 20Me-
terhoch.Stamm,Äste undBlätter
ergaben eine Biomasse von über
4 Tonnen. Sie stand in der Stadt
Bern. Forschende der Berner
Fachhochschule und der Univer-
sität Zürich haben sie ausgemes-
sen, dann wurde sie gefällt. Sie
wurde 125 Jahre alt. in dieser Zeit
hat sie rund2TonnenKohlenstoff
im Holz gebunden und dafür der
Umgebungsluft etwa 7 Tonnen
Kohlendioxid entzogen.DerBaum
war nicht nur ein willkommener
Schattenspender in der aufge-
wärmten Stadt im Sommer – er
filterte auchdie Stadtluft,warLe-
bensraum und Klimaschützer.

Die Grüne Parteiwillmit einer
neuen Umweltinitiative diese le-
benswichtigenEigenschaftender
Bäume nutzen und 10 Millionen
Bäume ausserhalb der Schweizer
Wälder pflanzen – etwa hoch-
stämmige Obstbäume auf dem
Land und Stadtbäume in Parks.

Gefragte Eigenschaft
Bäume spielen längst eine klima-
politische Rolle. Sie produzieren
sogenanntenegativeEmissionen,
weil sie für die Fotosynthese der
Umgebungsluft CO2 entziehen;
derKohlenstoffwird fürdieHolz-
produktion verwendet, und der
Sauerstoff wird bei der Atmung
wieder an die Luft abgegeben.
Und diese Eigenschaft istwohl in
dennächsten Jahrzehntengefragt:
Denndie Schweizhat sichwievie-
le andere Staatendas Ziel gesetzt,
bis 2050klimaneutral zu sein.Das
heisst: Sie will die CO2-Emissio-
nen aus Verkehr, Heizungen und
IndustrieanlagendurchElektrifi-
zierung der Energieversorgung
möglichst auf null reduzieren.

Wo dies nicht vollumfänglich
möglich ist, etwa in der Stahl-
industrie undderLandwirtschaft,
braucht es Instrumente wie die
Bäume,mit derenHilfe die restli-
chen Treibhausgas-Emissionen
kompensiertwerdenkönnen.Und
dieser Rest ist gemäss einem Be-
richt desBundesamts fürEnergie
beträchtlich: Rund 12 Millionen
Tonnen Treibhausgase würden
2050ausheutigerPerspektive im-
mernoch produziertwerden,das
ist etwa ein Viertel der heutigen
Emissionen.

55 Kilogrammpro Jahr
Die Initiative der Grünen Partei
könnte helfen. Aber wie stark ist
dennderKlimaeffektvonBäumen
überhaupt?DieGrünengehenda-
vonaus,dassmit 10Millionen zu-
sätzlichgepflanztenBäumenetwa
10MillionenTonnenCO2 gebun-
denwerdenkönnen.«Das ist eine
robuste Schätzung», sagt Bastien
Girod, Zürcher Nationalrat der
Grünen und ETH-Dozent. Er be-
ruft sich dabei auf eine ältere
Schätzung,nachderein 40-jähri-
ger Baum im Durchschnitt rund
1TonneCO2speichernkann.«Bei
einheimischen Bäumen kann es
je nachArt auch 100 Jahredauern,
bis sie 1 Tonne CO2 gebunden
haben», sagt Girod.

Tatsächlich ist es schwierig,
abzuschätzen,welchen Klimaef-
fekt etwa ein Stadtpark mit ver-
schiedenen Baumarten unter-
schiedlichenAlters hat. Einen de-
taillierten Einblick gibt nun eine
neue Arbeit des Umweltbüros
Nategra, der Berner Fachhoch-

schule, der Universität Zürich
und des Forschungsinstituts
WSL. Das Ziel der Untersuchung
war, die Biomasse von Bäumen
ausserhalb desWaldes besser ab-
schätzen zu können. Dafür wur-
den 55 Bäume unterschiedlicher
Arten aus sieben Städten unter-
sucht.DieBäumewurden traditio-
nell forstlich von Hand sowie mit
neusten terrestrischen Laserscan-
nern ausgemessen und anschlies-
send gefällt. So konnte durch die
Jahrringe das Alter bestimmtwer-
den. Als Nebenprodukt entstand
eine Datenbank, wie viel CO2 die
Bäumewährend ihrerLebensdauer
gebunden hatten.

Die Bandbreite ist gross: von
der Esche, die im Jahr rund 16 Ki-
logrammCO2aufnimmt,überdie
Buchemit etwa37Kilogrammbis
zum Spitzahorn mit 192 Kilo-

gramm CO2. Nimmt man die
Daten aller untersuchten Bäume,
so kommt man auf ein mittleres
Altervon 68 Jahren. In dieser Zeit
haben die einzelnen Bäume jähr-
lich durchschnittlich 55 Kilo-
grammCO2aufgenommen–das
macht über die Lebensdauer ge-
rechnet für einen einzelnen
Baumungefähr3700Kilogramm.

Würde man nun die Initiative
der Grünen mit dem Artenquer-
schnitt der untersuchten Bäume
umsetzenund10MillionenBäume
pflanzen, käme man nach 40 Jah-
ren auf etwa 22MillionenTonnen
CO2–doppelt soviel,wiedieGrü-
nenschätzten.Nun istdieseRech-
nung letztlich auch eine Zahlen-
spielerei – inWirklichkeit ist alles
etwaskomplizierter.«Fürdenposi-
tiven Klimaeffekt dürfen nur die
zusätzlichen Bäume angerechnet

werden»,sagtEstherThürig,Wald-
forscherin an derWSLundMitau-
torinderStudie.Ersetzt einTeilder
neugepflanztenBäumealteExem-
plare,kompensierensienurdieal-
ten Bäume, weil diese nach dem
Fällen bei der Entsorgung den ge-
speichertenKohlenstoffwiederan
dieAtmosphäre abgeben.

Hinzu kommt, dass Bäume
nicht gleichmässigwachsen. Zu-
erst ist das Wachstum langsam,
dannwird es schneller, undwird
schliesslich imhöherenAlterwie-
der gebremst. «Der Hauptzu-
wachs der Bäume ist je nach
Baumart etwa nach 20 bis 40 Jah-
ren», sagt Esther Thürig. Wie alt
Stadtbäume künftig werden,
hängt jedoch von der Klimaent-
wicklung und der Zusammenset-
zung der Baumarten ab.

Forschende der Berner Fach-
hochschule gehen im Projekt
«Urban Green & Climate» für
2060 im Schweizer Mittelland
von einem Klima aus, das der
heutigen kontinentalen Balkan-
region entspricht. Das hätte Fol-
gen für die Artenzusammenset-
zung: Einheimische Bäumewür-
den abnehmen, angepassteArten
aus Südeuropa hätten einenVor-
teil, die Baumvitalität würde
unter Hitze- und Trockenstress
reduziert, und die Lebenser
wartung wäre tiefer. Unter den
aktuellen Bäumen gehören zum
Beispiel der Feldahorn, die Silber-
linde und die Zerreiche zu den
klimafittesten.

Beschränkter Nutzen
Ein schneller Klimaeffekt ist also
durch die Bäumenicht zu erwar-
ten. «Die Schätzung der Grünen
ist gar nicht so schlecht, wenn
man die besagten Faktoren be-
rücksichtigt», sagt EstherThürig.

Aber: Die Schätzungen zeigen
auch auf,wie beschränkt derNut-
zen der Baumpflanzung ist, um
das Netto-Null-Ziel des Bundes
zu erreichen. Bleiben wir beim
Querschnitt der untersuchten
Stadtbäume,sowürden 10Millio-
nen zusätzliche Bäume im Jahr
durchschnittlich etwa eine halbe
Million Tonnen CO2 binden. Zur
Erinnerung: Auch 2050 müssen
noch rund 12 Millionen Tonnen
Treibhausgase jährlich kompen-
siert werden. «Der Klimaschutz
kann ein Grund sein, Bäume in
der Stadt zu pflanzen», sagt Thü-
rig. Aber wichtiger findet sie die
anderen Effekte: Kühlung, Stadt-
bild, Erholungsraum, Biodiversi-
tät. «Das ist doch eigentlichwun-
derbar – eine multiple Ökosys-
tem-Dienstleistung.»

Die Grünen rechnen damit,
dass die Umsetzung der Initiati-
ve etwa 2 Milliarden Franken
kosten würde.

Was 10MillionenBäumebringenwürden
CO₂ reduzieren Die jüngste Umweltinitiative der Grünen Partei ist gut für das Stadtklima und die Artenvielfalt,
doch für die Kompensation von Treibhausgasen spielt sie eine kleine Rolle.

Bäume bringen im Sommer eine willkommene Abkühlung in der Stadt: Der Park West in Rheinfelden. Foto: Keystone

Die Grünen
rechnen damit,
dass die
Umsetzung
ihrer Initiative
etwa 2Milliarden
Franken
kostenwürde.

Bei Hitze speichert der Schweizer Wald weniger CO₂

Im Schweizer Wald wachsen mehr
als 500 Millionen Bäume – gut
46 Millionen stehen ausserhalb
der Waldgrenzen. Diese Zahl
schätzten die Forschenden des
Schweizerischen Landesforstin-
ventars (LFI) aufgrund stichpro-
benmässiger terrestrischer Auf-
nahmen. Für das LFI werden
regelmässig Erhebungen mithilfe
von Luftbildern gemacht. Dabei
werden jeweils 21’000 Probeflä-
chen fotografisch aufgenommen
und nach einem bestimmten
Katalog verschiedener Bodenbe-
deckungsklassen interpretiert. Das
letzte Inventar wurde 2020 veröf-
fentlicht. Der Holzvorrat ist in den
letzten acht Jahren um etwa
3 Prozent gestiegen – unter

anderem weil der Wald von star-
ken Stürmen wie beim Orkan
Lothar 1999 verschont blieb. Der
Schweizer Wald ist insofern ein
wichtiger CO₂-Speicher, der bisher
auch eine Rolle spielte, um die
internationalen Klimaverpflichtun-
gen der Schweiz zu erfüllen.
Neuere Studien zeigen aber auch,
wie empfindlich er auf Hitze
reagiert. Eine Untersuchung der
ETH, der Universität Zürich und
des Forschungsinstituts WSL
zeigen, dass der Schweizer Wald
in ungewöhnlichen Hitze- und
Dürreperioden – wie zum Beispiel
2018 – weniger CO₂ speichert als
sonst. Das beobachteten sie an
zwei Waldstandorten in Davos und
auf der Lägern bei Zürich. (lae)
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Stefan Häne undMartin Läubli

Es kommt seltenvor,dass sich die
Wissenschaft in politische Pro-
zesse einmischt, ja sogar eineAb-
stimmungsparole abgibt. Eigent-
lich gilt das als tabu im Kreis der
Wissenschaft. Nun haben mehr
als hundert Forschende,darunter
die bekanntesten Klimaforscher
der Schweiz, öffentlich die Ja-
Parole zur CO2-Gesetzesvorlage
abgegeben, über die am 13. Juni
abgestimmt wird. Das ist ein
ungewohntes Vorgehen.

Für die Wissenschaftler sind
die Fakten für denmenschenge-
machtenKlimawandel schon lan-
ge bekannt. «Die Dringlichkeit
der Klimaveränderung rechtfer-
tigt entschiedenes Handeln»,
schreiben sie in der Mitteilung.
Sie sehen im breit abgestützten
verschärften CO2-Gesetz «einen
wichtigen Schritt in die richtige
Richtung», um das Klimaziel der
Schweiz zu erreichen – bis 2050
praktisch keine fossilen Treib-
und Brennstoffe mehr zu ver-
brennen, also klimaneutral zu
sein. Das Gesetz setze der Wirt-
schaft undderBevölkerung einen
«klaren Rahmen, innerhalb des-
sen die Wirtschaft die besten
Lösungen erarbeiten kann».

Fakt oderMeinung?
Die Klimaforschung ist ein ge-
branntes Kind. Klimalügner und
Skeptiker gegenüber der Klima-
forschung prangerten den Welt-
klimarat (IPCC) immerwiederan,
dieWissenschaft sei viel zu nahe
ampolitischen Prozess der inter-
nationalenKlimapolitik.Tatsäch-

lich gab es Interessenkonflikte bei
einzelnen Forschern. Doch re-
nommierte Klimaforscher wie
Thomas Stocker erklärten stets,
dassdie ForschernieKompromis-
se eingehenmussten,diewissen-
schaftlich unhaltbar waren.
Inzwischen sindnurnochverein-
zelte Stimmen zu hören, die den
Vorwurf der Abhängigkeit auf-
rechterhalten.

Dennoch: Der aktuelle Posi-
tionsbezug der Wissenschaftler
zum CO2-Gesetz löst unter-
schiedliche Reaktionen aus. Es
sei der Wissenschaft unbenom-
men, sich in eine öffentliche De-
batte einzumischen, auch in
einen Abstimmungskampf, sagt
Michael Hermann vom For-
schungsinstitut Sotomo. Eine
andere Frage sei jedoch, ob dies
sinnvoll und zweckdienlich sei.
FürHermann ist dieAntwort da-
rauf «nicht so eindeutig». Zwar

sei es wichtig, dass die Bevölke-
rung beim Klimathema die Fak-
ten genau kenne. Aber: Je politi-
scher die Wissenschaft werde,
desto verhandelbarer könnten
ihre Positionenwerden, sagt der
Politgeograf. «Es besteht die Ge-
fahr, dasswissenschaftliche Fak-
ten plötzlich als Meinung ange-
sehenwerden.» Diese Gefahr sei
umso grösser,wenn dieWissen-
schaft zu apodiktisch auftrete
und signalisiere, dass nur sie die
Wahrheit kenne. «Im vorliegen-
den Fall scheint mir der Ton
jedoch gut getroffen.»

Harsche Kritik der SVP
Geteilt sind dieMeinungen in der
Politik. «Ich bin –wie bei der Co-
vid-19-Taskforce – gegen einen
Maulkorb für die Wissenschaft»,
sagt SP-Fraktionschef Roger
Nordmann. Andere Parlamenta-
rier, die das CO2-Gesetz ebenfalls

gutheissen, äussern sich ähnlich.
Dazu gehören auch solche, wel-
che die Öffentlichkeitsarbeit der
Covid-19-Taskforce inderVergan-
genheit selbst kritisiert haben,
etwa Damian Müller.

«Es gibt da einen entschei-
denden Unterschied», sagt der
FDP-Ständerat. Für ein beraten-
des Gremium wie die Taskforce
habe das Prinzip der Loyalität
zur politischen Entscheidungs-
ebene – also dem Bundesrat –
eine ganz andere Bedeutung als
für private Gruppierungen zu
einer öffentlichen Frage,wie dies
nun bei den Wissenschaftlern
und der Abstimmung über das
CO2-Gesetz der Fall sei. Im Üb-
rigen stehe es auch jenen Wis-
senschaftlern frei, öffentlich zu
werden, die den Klimawandel
anders einschätzen und die des-
halb das CO2-Gesetz für falsch
halten würden.

Harsche Kritik kommt da-
gegen aus demgegnerischen La-
ger. SVP-Nationalrat Christian
Imark nennt dieWissenschaftler
«Aktivisten»: «Unter dem Deck-
mantel der Wissenschaft soll in
der Schweiz ein sozialistisches
System etabliert werden.» Dar-
um gehe es ihnen.Der CO2-Aus-
stoss sinke in der Schweiz schon
unter der heutigen Gesetzge-
bung, argumentiert Imark.

«Die Wissenschaftler indes
erwähnenmit keinemWort, dass
Treibhausgase reduziertwerden
können, ohne Milliarden umzu-
verteilen sowie neueVerbote und
viel Bürokratie zu etablieren»,
sagt Imark. Damit würden sie
sich unglaubwürdigmachen.Die

Gegner derAbstimmungsvorlage
haben bisher allerdings nicht
dargelegt, wie die Alternativen
zum CO2-Gesetz aussehen. Um
die Reduktion der Treibhausga-
se zu beschleunigen, gebe es sehr
viel sinnvollere Massnahmen,
sagt Imark.Welche das sind,wol-
len die Gegner des Gesetzes An-
fang Mai präsentieren.

DieMassnahmenwirken
Gegen solche Anschuldigungen
wehrt sich Reto Knutti, ETH-Kli-
maforscher: «Es geht überhaupt
nicht um Sozialismus, sondern
um die Zukunft unseres Plane-
ten. Weil wir bewiesen haben,
dass Eigenverantwortung und
Markt allein bei weitem nicht
ausreichen, um gesellschaftliche
Krisen zu lösen, braucht es ge-
wisse Rahmenbedingungen, an
die sich alle halten.» Das sei bei
Abfall,Abwasser,Ozonloch, Luft-
reinhaltung, Phosphat, Asbest
und Pestiziden so gewesen, und
es sei auch beim CO2 so.

Die Akademien der Wissen-
schaft haben bereits verschie-
dentlich aufgezeigt,warum Ins-
trumentewie Lenkungsabgaben
und Preisaufschläge, die im
CO2-Gesetz vorgesehen sind,
auf das Verhalten im Klima-
schutzwirken. Die Forschenden
nehmen in ihrer Mitteilung Be-
zug darauf: Fossile Brenn- und
Treibstoffe würden zwar etwas
teurer, aber ein grosser Teil der
Lenkungsabgaben etwa auf
Brennstoffen werde der Bevöl-
kerung zurückverteilt. Wer sich
klimafreundlich verhalte, wer-
de deshalb belohnt.

Tabubruch fürs Klima
Abstimmung über CO₂-Gesetz Eigentlich hält sich die Wissenschaft aus der Politik raus. Mehr als hundert Forschende
machen jetzt eine Ausnahme und setzen sich für ein Ja ein. WerdenWissenschaftler so zu Aktivisten?

Bei ihren Forderungen beriefen sich die Jugendlichen stets auf die Wissenschaft: Klimastreik in Bern im Mai 2019. Foto: Dominique Meienberg

Herr Knutti, Sie sagten einmal,
politische Forderungen kämen
für Sie alsWissenschaftler
nicht infrage. Nun haben Sie die
Ja-Parole für das CO2-Gesetz
unterschrieben. Ist das eine
Kehrtwende?
Nein, ich bin grundsätzlich nach
wie vor dieser Meinung. Aber in
diesem Fall geht es um eine Sa-
che, bei der die wissenschaft
lichen Fakten eindeutig sind und
die Schweiz dieWeichen gestellt
hat. Sie hat das Pariser Klima
abkommen ratifiziert, siewill bis
2050 die CO2-Emissionen auf
netto null reduzieren. Industrie-
staaten wie die Schweiz müssen
dabei vorangehen.

Die Ja-Parole ist aber eine
direkte Einflussnahme in einen
politischen Prozess,was für die
Wissenschaft als tabu gilt.
Die Abstimmungsvorlage ist von
denKantonen,denVerbändenbis
zum grössten Teil derWirtschaft
abgestützt.Trotzdem ist derAus-
gangnoch längstens nicht sicher,
die Erdöllobby und auch die SVP
haben genug Geld, um die Stim-
mung gegen die Vorlage beein-
flussen zu können. Die Ja-Parole
ist ein Fingerzeig, dass wir uns
nicht von den Interessen der
Auto- undÖllobby irreführen las-
sendürfen.Wirhabendas Feld zu
lange denLobbyisten überlassen.

Warumhaben die Klima
forscher so lange zugewartet?
Vermutlich habenwir zu lange an
eine strenge Separierung zwi-
schenWissenschaft,Gesellschaft
undPolitik geglaubt.Deutschland
ist uns da voraus. Da gibt es
den «Wissenschaftlichen Beirat
der Bundesregierung Globale

Umweltveränderungen», der di-
rekt die Bundesregierung auch in
Fragen des Klimawandels berät
und politisch völlig losgelöst an
die Öffentlichkeit gehen kann.
Derzeit ist es in der Schweizwir-
kungsvoll, direkt mit Medien zu
kommunizieren. Ich versuche
auch, direkt gewissen Leuten im
Parlament faktenbasierte Infor-
mationen zu liefern.

Damit gehen Sie das Risiko ein,
als Aktivist zu gelten.
Das hat doch nichts damit zu tun.
Ich verliere dabei nicht die Un-
abhängigkeit, ich vermittle nur
wissenschaftlich gesicherte In-
formationen. Es gibt das Beispiel
vom Erdbeben von 2009 in Ita-
lien. Da wollte man Wissen-
schaftler wegen Totschlags vor
Gericht stellen,weil sie nicht ge-
warnt hatten. Wenn die Gefahr
besteht, dass Menschen leiden
oder sterben, dann ist es unsere
Aufgabe, das laut zu sagen.

Martin Läubli

«Haben das Feld zu
lange Lobbyisten
überlassen»

Reto Knutti
Klimaforscher
an der ETH Zürich

Argumente der Forscher für das CO₂-Gesetz

—DieWelt und damit auch die
Schweiz sind nicht auf Kurs
für die Pariser Klimaziele. Mit den
heutigen weltweiten Massnahmen
steuern wir auf eine Erwärmung
von etwa 3 Grad bis 2100 hin.
—Die Schweiz hat von 1990 bis
2019 ihre Treibhausgase nur um
14 Prozent reduziert, will aber im
Rahmen des Pariser Klima­
vertrages die Emissionen bis
2030 halbieren.
—Eine Ablehnung des CO₂-Geset­
zes würde die Schweizer Klimapoli­
tik mit grosserWahrscheinlichkeit
über Jahre schwächen.

—Die Schweiz kann nur dann
glaubwürdig Klimaschutztechno­
logien in alle Welt exportieren,
wenn sie diese Technologien auch
im Inland anwendet.
— Anreizmechanismen haben im
Gebäudebereich erste ermutigen­
de Ergebnisse erzielt. Es ist nun
an der Zeit, Massnahmen auch auf
den Verkehr, insbesondere den
Flugverkehr, auszudehnen.
—Die grosse Mehrheit der führen­
den Ökonomen ist der Ansicht,
dass der Nutzen von ambitionier­
tem Klimaschutz grösser ist als die
Kosten. (lae)
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Sport
Freitag, 23. April 2021

David Wiederkehr

Sie stampft mit der Ferse in den
Boden. Die Arme hinter dem
Rücken verschränkt. Lacht ins
Kampfgericht. Giulia Steingru-
ber ist an der EM in der Basler
St. Jakobshalle in Fahrt – die
18-monatige Corona-Zwangs-
pause ist ihr kaum anzumerken.
Mit Rang 3 am Sprung und Platz
5 am Boden bringt sie sich für
die Gerätefinals vom Wochen-
ende in eine herausragende
Ausgangslage. Zunächst steht
heute Freitag die Entscheidung
im Mehrkampf an. Mit dem
zehnten Rang hat sie auch da
gezeigt, dass sie zurück in der
europäischen Spitze ist.

Besonders auffällig: ihre neue
Choreografie am Boden. Immer
wieder hat Steingruber in ihrer
Karriere die Musik gewechselt,
fast jährlich. Mal war diese me-
lancholisch,wie an derWM2017,
als sie ihr Programm als Hom-
mage ihrerverstorbenenSchwes-
ter Désirée widmete. Mal turnte
sie zu Klavierklängen oder zu
Röhren-Soul der niederländi-
schen Sängerin Kovacs. Der Fan-
tasie sind bei der Musik kaum
Grenzen gesetzt – es darf laut
Reglement nur niemand singen.

Gute-Laune-Musik
Diesmal nun hat sich Steingru-
ber für ein Lied der finnischen
Hardrock-Band Nightwish ent-

schieden: «Harvest». Die dem
Genre Symphonic Metal zuge-
ordnete Band setzt gerne kelti-
sche Elemente wie Uilleann
Pipes oder TinWhistles ein, der
britische Musiker Troy Dono-
ckley ist für diese Instrumente
festerTeil der Band. Im LiedHar-
vest ist die Anlehnung an irische
Folk-Musik besonders ausge-
prägt. Dies hat Steingruber so-
fort angesprochen. «Als ich das
Lied zum ersten Mal gehört
habe, war für mich schnell klar,
dass das meine neue Bodenmu-
sik wird», erzählte die 27-Jähri-
ge im Anschluss an ihren
Wettkampf am Mittwochabend.
«Es ist Gute-Laune-Musik und
hat mir ein Lächeln ins Gesicht

gezaubert.» Eine besondere
Beziehung zu Irland oder der
Folk-Musik hat sie nicht.

Ihr glänzenderAuftritt in der
Qualifikation für die EMmacht
Lust auf mehr, ganz besonders
die Gerätefinals vom Wochen-
ende (Sprung am Samstag, Bo-
den am Sonntag). Und dass sie
auch nach der langen Wett-
kampfpauseweiterhin eine Me-
daillenkandidatin ist, hat sie an
ihrem Paradegerät Sprung be-
wiesen: Aus taktischen Grün-
den zeigte sie einen einfache-
ren zweiten Sprung – und lag
trotzdem weniger als einen
Zehntel hinter der besten Sprin-
gerin der Qualifikation, der Bri-
tin Jessica Gadirova.

Eine Medaille versprechen mag
die St.Gallerin zwar nicht, best-
möglich zu turnen – das war
schon immer ihr Mantra.

Der Nationaltrainer warnt
«Und amEndemüssen auch im-
mer noch acht Turnerinnen erst
über diesen Bock», sagte sie auch
diesmal.Aber dass siemit ihrem
Repertoire – demTschussowiti-
na-Sprung sowie einemElement
aus der Jurtschenko-Klasse –
noch immer zur obersten euro-
päischen Spitze zählt, das spricht
doch für ihre Konstanz.

Den Tschussowitina zeigte
Steingruber vor zehn Jahren
erstmals, an der EM 2011 – als
17-jährige Newcomerin. Sie hat

ihn seither perfektioniert. Das
gilt auch für ihre Bodenübung,
die sich zwar im Stil von frühe-
renAusführungen unterscheiden
mag – diewichtigsten Elemente
aber bleiben ja gleich. Der Dop-
pelsaltomit Schraube (Tsukaha-
ra) oder der gestreckte Doppel-
salto rückwärts – das zeigen
nicht viele Frauen im internatio-
nalen Turnsport.

Trotzdem, mahnt National-
trainer Fabien Martin: «Gerade
im Bodenfinal ist das Niveau
enorm hoch.» Steingrubers
Gegnerinnen heissen Angelina
Melnikowa, Vanessa Ferrari
oder Larisa Iordache. Sie alle
haben an diesem Gerät schon
WM-Medaillen gewonnen.

Hardrock zaubert ihr ein Lächeln ins Gesicht
Europameisterschaften in Basel Kunstturnerin Giulia Steingruber greift bei ihrem Comeback in der St. Jakobshalle nach denMedaillen.

Giulia Steingruber fliegt durch die St. Jakobshalle und landet in der Sprung-Qualifikation auf Platz 3. Foto: Claudio Thoma (Freshfocus)

30. Runde
Gestern Servette - Sion 3:5 (1:1)

FC Zürich - Young Boys 1:2 (1:2)
Mittwoch Lugano - St. Gallen 2:0 (1:0)

Luzern - Lausanne 1:0 (0:0)
Vaduz - Basel 1:1 (0:0)

Fussball – Super League

* Meister

1. Young Boys* 30 69
2. Basel 30 43
3. Lugano 30 43
4. Servette 30 41
5. Lausanne 30 40

6. Luzern 30 36
7. FC Zürich 30 35
8. St. Gallen 30 34
9. Vaduz 30 33
10. Sion 30 30

Starke Qualifikation
Kunstturnen Gelungene Qualifi-
kation für die Schweizer Kunst-
turner an derHeim-EM in Basel.
Mit Pablo Brägger und Christian
Baumann schafften es beide
Mehrkämpfer souverän in den
Final vomFreitag. Daneben qua-
lifizierten sich die beiden auch
für die Finals am Barren und
Reck – wobei vor allem Brägger
dank seiner schwierigen Übung
am Reck das Potenzial für EM-
Gold hat. Schon 2017 gewann er
an diesem Gerät den EM-Titel.
Baumann wiederum hatte 2015
Silber am Barren gewonnen.
Auch Benjamin Gischard quali-
fizierte sich gestern in der St. Ja-
kobshalle für einen Gerätefinal.
Der Berner wurde am Boden
Dritter und turnt amSamstag um
die Medaillen. (wie)

Schwingfest abgesagt
Schwingen Am20. Juni hätten die
Schwinger beim Nordwest-
schweizer Schwingfest in Lau-
sen zusammengegriffen. Das
Fest ist nun aber abgesagt wor-
den, da die Lage nachwie vor zu
unsicher ist. (dw)

Saisoneröffnung bei OB
Tennis Die regionale Freiluftsai-
son wird am Wochenende mit
demSpring-Cup desTCOld Boys
eröffnet. Als Favoriten gelten
Fynn Skender,Georg Stettler und
Yanick Thomet. (twi)

Fussball
Italien. Serie A: AS Roma - Atalanta 1:1.
Napoli - Lazio n. Red.
Spanien. LaLiga: Atletico Madrid - Huesca 2:0.

Nachrichten

Die letzten Spiele
25.3. Test: SC Freiburg - FCB 2:0
5.4. SL: FCB - Vaduz 1:2
10.4. SL: Luzern - FCB 3:4
18.4. SL: FCB - Servette 5:0
21.4. SL: Vaduz - FCB 1:1

April 2021

MO DI MI DO FR SA SO

1 2 3 4

5 6 7 8 9 10 11

12 13 14 15 16 17 18

19 20 21 22 23 24 25

26 27 28 29 30

Die nächsten Spiele
24.4. SL: Lausanne - FCB 20.30
1.5. SL: FCB - St. Gallen 20.30
8.5. SL: Young Boys - FCB 20.30
11.5. SL: FCB - Lugano 20.30
15.5. SL: FCB - Zürich 20.30

Von rot bis blau

FCB lädt 100 Fans ein
Der FC Basel darf in den kom-
mendenHeimspielen jeweils 100
Zuschauer im Stadion begrüssen.
Der Club hat sich entschieden,
auf eineVerlosung zu verzichten
und stattdessen ausgewählte
Fans aus allen Sektoren sowie
Sponsoren und Partner persön-
lich zu kontaktieren und einzu-
laden. DieseVorgehensweise gilt
für das erste Teamder FCB-Frau-
en und -Männer.

U-21 siegt 4:0
Die U21 des FC Basel hat in der
Promotion League drei wichtige
Zähler gesammelt. Der rotblaue
Nachwuchs siegte beiMünsingen
4:0.Aus demFanionteamgelang-
ten Elis Isufi, Orges Bunjaku und
Julian von Moos zum Einsatz.

Handball Auch im letzten Spiel der
Qualifikation ist dem RTV keine
Befreiung gelungen.Die Realtur-
nerunterlagenGCAmicita Zürich
23:27. Es ist für die Basler die
neunte Niederlage in Serie. Nun
geht es fürdenRTVmit den Play-
offs weiter. Dort trifft man am 5.
Mai auf QualifikationssiegerPfa-
diWinterthur. (ld)

GC Amicitia Zürich - RTV Basel 27:23 (13:10)
Keine Zuschauer. – SR: Jergen/Zaugg.
RTV Basel: Willimann (12 Paraden); Basler,
Berger (4 Tore), Buob (2), Engler, Karvatski,
Khadkevich (1), Krause (5), Esono Mangue (3),
Spende (7), Stamenov, Voskamp (1).

NLA-Rangliste (alle 27 Spiele): 1.Pfadi
Winterthur 44. 2. Kadetten SH 41. 3. Kriens-Lu-
zern 40. 4. Suhr Aarau 38. 5. St. Otmar SG 35.
6. Wacker Thun 24. 7. BSV Bern 21. 8. Basel 12.
9. GC Amicitia 11. 10. Endingen 4.

RTV verliert
zum Abschluss

Challenge League
31. Runde
Heute Chiasso - Stade Lausanne 19.00

Schaffhausen - Xamax 19.00
GC - Thun 20.00
Winterthur - Aarau 20.00

Morgen Kriens - Wil 18.15

1. GC 30 58
2. Thun 30 54
3. St. Lausanne 30 48
4. Aarau 30 48
5. Schaffhausen 3045

6. Winterthur 30 39
7. Wil 30 34
8. Xamax 29 30
9. Kriens 29 27
10. Chiasso 30 26



23

Region
Samstag, 22. Mai 2021

Daniel Aenishänslin

«Wir kämpfen für eine Zukunft
für alle und nicht nur für einige»,
rief Helma Pöppel vom Klima­
bündnis Basel kämpferisch ins
Mikrofon. Und weiter: «Wir
stehen für einen Wandel in der
Gesellschaft, für eine gerechtere
und ökologische Zukunft.» Sie
begrüsste um die 1500 Klima­
bewegte auf dem Theaterplatz
zum «Strike for Future». Die
Demo führte über dieWettstein­
brücke, die Mittlere Brücke und
den Marktplatz zurück zum
Theaterplatz.

Man wolle eine lebenswerte
und gerechte Zukunft, in der kein
Lebewesen ausgebeutet, sondern
jedeswertgeschätztwerde, sagte
Pöppel, «wirwollen eine Politik,
welche die Klimakrise endlich
ernst nimmt und dementspre­
chend handelt».DieTeilnehmen­

den waren vorwiegend weiblich
und jung. Doch waren in gerin­
gererAnzahl auch ältere Semes­
ter anzutreffen. Beispielsweise
die Klimagrosseltern und die
Klimaseniorinnen. Dabei waren
auch kurdisch-türkische Grup­
pierungen und Pazifisten. Die
Klimakrise lasse sich nur über­
winden,wennman auch Fragen
der sozialen Gerechtigkeit, Gen­
derthemen und Geopolitik ein­
binde, machten verschiedene
Redner deutlich.

«Viel zu wenig passiert»
Pazifisten platzierten ihr Trans­
parent prominent: «Krieg – das
grösste Verbrechen an Mensch­
heit und Klima». Ein schwarzer
Sargwurdemitgetragen. Darauf
zu lesen: «Kein Wandel – keine
Zukunft». Till Rechsteiner vom
Klimabündnis Basel forderte, in
der Klimafrage als reiches Land

vorauszugehen. «Jene, die am
meisten zumProblem beitragen,
sollen endlich Verantwortung
übernehmen», sagte er. Bis jetzt
sei in der institutionellen Politik
«viel zu wenig passiert».

Bereits im Vorfeld war es zu
Aktionen gekommen. So hatte
die Gruppierung Extinction Re­
bellion ein riesiges Transparent
an die Pfalz-Mauer gehängt.Vom
KleinbaslerRheinufer auswar zu
lesen: «Untätigkeit tötet – Klima­
rebellion jetzt».

UmdieMittagszeit hatten Kli­
maaktivistinnen die Installation
«Bausteine fürs Klima» aufge­
baut. Sie reichte vom Spalenberg
bis in die Schneidergasse: Hun­
derte von Steinen mit Botschaf­
ten undForderungenwie «Klima­
transparenz für Finanzinstitute»
oder «Index für nachhaltige Ent­
wicklung». Weitere Botschaften
waren auf die Strasse gemaltwor­

den. Hingewiesen wurde unter
anderemauf den «ClimateAction
Plan», den Aktivisten, Expertin­
nen und Forscher erarbeitet hat­
ten.Enthalten darin sind 138Vor­
schläge,wie ein CO2-Ausstossvon
netto null bis im Jahr 2030Tatsa­
che werden könnte. Der «Strike
for Future» fand auch in anderen
Schweizer Städten statt.

Zerstörung wird toleriert
Eine flammende Rede hielt Ele­
na Kasper,Vorstandsmitglied der
Juso Baselland, auf dem Markt­
platz. «Im Kapitalismus richtet
sich alles nach den Interessen der
Reichen und Mächtigen», pran­
gerte sie an. Für ständig wach­
senden Profit werde die Zerstö­
rung und Ausbeutung von Men­
schen und Umwelt in Kauf
genommen. Den teuersten Preis
zahlten die Menschen, die den
Klimawandel am wenigsten be­

förderten, sagte sie, «wenn Dür­
ren, Extremwetterereignisse und
steigendeMeeresspiegel ihre Le­
bensgrundlage zerstören».

Auch in der Schweiz würden
die finanziell Benachteiligten
die Folgen demnach am stärks­
ten zu spüren bekommen. «Es
sind die, die sich keineMinergie-
Eigenheime leisten können, kein
Demeter-Gemüse kaufen kön­
nen, und die, die keine Dividen­
de von Glencore ausgeschüttet
bekommen.»

«Umfassende» Klimagerech­
tigkeit forderte Axel Schubert von
derKlimagerechtigkeitsinitiative
Basel 2030. «Wir erwarten vom
Regierungsrat,was in einerKrise
zu erwarten ist», rief erderMenge
zu,«nehmtdiewissenschaftlichen
Warnungen und Hilferufe ernst,
brecht mit Routinen.» Mit rot-
grün gefärbten Departementen
könne manches möglich sein.

Sie wollen Klimagerechtigkeit:
Gleich, jetzt, sofort
«Strike for Future» in Basel Rund 1500 Aktivisten haben am Freitag mit einem Demonstrationszug,
einem Riesenplakat und Hunderten Steinen zumHandeln aufgerufen.

Schätzungsweise 1500 Teilnehmer zählte der Demonstrationszug bei trübem Wetter. Foto: Dominik Plüss

Der obere Abschnitt der Freien
Strasse –vomBankverein bis zur
Bäumleingasse – ist nun mit
dem neuen Belag aus Alpnacher
Quarzsandsteinplatten ausgestat­
tet. Es handelt sich um die erste
von fünf Bauetappen, teilte das
Basler Bau- und Verkehrsdepar­
tement zusammen mit der Ver­
einigung Pro Innerstadt Basel
und derArchäologischen Boden­
forschung am Freitag mit.

DerAbschnitt habewie geplant
abgeschlossen werden können.
Bis Ende 2023 soll sich die gesam­
te Freie Strasse mit dem neuen
Belag undweiterenUmgestaltun­
gen als neue Flaniermeile präsen­
tieren.DerNeugestaltung zugrun­
de liegt das 2015 vom Grossen
Rat verabschiedete Gestaltungs­

konzept Innenstadt. Wie schon
in der Greifengasse und in der
unteren Gerbergasse werden in
der Freien Strasse die Trottoirs
nivelliert.

Brunnenwird verlegt
Auch die zweite Umgestaltungs­
etappe von der Bäumlein- bis
zur Streitgasse laufe bereits auf
Hochtouren,wie esweiter heisst.
Diese umfasst auch die in die
Freie Strasse einmündende Bar­
füsser-, Kaufhaus- und Streitgas­
se. Ende 2021 werde zudem der
Dreizackbrunnen bei der Ein­
mündung des Münsterbergs um
rund zwei Meter in Richtung
Strassenmitte verlegt.

Im Frühling 2022 soll gemäss
Communiqué zudem der mar­

kante Baum bei der weiter oben
liegenden Bäumleingasse «in
prominenter Position» wieder
eingepflanzt werden. Der Baum
werde mit einer Rundbank ver­
sehen und damit die Einmün­
dung der Gasse zum Platz auf­
werten.

Die Neugestaltungsarbeiten
sind verbunden mit umfassen­
den Leitungssanierungen und
dem Ausbau des Fernwärme­
netzes der Industriellen Werke
Basel.Mit von der Partie ist auch
die Archäologische Bodenfor­
schung. Sie habe in einemder tie­
fen Leitungsgräben in den unte­
ren Abschnitten Überreste von
einer römischenStrasse entdeckt,
die bis ins Mittelalter benutzt
worden sei. (sda)

Hier läuft man nun auf Alpnacher Quarzsandstein: Die erste von fünf
Bauetappen in der Freien Strasse ist vollendet. Foto: Dominik Plüss

«Jene, die am
meisten zum
Problem beitragen,
sollen endlich
Verantwortung
übernehmen.»

Till Rechsteiner
Klimabündnis Basel

Ramstein
Optik
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Samstag, 7. August 2021

Sandro Benini

«Geht es los?» Ja, es geht los.
Acht junge Grüne steigen an

diesem Samstagnachmittag im
Juli bekleidet in den Zugersee.
Zwei junge Frauen stehen auf
Paddle-Boards, den anderen
reicht das Wasser bis zur Hüfte
oder zurBrust. Sie halten Plakate
hoch mit Aufschriften wie:
«Keine Wirtschaft auf einem
toten Planeten», «Zuekunft wär
scho no geil», «Act now or swim
later». Dreimal rufen sie wäh-
rend der zehn Minuten, die sie
im Wasser stehen, den Slogan:
«What dowewant? Climate jus-
tice!When dowewant it? Now!»

Planetare Grenzen einhalten
«Das Wasser steht uns bis zum
Hals», heisst die Aktion. Sie will
vor den Folgen des Klimawan-
dels warnen und wirbt für eine
Initiative mit einem monströs
langen Namen: Umweltverant-
wortungsinitiative – in Anleh-
nung an die Konzernverantwor-
tungsinitiative, die am 29. No-
vember 2020 lediglich am
Ständemehr gescheitert ist.

Kurz bevor er ins Wasser
steigt, sagt der 22-jährige Samuel
Zbinden, der für die Jungen Grü-
nen im Luzerner Kantonsrat
sitzt: «Wir stellen mit dieser In-
itiative die Frage: ‹Was für eine
Welt wollen wir eigentlich?›»

DasAnliegen der Jungen Grü-
nen orientiert sich an den «pla-
netaren Grenzen», einem Kon-
zept, das eine 28-köpfige Gruppe
von Erdsystem- undUmweltwis-
senschaftlern unter der Leitung
des schwedischen Agronomen
Johan Rockström vor gut zehn
Jahren begründet hat. Demnach
gibt es in insgesamt neun Berei-
chen – CO2-Ausstoss, Versaue-
rung derOzeane, Süsswasserver-
brauch und andere – globale
ökologische Grenzen.Werden sie
überschritten, gefährdet dies die

Stabilität des Ökosystems und
damit die Lebensgrundlage der
Menschen.

Die Initiative der Jungen Grü-
nen fordert: Die Schweiz baut ihr
Wirtschafts- und Gesellschafts-
system so um, dass sie die pla-
netaren Grenzen einhält. Wir
konsumieren undverschmutzen
höchstens so viel,wie es – einem
Modewort zufolge – nachhaltig
ist. Dieses Ziel soll in zehn Jah-
ren erreichtwerden, die notwen-
digen Massnahmen legen Bund
und Kantone fest.

Am Zugerseewerfen ein paar
Passanten erstaunte Blicke auf
die im Wasser stehenden Jung-
politikerinnen und Jungpoliti-
ker, einige lachen, andere schüt-
teln den Kopf, ein asiatischer
Tourist filmt. «Was schaut ihr so
ernst? Badenmacht doch Spass»,
sagt ein Vorübergehender. Die
Aktion bemerken nur ein paar
Dutzend Leute, und die meisten
von ihnen reagieren, wie man
auf einen Flyer reagiert, denman
im Vorübergehen überreicht
bekommt und in den nächsten
Papierkorb wirft. Ein solcher
Aufwand, und das ist die ganze
öffentliche Reaktion?

Die Frage reisst einen Graben
zwischen der Generation des
Fragenden und derjenigen der
Jungen Grünen auf, den Jasmin
Bärtschi, die Kampagnenleiterin
der Initiative,mit denWorten zu-
schüttet: «Wirmachen das nicht
für die Leute hier vor Ort. Son-
dern für die sozialen Medien.
Und dort stossen solche Aktio-
nen auf grosse Beachtung.»

Start derUnterschriftensamm-
lung ist Ende August. Laut Zbin-
den läuft die sogenannte Pledge-
Phase sehrgut – es haben sich im
Internet bereits 8000 Sympathi-
santen verpflichtet, mindestens
fünf andere Personen zur Unter-
schrift zu bewegen.

Julia Küng, die Co-Präsiden-
tin der Jungen Grünen, ist noch

in den Ferien, als ihre Parteige-
fährtinnen und Parteigefährten
in Zug demonstrieren. Später
nimmt sie per Video Stellung
zum naheliegendsten Einwand
gegen die Initiative: jenem der
Zwängerei, um nicht zu sagen:
der Geringschätzung des Volks-
willens. Wenn im Juni eine
Mehrheit das CO2-Gesetz abge-
lehnt hat und die Skepsis dage-
gen gerade bei den Jungen gross
war – warum lancieren die Jun-
gen Grünen dann kurz darauf
eine Initiative, die noch viel ein-
schneidender ist?

«Wir werden die Klimakrise
nicht los, bloss weil wir ein Ge-
setz abgelehnt haben», sagt
Küng. Ja, nach dem Abstim-
mungsergebnis seien die «Um-
weltkräfte» einen Moment lang
in Schockstarre verfallen, aber
die sei ziemlich schnell einer
Jetzt-erst-recht-Stimmung gewi-
chen. «Das CO2-Gesetz ist ganz
knapp gescheitert – vielen Befür-
worterinnen und Befürwortern
gibt unsere Initiativewenigstens
wieder etwas Hoffnung.»

Betrifft nicht bloss das Klima
Ausserdemhabeman sich bei der
DiskussionumdasCO2-Gesetz in
Details verrannt, in den leidigen
Streit um 12 Rappen mehr oder
weniger fürden LiterBenzin.Der
Vorzug der Umweltverantwor-
tungsinitiative, sagt Küng, liege
gerade darin, dass sie nicht ein-
zelneMassnahmen in dieVerfas-
sung schreibenwill, sondern das
Prinzip, nicht mehr zu verbrau-
chenund zuverschmutzen, als es
die Natur verkraften kann.

Das Anliegen betreffe nicht
bloss das Klima, sondern alle
neun Bereiche der ökologischen
Grenzen. Und: «Abgestimmt
über unsere Initiative wird oh-
nehin erst in ein paar Jahren. Bis
dahin wächst hoffentlich das
Bewusstsein, welche Katastro-
phe uns droht, wenn wir nicht

sehr schnell sehr entschlossene
Massnahmen treffen.» Es sei ihr
und den anderen jungen Grünen
wirklich ernst, sagt die junge
Politikerin, und gewaltfreier
ziviler Widerstand, wie ihn die
Organisation Extinction Rebel-
lion einsetze, halte sie für ein
legitimes Mittel.

Auch mit den Aktivistinnen
und Aktivisten, die Anfang der
Woche den Paradeplatz besetzt
haben, fühle sie sich solidarisch.
«Solche Aktionen nützen unse-
rer Initiative, wir haben dassel-
be Ziel. Um die Katastrophe ab-
zuwenden,müssenwir auf allen
Ebenen kämpfen – durch Blocka-
den, mit Initiativen und in Par-
lamenten.» Bei der Paradeplatz-
BesetzungwarKüng nicht dabei,
weil sie in Deutschland gegen ein
neues Gasterminal protestierte.

Ein Treffen der Kerngruppe
der Initiative in einem Lokal im
Zürcher Niederdorf, fünf Frau-
en, unter ihnen die Kampagnen-
leiterin Jasmin Bärtschi. Einziger
Mann ist Samuel Zbinden, der
Luzerner Kantonsrat und Kom-
munikationsverantwortliche der
Jungen Grünen.

Dafür, dass die jungen Politi-
kerinnen und Politiker einen
Umsturz der wirtschaftlichen
Verhältnisse in der Schweiz pla-
nen,verläuft die Diskussion sehr
pragmatisch. KeineVerbitterung,
kein umstürzlerischesWort, nie-
mand attackiert den politischen
Gegner. Die Teilnehmenden sit-
zen vor ihren Laptops, sie lassen
einander ausreden. Streit gibt es
keinen, nicht einmal Meinungs-
verschiedenheiten.

Wer übersetzt den Text für
einen Flyer ins Italienische, wer
kümmert sich um Testimonials?
«Die Sammelplakate-Offerte
habe ich nicht auf dem Schirm
gehabt, sorry.» «Goodies fürMen-
schen, die viele Unterschriften
sammeln, wären nice.» «Kannst
du kurz ein Update geben?»

«Yesss!» Statt von Personen,
Leuten oder Mitgliedern ist stets
von Menschen die Rede, der
genderkorrekte Glottisschlag
(«Wissenschaftler-Pause-Innen»)
ist selbstverständlich, und nach
einer Stunde fragt Samuel Zbin-
den: «Will jemensch die Leitung
der Sitzung übernehmen?»

«Systemmuss sich ändern»
Julia Küng studiert Psychologie
undGeschichte, Samuel Zbinden
Wirtschaft und Philosophie, Jas-
min Bärtschi Politologie – getreu
demKlischee von der linksgrün-
kosmopolitischen Jeunesse do-
réé, die sich um die Rettung der
Welt kümmern kann, weil sie
materielle Sorgen nur aus Filmen
und Romanen kennt.

«Natürlich sind viele von uns
privilegiert aufgewachsen», ant-
wortet Zbinden. Aber der Klima-
wandel treffe vor allemdieÄrms-
ten – deshalb stehe man als Pri-
vilegierte in der Verantwortung,
dagegen zu kämpfen. Dass man
als Lohnarbeitermit 100Prozent-
Pensum für politisches Engage-
ment kaum Zeit habe, dass man
dafür schlicht zumüde sein kön-
ne – ein Grund mehr, etwas am
System zu ändern.

Balthasar Glättli, der Präsi-
dent der Grünen, schreibt auf
Anfrage, Geschäftsleitung und
Vorstand stünden hinter der
Initiative. Die Gremien werden
der Delegiertenversammlung
vom 21. August beantragen, das
Anliegen zu unterstützen.

Die 20-jährige Julia Küng sagt:
«Klar ist unsere Initiative radikal
– aber der Klimawandel ist auch
ein radikales Problem.» Sie sei
seit ihrem 17. Lebensjahr nicht
mehrgeflogen,obwohl sie die Fa-
milie, bei der sie in Chile einAus-
tauschjahrverbracht hatte, gerne
wiedersähe. «Ich verurteile aber
niemanden, der ins Flugzeug
steigt.Was sich ändern muss, ist
das System.»

Ein radikaler Vorschlag
Neue Klimainitiative Sie ist weit einschneidender als das abgelehnte CO₂-Gesetz: die Umweltverantwortungsinitiative der Jungen
Grünen. Mit Zwängerei habe das Anliegen dennoch nichts zu tun, heisst es in der Partei. Es herrsche eine Jetzt-erst-recht-Stimmung.

Aktion der Jungen Grünen am Zugersee: «Das Wasser steht uns bis zum Hals.» Foto: Thomas Egli

Julia Küng, Co-Präsidentin
der Jungen Grünen.

«Das Risiko ist gross»

Der Zürcher Wissenschafts-
journalist Marcel Hänggi hat
mehrere Bücher zu den Themen
Klimawandel und Energie verfasst.
Zum Anliegen der Jungen Grünen
sagt er, es sei «inhaltlich vollkom-
men richtig». Die Schweiz – und
die meisten anderen Länder – sei-
en aber so weit entfernt von einer
nachhaltigen Wirtschaft, dass die
Umweltverantwortungsinitiative
radikale Massnahmen bedingen
würde.

Einschneidend müsste der
Wandel laut Hänggi etwa in der
Landwirtschaft sein, einschnei-
dender noch, als es die Agrar-
initiativen vorgesehen hätten.
Ein grosses Risiko einzugehen,
biete auch grosse Chancen, und
laut dem jüngsten Bericht des
Weltklimarates IPCC seien welt-
weit «systemische Reformen und
Eingriffe in beispiellosem Aus-
mass» notwendig, um die Klima-
katastrophe abzuwenden. Hänggi
sagt aber auch: «Ob diese Initiati-
ve politisch sinnvoll ist, da bin ich
mir nicht sicher. Das Risiko, dass
sie an der Urne scheitert, ist
gross.» (ben)
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Leif Simonsen

Die Klimagerechtigkeitsinitiative
will, dass die Treibhausgasemis-
sionen inBasel-Stadt bis 2030 auf
netto null gesenktwerden.Das ist
ambitioniert. Zu ambitioniert,
findet der Basler Regierungsrat.
Kaspar Sutter (SP), Vorsteher des
Wirtschafts-, Sozial- und Um-
weltdepartements, präsentierte
am gestern den Gegenvorschlag.
Dieser sieht vor, dass das Ziel bis
2040 erreicht wird.

«Netto null» bedeutet, dass
weniger Treibhausgase ausge-
stossen werden, als mit natürli-
chen oder technischen Speichern
aufgenommen werden. Der
Handlungsspielraum ist gerade
im Stadtkanton gering. Es fehlt
derRaum fürnatürliche Speicher
wieWälder, bei den künstlichen
Speichern steckt die Technolo-
gie noch in den Kinderschuhen.
Und: Ein grosser Teil der Emis-
sionen fällt in Bereiche, welche
nicht durch kantonaleMassnah-
men gesteuert werden können.
Allein beimKonsum, etwa durch
den Kauf von Kleidern, fallen pro
Kopf und Jahr sechsTonnen CO2

an, und auch bei den Flugreisen
(0,8 Tonnen) sind dem Kanton
die Hände gebunden.

Mehr Velos, weniger Autos
Die Regierungmuss sich deshalb
auf die 3,5 Tonnen pro Kopf und
Jahr fokussieren, welche in ih-
rem Einflussbereich liegen.Will
heissen: dasWohnen – etwa das
Heizen – oder denmotorisierten
Verkehr.

Vom Ziel, bis 2030 klimaneu-
tral zu sein, will die Regierung
auch aus ökologischen Gründen
Abstand nehmen. Was ironisch
klingt, ist bei näheremHinsehen
nachvollziehbar. Würden bei-
spielsweise sämtlicheHeizungen
mit fossilen Energieträgern bis
2030 ausgewechselt, müssten
viele neue, funktionsfähige Ge-
räte ersetzt werden – was auch
eine Verschwendung von Res-
sourcen ist. Auch das Fernwär-
menetz kann erst bis 2035 voll-
ständig ausgebaut werden.

Konkrete Massnahmen, wie
«Netto null 2040» zu erreichen
ist,wollte Sutter nicht präsentie-

ren. Diese unterlägen den or-
dentlichen Entscheidverfahren
des Kantons, etwa dem Grossen
Rat. DerGegenvorschlag der Kli-
magerechtigkeitsinitiative be-
sagt nur, dass «Regierung und
Parlament im Rahmen ihrer
Kompetenz dafür sorgen, dass
der Ausstoss an Treibhausgas-
emissionen im Kanton Basel-
Stadt in allen Sektoren bis 2040
auf netto null sinkt».

Um dies zu erreichen, plant
die Regierung unter anderem
einen raschen Ausbau der Lade-
stationen für E-Fahrzeuge – die
zuständige Kommission des
Grossen Rats fordert beispiels-
weise den Bau 4000 solcher Sta-
tionen auf dem Stadtgebiet. Da-

rüber hinaus sollenWasserstoff-
tankstellen gefördert werden
– insbesondere für den Schwer-
verkehr.Auch lässt die Regierung
keinen Zweifel aufkommen, dass
das Velo in Zukunft einen höhe-
ren Stellenwert geniessen wird
als das Auto.

«Forderungen verwässert»
So ist dem Ratschlag zu entneh-
men, dass das Mobility-Pricing
sowie eine «konsequente Ver-
kehrsberuhigung» angestrebt
würden – will heissen: Tempo-
30-Zonen werden ausgebaut.

Wenig konkret sind die Ideen
zur Senkung der Emissionen im
Bereich desWohnens. Unter an-
derem peilt die Regierung an,

«denAusschöpfungsgrad für Fo-
tovoltaik gegenüber 2020 deut-
lich zu erhöhen». Dazu zählt die
Regierung auf den Ausbau des
Fernwärmenetzes sowie nicht
beeinflussbare Trends wie etwa
den «sinkendenWärmebedarf im
Bereich Wohnen und Nicht-
Wohnen», wie dem Bericht zu
entnehmen ist. Immerhin: Bei
denVerwaltungsgebäuden strebt
die Regierung bereits bis 2030
netto null an.

Das Ziel, «Netto null 2030»
in «Netto null 2040» umzuwan-
deln, kommt bei den Initianten
der Klimagerechtigkeitsinitiati-
ve schlecht an. Die linke Partei
Basta übte harsche Kritik. «Dass
der Regierungsrat die Zeit zur

Umsetzung der Klimagerechtig-
keitsinitiative mehr als verdop-
pelt, ist eine enormeVerwässe-
rung der Forderungen undwird
der Klimakrise nicht gerecht»,
schrieb die Partei in einer Mit-
teilung.

Je später das Ziel netto null
angestrebt werde, desto ent-
scheidender sei, dass sogenann-
teAbsenkpfade definiertwürden.
Nur: «Konkrete Absenkpfade
fehlen und werden auf später
und auf Verordnungsebene ver-
schoben», schreibt Basta. Sie ap-
pelliert stattdessen an den Gros-
sen Rat, Druck zu machen und
Absenkpfade zu definieren, da-
mit der Kanton seiner Vorbild-
rolle gerecht werde.

Basel-Stadt soll 2040 klimaneutral sein
Neue Klimaziele Der Gegenvorschlag zur Klimagerechtigkeitsinitiative sieht vor, dass der Stadtkanton zehn Jahre
länger Zeit hat für «netto null». Die Initianten empfinden das Ziel des Regierungsrats als ambitionslos.

Anderthalb Jahre nach der ers-
ten Coronawelle, die Mulhouse
besonders hart getroffen hatte,
sind die Spitäler der elsässischen
Stadt und ihres Umlandswieder
in einem Krisenmodus – wenn
auch nicht in einem derart
akuten wie damals.

Wohl aber gab die regionale
SpitalgruppeGHRMSAamDiens-
tag bekannt, dass man einen
Krisenplan aktiviert und nicht
dringliche Operationenverscho-
ben habe. «Das Ziel dieser
aussergewöhnlichen Massnah-
me ist es, die kontinuierliche
Versorgung so gut wie möglich
zu gewährleisten», erklärt die
Gruppe in einem Communiqué.

Grund für die kritische Lage
ist diesmal nicht etwa eine stark
steigende Zahl an Covid-Patien-

ten, sondern der abrupt gesun-
kene Personalbestand: 169 Mit-
arbeiter derKrankenhausgruppe
wurden freigestellt, weil sie
dem in Frankreich geltenden
Impfobligatorium keine Folge
leisteten.

Die Lohnfortzahlung
bleibt aus
So müssen imwestlichen Nach-
barland bestimmte Berufsgrup-
pen wie Feuerwehrleute oder
Pflegekräfte – anders als in der
Schweiz – zwingend gegen Co-
vid geimpft sein. Die französi-
sche Regierung hatte ihnen bis
zum 15. September Zeit gegeben,
um sich mindestens eine Impf-
dosis verabreichen zu lassen.

Die allermeisten der 2,7 Milli-
onen Angestellten im französi-

schen Gesundheitssektor sind
der Aufforderung gefolgt, aber
nicht alle. Gesundheitsminister
Olivier Véran sprach letzte Wo-
che von rund 3000 Personen, die
sich der Pflicht widersetzt hät-
ten und freigestellt worden sei-
en. Der Lohn wird ihnen nicht
fortbezahlt. «Eine grosseAnzahl
dieser Suspendierungen ist nur
vorübergehend» und betreffe
hauptsächlich Hilfspersonal,
fügte Véran hinzu.

Im Fall der Spitalgruppe
GHRMSA sieht die Rechnung
indes etwas anders aus. Gemäss
dem Regionalsender France 3
finden sich unter den 169 Sus-
pendierten 66 Pflegekräfte,
40Hilfspflegekräfte, 19 Personen
aus dem Sekretariat und ein
Arzt. Dies entspricht knapp drei

Prozent der Gesamtbelegschaft
von rund 6000 Personen – und
es reicht, um der Klinikgruppe
Probleme zu bereiten.

Die jüngste Personalfluktua-
tion akzentuiere chronische
Mängel im regionalen Gesund-
heitswesen, sagt die Spitallei-
tung. In ihrem Communiqué
erklärt sie: Es fehle schon länger
an Personal, man habe viele
krankheitsbedingte Ausfälle, in
der Folge habe man Betten ab-
bauen müssen. Zudem gelte es
nach wie vor, eine Pandemie zu
bewältigen.

«Wir bedauern, dasswirOpe-
rationen verschieben und Pati-
enten warten lassen müssen,
aber im Moment ist das die
einzige Lösung», betont ein
Vertreter des regionalen Gesund-

heitsamts. Die Aktivierung des
Krisenplans, des sogenannten
«Plan blanc», bedeute nicht, dass
man sich in einer «dramatischen
Krise» befinde. «Es handelt sich
um ein Instrument, das von der
Krankenhausleitung zwecks ein-
facherer Handhabung der Res-
sourcen eingesetzt wird», so
seine Erklärung im Regional-
fernsehen.

«Man stellt uns vor die Tür,
ohne uns anzuhören»
Gleichwohl sorgt der Fall fürAuf-
sehen. In Frankreich ist nämlich
von keiner anderen bedeutenden
Klinik bekannt, dass sie wegen
der Impfpflicht hätte auf den
«Plan blanc» umstellenmüssen.
Zudemhat amMittwochvordem
Spital Émile Muller in Mulhouse

eine Protestgruppe ihremUnmut
über die Suspendierungen Luft
gemacht. «Man stellt uns vor die
Tür, ohne uns anzuhören und
ohne uns verstehen zu wollen»,
klagte eine Frau in der Tages-
schau des Senders France 2.
Demonstranten trugen symbo-
lisch weisse Kittel zu Grabe.
Dazu wurde im Chor «Liberté!
Liberté!» gerufen – eine Parole,
die auch bei Massnahmen- und
Impfgegnern in der benachbar-
ten Schweiz beliebt ist.

Die französischen Behörden
zeigen sich davonunbeeindruckt.
Werungeimpft sei, könnevorerst
nicht an seinen Arbeitsplatz
zurückkehren, lässt das regionale
Gesundheitsamt wissen.

Simon Bordier

Die Linken fordern Klimagerechtigkeit und sind mit dem nun präsentierten Vorschlag «Netto null 2040» nicht zufrieden. Foto: Dominik Plüss
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DerBaslerGrosse Rat hat gestern
zwei Stadtklima-Initiativen der
Umweltorganisation Umverkehr
für rechtlich zulässig erklärt und
der Regierung zur Berichterstat-
tung überwiesen. Die Initiativen
wollen Teile des Strassenraums
zuGrünflächenund zumehrNut-
zungsfläche für den ÖV und den
Langsamverkehr umwandeln.

Die rechtliche Zulässigkeit der
beidenVolksbegehren, die unter
demTitel Stadtklima-Initiativen
zusammengefasst werden, war
unbestritten. Der Grosse Rat be-
stätigte diese entsprechend mit
grossem Mehr.

Nicht einig war sich der Rat
aber über die Inhalte der Initiati-
ven.Die Initiative «Fürein gesun-
des Stadtklima» will 5 Prozent
des Strassenraums zugunsten ei-
nes angenehmen Stadtklimas im
Sommer zu Grünflächen mit
Bäumen umwandeln. Die «Zu-
kunfts-Initiative» will ebenfalls

5 Prozent des Strassenraums für
den öffentlichenVerkehrundden
Langsamverkehr reservieren.

Die Sprecherin derLDPund ihr
Kollege von der FDP plädierten

dafür, die Initiativen ohne den
Umweg eines Regierungsberichts
oder gar der Ausarbeitung eines
Gegenvorschlags demVolk direkt
undmit der Empfehlung auf Ab-

lehnung zurAbstimmungvorzu-
legen. Der FDP-Sprecher brand-
markte die Begehren als «Aus-
druck derFantasielosigkeit» einer
links-grünen Mobilitätspolitik,

die nur aufAbbau desmotorisier-
ten Strassenverkehrs setze.

Die Sprecherin des Grün-Al-
ternativen Bündnisses stellte
sich voll und ganz hinter die Be-
gehren der Initianten. Sie sprach
sich aber dennoch für die Über-
weisung an die Regierung aus,
die damit die Chance erhalten
solle, mit einer griffigen Klima-
politik ernst zu machen.

Nicht so einfach umsetzbar
Die SP und die GLP plädierten
ebenfalls für eine Überweisung
der ihrerAnsicht nach nicht ein-
fach umzusetzenden Forderun-
gen an die Regierung.

Für eine Überweisung an die
Regierung sprach sich auch der
SVP-Sprecher aus – dies aber
nicht aus Sympathie für die Be-
gehren. Mit einem Bericht der
Regierung oder allenfalls einem
Gegenvorschlag könnte ein
Scherbenhaufen vermiedenwer-

den, den eine zu befürchtende
Annahme der Volksbegehren
hinterlassen würde.

Die Regierungmöchte Gegen-
vorschläge zu den beiden Begeh-
ren prüfen, wie Bau- und Ver-
kehrsdirektorin Esther Keller
(GLP) sagte.Bei einervollumfäng-
lichen Umsetzung der Forderun-
gen würde der Strassenraum zu
sehr beschnitten.Die verbleiben-
den Strassenverkehrskapazitäten
wären ungenügend, der system-
relevantemotorisierteVerkehr für
die Entsorgung, Anlieferung,
Handwerker- undRettungsdiens-
te wäre beeinträchtigt, sagte sie.

LDPund FDPblieben alsomit
ihrer Opposition gegen eine
Überweisung an die Regierung
allein. Entsprechend sprach sich
der Rat mit jeweils einem Zwei-
drittelmehr für die Überweisung
der Initiativen zur Berichterstat-
tung undPrüfungvonGegenvor-
schlägen aus. (sda)

Basler Regierung soll Gegenvorschlag zu Klima-Initiativen prüfen
Volksbegehren Die Initiativen wollen mehr Grünflächen undmehr Nutzungsfläche für den ÖV und den Langsamverkehr.

Die Stadtklima-Initiativen möchten unter anderem die Nutzungsfläche
für den Langsamverkehr vergrössern. Foto: Georgios Kefalas (Keystone)

Auch die SVP
sprach sich für die
Überweisung aus –
aber nicht aus
Sympathie für
die Begehren.
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Basel kennt viele Etiketten: Kul-
turstadt etwa, Museumsstadt
oder Fasnachtsstadt.Neuerdings
nennt es sich auch «Schwamm-
stadt». Das heisst nicht, dass Ba-
sel seine Bürger finanziell aus-
zupressen gedenkt wie einen
Schwamm. Im Gegenteil: Die
Stadtwill in eine intelligente In-
frastruktur investieren, mit der
künftig das Regenwasser nicht
mehr einfach sowie heute in die
Kanalisation abgeleitet, sondern
im Boden gespeichert wird.

Wiemit einemSchwammalso
soll das kostbare Nass, das in
letzter Zeit oft auch als Starkre-
gen über der Stadt niedergeht,
aufgesaugt und der Vegetation
zugeleitet werden.

So könne das Stadtklima ver-
bessert werden, erklärte Esther
Keller,Vorsteherin des Bau- und
Verkehrsdepartements (BVD),
amDonnerstag an einerMedien-
orientierung: «MehrWasser be-

deutet vitalere Grünflächen und
gesunde Bäume fürmehr Schat-
ten undmehrVerdunstung.» Zu-
demwerde dadurch auch die Ka-
nalisation entlastet undÜberflu-
tungen vorgebeugt.

Methoden zurUmsetzung des
Konzepts gibt es viele. Etwa der
Ersatz vonAsphalt-Wüsten durch
wasserdurchlässige Oberflächen.
Das geschah kürzlich im Klein
basel an der Erlenmattstrasse,
wie Frieder Kaiser, Projektleiter
Schwammstadt der Basler Stadt-
gärtnerei, erläuterte. Dort befand
sich bis 2020 ein breiterAsphalt-
streifen vor der Anlage «Im Tri-
angel». Die Stadtgärtnerei trug
den Asphalt ab und ersetzte ihn
durch einen Kiesbelag mit Kies
aus dem Schwarzwald. Ausser-
dem pflanzte sie 18 Bäume. Das
Resultat: weniger flirrende Hitze
im Sommer und eine natürliche
Bewässerung des umgebenden
Grüns.

Denkbar sind auch offene Was-
serrinnen in Pärken oder Fuss-
gängerzonen und die Entsiege-
lungvon Parkplätzenmit Fugen-
steinen, in deren Ritzen Gras
wachsen kann. Oder die Schaf-
fung vonWasser-Rückhaltemul-
den, in denen Regenwasser ver-
zögert versickert und beim Ver-
dunsten einen Kühleffekt erzielt.

Sonnensegel und Sprühnebel
Wer jetzt allerdings hofft, im
Rahmen des Fernwärme-Aus-
baus, welcher der Stadt in den
nächsten Jahren ohnehin ein
DrittelmehrBaustellen beschert,
würden auch gleich überall Ver-
sickerungsflächen oder Regen-
wasser-Rinnen erstellt, dürfte
enttäuscht werden.

So schnellwirddie Schwamm-
stadt Basel dann doch nicht ver-
wirklicht. Auch weil gewisse
grosse Bauprojekte politisch eine
langeVorlaufzeit hatten und das

BVDdort nicht nachträglich noch
einen ganz neuen Regenwasser-
Kreislauf realisieren kann.Damit
das Flanieren durch die Freie
Strasse in Zukunft nicht zum
sommerlichen Survival-Parcours
wird, denkt das Bau- und Ver-
kehrsdepartement laut Esther
Keller eher an dasAnbringenvon
Sonnensegeln oder kühlenden
Sprühnebel-Sprinklern.Aber das
ist Zukunftsmusik.

Viel besser geeignet zur Ver-
wirklichung der Schwammstadt-
Idee seien hingegen die grossen
Entwicklungsareale der Stadt,
betonten Keller und Kaiser. Etwa
das Gebiet Volta-Nord (ehemals
Lysbüchel-Areal). Dort sollen bis
etwa 2026 ein Regenwasser
schluckender Quartierpark und
Versickerungsflächen entlang
der Weinlager-, Lysbüchel- und
Kabelstrasse entstehen.

Martin Furrer

So soll der Regen künftig Segen bringen
Konzept gegen Horror-Hitze Basel will Niederschläge nicht mehr in der Kanalisation versickern lassen, sondern der Vegetation
besser zuführen und damit das Klima verbessern. Vor zu grossen Hoffnungen sei aber gewarnt.

Regenwasser könnte dank cleverer Infrastruktur künftig besser
dem städtischen Grün zugeführt werden. Foto: Henry Muchenberger
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—WiewirdWasserstoff
hergestellt?
GrünerWasserstoff wird aus er­
neuerbarem Strom hergestellt,
blauer entsteht aus fossilen
Quellen mit Speicherung des
CO2. Grauer Wasserstoff hat
ebenfalls fossile Quellen, aber
ohne Speicherung des CO2. Grü­
ner Wasserstoff kann durch die
Power-to-Gas-Technologie (Um­
wandlung von erneuerbarem
Strom zu Biogas) klimafreund­
lich erzeugtwerden, da erneuer­
bare Energien zumEinsatz kom­
men. Regenerativ erzeugter und
überschüssiger Strom wird ge­
nutzt, um Wasser in Sauerstoff
und Wasserstoff aufzuspalten.
Als Nebenprodukt entsteht Sau­
erstoff. Der so erzeugte CO2-freie
Wasserstoff ist gasförmig und
kann in die bestehende Gas-In­
frastruktur eingespeist, gespei­
chert und zu den Verbrauchern
transportiert werden.

—Wozu dientWasserstoff?
Als Treibstoff für Lastwagen,
Busse und Schiffe. Als Prozess­
energie und Rohstoff in der In­
dustrie. Zur Stromgewinnung
oder als klimaneutraler Energie­
träger in Heizkraftwerken.

—Welche konkreten Projekte
verfolgen die IWB?
In Augst planen die IWB zusam­
menmit derAEWEnergieAGund
der Kraftwerk Augst AG eine An­
lage mit 2,5 Megawatt Leistung.
Mit dabei ist auch die Fritz Mey­
erAG, die als Betreiberin von 200
Avia-Tankstellen einTankstellen­
netz fürWasserstoff aufbaut.Die
IWB und die Fritz MeyerAG trei­
ben den Bau einerweiteren Elek­
trolyseanlage beim Kraftwerk
Birsfelden voran. Beide Anlagen
befinden sich im Bewilligungs­
verfahren. Die Standorte liegen
in derNähevon Laufwasserkraft­
werken, die die nötigen Mengen

an CO2-neutralem Strom für die
Produktion von Wasserstoff lie­
fern werden. Abwärme, die bei
der Elektrolyse entsteht, wird in
die lokalen Fernwärmenetze ein­
gespeist. Das macht die grüne
Wasserstoffproduktion effizien­
ter und ökologischer.

—Was läuft im Dreiländereck?
Bis 2028wird das Industriegebiet
Chalampé-Ottmarsheimmit dem
Gebiet Fessenheim verbunden.
Anschliessend erfolgt eine Netz­
erweiterung zum Euro-Airport
und Richtung Norden nach Mar­
ckolsheim. Von 100 Kilometern
Wasserstoffnetzwerdenmindes­
tens 60 Kilometer aus umgebau­
ten bisherigen Erdgasleitungen
bestehen.DerTransport vonWas­
serstoff in Pipelines ist günstiger
als die Produktionvon Strom.Der
Oberrhein-Cluster für Nachhal­
tigkeit besteht aus 17 Firmen und
Forschungseinrichtungen.Ziel ist

es, im Dreiländereck eine grenz­
überschreitende grüne Wasser­
stoffinfrastruktur aufzubauen
(HTWin). Das Projekt ist einge­
bunden in die europäische
Grundidee, einen Transportkor­
ridor entlang der Achse Rotter­
dam bis Genua aufzubauen.

—Wie teuerwirdWasserstoff?
Langfristig wird ein Preisniveau
wie beim Erdgas erwartet. Der
Transport von Wasserstoff in
Pipelines istwesentlich günstiger
als derStromtransport.Wegender
Netzgebühren ist dies ein Preis­
vorteil fürWasserstoff.Heutewird
der Strompreis weitgehend vom
Erdgaspreis bestimmt. Zukünftig
dürfte Wasserstoff den Platz von
Erdgas einnehmen. Sind dieWas­
serstoffspeicher imWintervoll, ist
der Strom günstig. Sind sie leer,
steigt der Strompreis.

Kurt Tschan

Die wichtigsten Fragen und Antworten
zurWasserstoff-Revolution
Energiewende Rund um die Schweiz wird es bis 2030 enorme Investitionen inWasserstoff
geben, den die EU als unverzichtbar für die grüne Energietransformation betrachtet.

Kurt Tschan

Herr Schmidt,wirdWasserstoff
der neue Diesel?
Es geht um mehr als den Ersatz
von Diesel. Es geht um die De­
karbonisierung der Energiever­
sorgung in Europa. Da wird
kaum jemand um das Multita­
lentWasserstoff herumkommen.
Keine andere Energie bietet so
vieleMöglichkeiten. Sie lässt sich
einfach herstellen, speichern und
transportieren. UndWasserstoff
dekarbonisiert in Bereichen, wo
es sonst keine Alternativen gibt:
beim Schwerverkehr, aber auch
bei industriellen Prozessen.

AbwannwirdWasserstoff
richtigwichtig?
Grüner, aus erneuerbarer Ener­
gie produzierterWasserstoff soll
bis 2030 zu einer ausgereiften
Technologie werden. Die EU
plant für dessen Entwicklung
Investitionen von 500 Milliar­
den Euro in den nächsten zehn
Jahren.

Und die Schweiz?
Im Elsass ist bereits heute eine
teilweise Umwandlung von Erd­
gasleitungen geplant. Hier geht
es um die Produktion und den
Transport von grossen Mengen
an Wasserstoff entlang des
Rheins in die industriellen Zen­
tren imElsass. Die Schweiz kann
hier andocken. Dadurch ergibt
sich eine grosse Chance für den
Wirtschaftsstandort Basel. Die
Wasserstoff-Roadmap Baden-
Württemberg beschreibt neun­
undzwanzig Massnahmen, wie
dieses Bundesland zum führen­
den Standort der Wasserstoff-
und Brennstoffzellentechnolo­
gie werden kann. Wir als IWB
wollen von einer möglichen An­
bindung an diese grenzüber­
schreitenden Strukturen profi­
tieren.Deshalb beteiligenwiruns
aktiv an denverschiedenen Platt­
formen und positionieren uns
dort als Produzent.

Welche Chancen bieten
sich den Schweizerischen
Rheinhäfen?
Basel ist der ideale Standort für
einen «H2-Hub Schweiz». Es
geht um ein ÖkosystemWasser­
stoff in Basel.Wir arbeiten dafür
bereits eng mit verschiedenen
Unternehmenwie demEnergie­
dienstleister Getec, denMineral­
öl-Unternehmen FritzMeyerund
Varo sowie den SchweizerRhein­
häfen zusammen. Gemeinsam
bilden wir eine Koordinations­
plattform für Produktion,Absatz
und Verteilung vonWasserstoff.
Dadurch können die Rheinhäfen

in den nächsten Jahren zurwich­
tigsten Schweizer Drehscheibe
für Wasserstoffproduktion und
-logistik werden.

Wie viel Geld nehmen Sie dafür
in die Hand?
Die Höhe dieser Investitionen ist
noch offen. Der Grosse Rat wird
darüber im Rahmen der nächs­
ten Leistungsaufträge entschei­
den. Wenn wir die Projekte in
Birsfelden undAugst realisieren
können, reden wir von Aufwen­
dungen im einstelligen Millio­
nenbereich.Aktuellwird konzep­
tionell gearbeitet.

Haben Sie falsch entschieden,
als Sie das Generationenprojekt
Fernwärme beschlossen haben?
Entschieden hat das mit nur ei­
ner Gegenstimme derGrosse Rat
der Stadt Basel, und ich finde
diesen Entscheid aus energie­
wirtschaftlicher Sicht richtig.
Der Ratschlag ist die Basis dafür,
eine unnötige Parallel-Infra­
struktur von Erdgas und Fern­
wärme in Basel zu beenden.
Falsch wäre, diese beiden Tech­
nologien gegeneinander auszu­
spielen, weil Wasserstoff eine
ideale Ergänzung überall dort
ist, wo es heute noch keine Al­

ternative zum Erdgas gibt. Bei
den Heizungen gibt es diese Al­
ternativen heute.

Die Erfahrungen auf der
Kraftwerkinsel in Birsfelden
zeigen, dassWasserstoff auf
Ablehnung stösst …
Unbekanntes stösst vielfach auf
Ablehnung. Die Wasserstoffinf­
rastruktur hat den Vorteil, dass
sie ähnlich der Gasinfrastruktur
ist. Und diese ist ja weitgehend
akzeptiert.

Braucht es eine Lex
Wasserstoff?

Eswird klare nationale Regelun­
gen brauchen. Vor allem techni­
sche Standards müssen entwi­
ckelt werden. Handlungsbedarf
auf politischerEbene ist gegeben.

Warum brauchte es den
Ukraine-Krieg, umvorwärts
zumachen?
Der russischeAngriff führt zu ei­
ner Beschleunigung bei der Ent­
wicklung. Die EU hat es sich auf
die Fahne geschrieben, energie­
unabhängig zu werden. Dazu
braucht es jetzt eine ausgefeilte
Wasserstofftechnologie. Letzt­
lich geht es aber auch umLösun­
gen bei derKlimakrise.Auch hier
ist grüner, aus erneuerbarer
Energie produzierterWasserstoff
essenziell.

Sind Gaskraftwerke der
richtigeWeg, umMangellagen
zu bewältigen?
Ja, es geht nicht anders. Die
Strommangellage ist ein aktuel­
les Problem, das sich nicht mit
einer Zukunftstechnologie lösen
lässt. Es braucht schon heute
neue Reserven imEnergiesystem
Schweiz. Bis verlässlicheMengen
an Wasserstoff in der Schweiz
zur Verfügung stehen, kann es
noch gut zehn Jahre dauern.

Wie sicher ist die
Gasversorgung in Basel?
Das käme einem Blick in die
Glaskugel gleich.Niemand kann
heute garantieren, dass wir im
Winter über genügend Gas ver­
fügen werden. Ein russischer
Lieferstopp oder ein Embargo
der EU lässt offen, wie die Gas­
versorgung der Schweiz ausse­
hen wird. Deshalb arbeitet der
Bund an Plänen, wie wir im Fall
einer Gasmangellage vorgehen
werden. Über die Prioritäten in
einem solchen Notfallplan ent­
scheidet nicht IWB, sondern der
Bund, der diese Pläne kürzlich
vorgestellt hat. Demnach gehö­
ren Haushalte zu den geschütz­
ten Verbrauchern.

«Es geht um ein ÖkosystemWasserstoff in Basel»
Neuer Hub für Rheinhäfen Die IndustriellenWerke Basel verabschieden sich vom Erdgas. CEO Claus Schmidt
will die Rheinhäfen zur wichtigsten Schweizer Drehscheibe für die Wasserstoff-Technologie ausbauen.

IWB-CEO Claus Schmidt geht davon aus, dass Wasserstoff als Technologie von der Bevölkerung rasch akzeptiert werden wird. Foto: Pino Covino

BaselStadt Land Region

Lang blieb er nicht. Nur etwa
45 Minuten dauerte seine Anwe­
senheit am ersten grossen Was­
serstoffgipfel auf der Île du Rhin
zwischendemdeutschenBreisach
und dem elsässischenVogelgrun.
Aberdie liessen aufhorchen: Denn
der Basler Regierungsrat Kaspar
Sutter lanciert nach derTransfor­
mation derBasler Energieversor­
gung auf Fernwärmenun auchdie
Idee eines grünen Rheins.

Tatsächlich ist die Rheinschiff­
fahrt gegenwärtig alles andere als
nachhaltig.Die Schiffe verkehren
zwischen Rotterdam und Basel
mit fossilen Energieträgern, zu­
meist Diesel. Transportiert wird
graue Energie, Kohle, aber auch
flüssige Brenn- und Treibstoffe.
Schon in absehbarer Zeit soll der
Rhein aber zu einerwichtigen eu­
ropäischenAchse beimTransport
vonWasserstoff werden.

Dafür müssen gemäss Sutter
entlang der ganzen Flussstrecke
Hubs gebautwerden. In Basel sind
diese in den Schweizerischen
Rheinhäfen inBirsfelden,Muttenz
undBasel geplant. «Wir brauchen
synthetische Treibstoffe, die eine
hoheEnergiedichte erreichen und
erneuerbar hergestellt werden»,

sagte Sutter vor den Hunderten
Teilnehmern des Gipfels.

Nicht die lokale Herstellung
sei entscheidend, sondern ein
gutes Transportnetz. Dasmüsse
aber nicht irgendwann, sondern
jetzt gebautwerden, forderte der
Basler Ökonom und Politiker.

Pipelines sind vorhanden
Christopher Hebling, deutscher
Vertreter in der Internationalen
Energieagentur, propagiert, dass
Wasserstoff dort hergestelltwird,
wo es erneuerbare Energie im
Überfluss gibt. Milliarden wür­
den inAustralien in die Hand ge­
nommen, um riesige erneuerba­
re Kraftwerke für die Produkti­
on vonWasserstoff zu bauen.

«Wasserstoff aus Australien,
produziert und geliefertmitWas­
serstoff, das wäre am besten»,
sagte Helbing. Dass nicht alle
Transportwege neu gebaut wer­
den müssen, erleichtert die Ver­
sorgung mit Wasserstoff. Drei
Viertel der Erdgaspipelines kön­
nen dafür genutzt werden. Dies
eröffne Europa auchChancen,mit
nordafrikanischen StaatenVerträ­
ge abzuschliessen, da solche Lei­
tungen bereits bestünden. (kt)

Der Rhein soll grün werden
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Martin Furrer

Kürzlich liess der prominente
Landschaftsarchitekt Enzo Enea
im 31. Stock desMesseturms sei-
nen Blick über Basel schweifen.
Da stach ihm etwas ins Auge: In
der Stadt gibt es zwar einige grü-
ne Inseln – viele Dächer aber er-
scheinen im Kontrast dazu kahl
und abweisend wie eine Mond-
landschaft. Das lang gezogene
Flachdach der Messehalle 1 bei-
spielsweise sieht aus der Vogel-
perspektive aus wie ein Streifen
Wüste inmitten der flirrenden
Hitze – leblos, erstarrt, tot. «Auf
diesem Dach könnte man etwas
anpflanzen», sagte Enea, «Thy-
mian zum Beispiel. Es wäre ein
Paradies für Bienen inmitten der
Stadt.»

Paradiese auf Basels Dächern
– das wünscht sich nicht nur
Enzo Enea.Auch die grünlibera-
le Baudirektorin Esther Keller
versprach, als sie 2021 ihr Amt
als Regierungsrätin antrat, sie
werde Basel angesichts des Kli-
mawandels «begrünen, beschat-
ten und bewässern».

Grüne Dächer per Gesetz
An Versprechen und Ankündi-
gungen, die Welt über unseren
Köpfen zu beleben, fehlt es nicht.
Bereits 1996 lancierte der dama-
lige CVP-Baudirektor Christoph
Stutz eine Kampagne mit dem
Titel «Das bessere Flachdach».
ErversprachHausbesitzern Sub-
ventionen,wenn sie ihre Kiesdä-
cher isolieren und in begrünte
Oasen umwandeln. Der damali-
ge LDP-Nationalrat undDirektor
des Gewerbeverbandes, Chris-
toph Eymann, prophezeite gar:
«Basel wird zu einer Stadt wer-
den, die ihre eigene Klimaanla-
ge besitzt, weil begrünte Flach-
dächer einen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung des
Stadt- undWohnklimas liefern.»

Auch konkreteVorgaben exis-
tieren. Seit 1999 steht im Basler
Bau- und Planungsgesetz, unge-
nutzte Flachdächer ab einer Flä-
chevon zehnQuadratmetern sei-
en mit einer Vegetationsschicht
zu überdecken und zu begrünen.
Dies gilt für Neubauten und für
Flachdächer, sobald sie saniert
werden.

Die Stadtgärtnerei zeichnet
auf ihrerWebsite beinahe schon
ein Idyll: «Begrünte Dachgärten
geben der Natur schöne Ent
faltungsmöglichkeiten. Sie ver-
bessern dasMikroklima und be-
herbergen gleichzeitig eine viel-
fältige Fauna und Flora. Für das
Haus bedeutet die Begrünung
eine Art schützende Decke, die
im Winter isoliert und im Som-
mer kühlt.»

Der Eindruck täuscht
Klingt alleswunderbar. Doch die
Realität sieht – zumindest auf
den ersten Blick und für das
Auge des Laien – ernüchternd
aus. Das zeigen Fotografien,wel-
che die BaZ dieser Tage mit ei-
ner Drohne aufgenommen hat.
Das Flachdach des neu erbauten
Amtes für Umwelt und Energie
beim Fischmarkt beispielswei-
se, das als Vorbild für ökologi-
sches Bauen gilt: eine Ödnis in
Braun. Dasjenige des Bau- und
Verkehrsdepartements (BVD) an
der Dufourstrasse: eine Ödnis in
Ocker.

Ähnlich trist ist die Situation auf
dem Dach des Kirschgarten-
Schulhauses: Eine attraktive Be-
grünung, die diesen Namen ver-
dient, sieht anders aus.Noch kras-
ser das Bild, das sich einembietet,
wenn man den Spiegelhof, Sitz
des Justiz- und Sicherheitsdepar-
tements, aus der Luft betrachtet:
Das Flachdach gleicht einer Flug-
piste aus Beton. Begrünung? Sie
existiert nicht mal im Ansatz.

Läuft da etwas schief? Erfüllt Ba-
sel seine eigenen gesetzlichen
Vorgaben nicht?

Eine erstaunliche Antwort
kommtvon Stephan Brenneisen,
Leiter der Forschungsgruppe
Stadtökologie an der Zürcher
Hochschule für Angewandte
Wissenschaften. Brenneisen ist
so etwaswie ein Guru für Flach-
dach-Begrüner, ein ausgewiese-
ner Experte, der unter anderem

auch die Basler Stadtgärtnerei
berät.

Brenneisen sagt, viele Flach-
dächer sähen zwar tatsächlich so
aus, als wären sie bloss spärlich
mit Moos bewachsen. Doch der
Eindruck täusche. «Basel ist so
etwaswie dieWelthauptstadt der
Dachbegrünung», sagt er. 46 Pro-
zent aller rund 6000 Flachdächer
der Stadt seien bereits mit einer
Vegetationsschicht bedeckt. Al-
lerdings habe diese meist noch
ein geringesWasserspeicherver-
mögen und trockne früh aus.Die
heute empfohleneminimale Hu-
mus-Mindestschichtdicke von
zwölf Zentimetern sei deshalb
auf 15 Zentimeter zu erhöhen,
empfiehlt der Fachmann.

Auch nachAnsicht vonEmanu-
el Trueb, Leiter der Stadtgärtne-
rei, ist das Basler Flachdachpara-
dies noch lange nicht verwirklicht,
die 46-Prozent-Quote nicht zu-
friedenstellend. «Es gibt nochviel
zu tun», sagt er in seinemBüro im
BVD-Verwaltungsgebäude an der
Dufourstrasse. «AufmanchenDä-
chern wachsen heute noch eher
anspruchslose, robuste Pflanzen,
zum Beispiel Dickblattgewächse
wie das Sedum oder die Haus-
wurz. Das Pflanzensubstrat ist

magerund kiesig, denn ursprüng-
lich wollte man zusätzlichen Le-
bensraum fürPflanzen und Insek-
ten schaffen, umeinen Beitrag zur
Artenvielfalt zu leisten.»

Eine braune Vegetation auf
demDach,wie sie dieserTage zu
sehen ist, bedeute aber nicht,
dass sie tot sei. «Die Pflanzen
versamen. Sobald die Trocken-
heit vorbei ist, beginnen siewie-
der zu wachsen.»

Angestrebtwerde heute jedoch
ein neuerBegrünungstypus, sagt
Trueb: «Flachdächer sollen einen
Beitrag zur Schwammstadt lie-
fern, also Wasser zurückhalten
und so einen kühlenden Effekt
aufs Stadtklima haben. Ideal dazu
wäre eine höhereHumusschicht,
wie sie Stadtökologe Brenneisen
empfiehlt.»

Jetzt kommt Trueb fast schon
ins Schwärmen: «Mankönnte auf
Flachdächern, sofern sie nicht
höherals etwa 60Meterüberdem
Boden liegen, sogarBäumepflan-
zen. Dazu müsste allerdings die
Statik derGebäude entsprechend
ausgelegt sein.» Im Prinzip kön-
nemankünftig sogar«jedes neue
Tramhäuschen begrünen, vor-
ausgesetzt, die Konstruktion ist
entsprechend stabil».

Nun setztman in Basel ja auch
vermehrt auf erneuerbare Ener-
gien. Zum Beispiel mit Solarzel-
len auf dem Dach. Kommen sich
da ökologische und energietech-
nische Ziele in die Quere? Trueb
verneint: «Die Installation von
Fotovoltaikanlagen und eine
Dachbegrünung schliessen sich
nicht aus.Wenn Solarzellen nicht
direkt am Boden ausgelegt, son-
dern als Paneelen installiertwer-
den, hat es genügend Platz für
eine Begrünung.»

Vorbildliches Biozentrum
Bleibt die Frage: Sollte nicht ge-
rade das BVDmit gutemBeispiel
vorangehen und auf dem Flach-
dach der Liegenschaft, in der es
domiziliert ist, mehr Grün wa-
gen? Ein erster Schritt sei bereits
gemacht, sagtTrueb. Er führt uns
an ein Fenster: «Da, schauen
Sie», sagt er und zeigt auf eine
etwas versteckte Dachfläche.
Dort wächst Gras, altes Holz ist
aufgeschichtet. Es sieht tatsäch-
lich schon mehr nach Garten als
nachWüste aus.

Auch auf dem Dach des Spie-
gelhofs ist ein Ende derTristesse
absehbar: Im Rahmen einer
Dachsanierungwerden in nächs-
ter Zeit rund 1400Quadratmeter
begrünt und weitere 700 Quad-
ratmeter Fläche mit einer Foto-
voltaikanlage versehen.

Vorbildlich gestaltet ist übri-
gens das Flachdach des neuen
Biozentrums an der Spitalstras-
se. Hier hat der Verein Dachbe-
grünung Region Basel Hand an-
gelegt und auf 73 Meter Höhe
eine Art kleinen Park eingerich-
tet, auf dem es spriesst und
wächst, kreucht und fleucht.

Anfänglich lagen auf demBio-
zentrum-Dach auch Kieselstei-
ne. Raben schnappten sie sich
und liessen die Steine in die Tie-
fe sausen, wo sie Schäden an
Glasplatten verursachten, die
rund ums Biozentrum imBoden
eingelegt sind. Die Lösung des
Problemswar schnell gefunden:
Man legte einen Rasenteppich
über die Steine. Seither herrscht
Ruhe – und das Grün gedeiht.

Das Geheimnis der Basler Flachdächer
Triste Vegetation Luftaufnahmen zeigen Dachlandschaften, die einer Wüste gleichen – eine Ödnis in Braun und Ocker.
Klappt es nicht mit der Begrünung? DieWahrheit ist verblüffend.

Dach des Kirschgarten-Schulhauses: Eine attraktive Begrünung sähe anders aus. Fotos: Dominik Plüss

Das Bau- und Verkehrsdepartement an der Dufourstrasse,
von oben betrachtet: eine Ödnis in Ocker.

Der Spiegelhof, Sitz des Justiz- und Sicherheitsdepartements: Das
Dach gleicht einer Flugpiste aus Beton. Bald soll es begrünt werden.

Das Flachdach des neu erbauten Amts für Umwelt und Energie
beim Fischmarkt: eine Ödnis in Braun.

«Man könnte
auf Flachdächern
sogar Bäume
pflanzen.»
Emanuel Trueb
Leiter Stadtgärtnerei Basel
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Donnerstag, 14. Juli 2022

Seraina Graf

Auf vielen Flachdächern in Basel
geht es lebendig zu und her:
Moos, Blumen, Spinnen und Kä-
fer finden dort oben ein Zuhause.
Seit 1999 besteht in Basel die
gesetzliche Pflicht, ungenutzte
Dachflächen von über zehnQua-
dratmetern zu begrünen. Dies
gilt sowohl für Neubauten als
auch für Gebäude, die saniert
werden. Heute sind laut Stefan
Brenneisen, Leiter der For-
schungsgruppe Stadtökologie an
der Zürcher Hochschule für
Angewandte Wissenschaften,
46 Prozent der rund 6000 Flach-
dächer in Basel begrünt.

Nicht nur in der Horizontale,
sondern auch in der Vertikale
sind in der Stadt zahlreiche un-
genutzte Flächen zu finden. Kar-
ge Gebäudefassaden tragen im
Sommer dazu bei, dass sich die
Stadt aufheizt, und sind darüber
hinaus nicht besonders ästhe-
tisch. ImVergleich zu den Flach-
dächern ist für diese Flächen im
Basler Bau- und Planungsgesetz
jedoch keine Begrünungspflicht
festgehalten.

Schlingen und haften
Laut Emanuel Trueb, Leiter der
Stadtgärtnerei Basel, sind aber
vertikale Flächen –wie beispiels-
weise Brandmauern, die das
Übertreten von Feuer auf das
nächste Gebäudeverhindern sol-
len – für die Begrünung geeignet.
Für die Fassadenbegrünung gibt
es laut Trueb zwei Arten von
Kletterpflanzen: diejenigen, die
sich dank Haftwurzeln oder
-zäpfchen selbst an der Wand
festhalten (sogenannte Selbst-
klimmer), und Schlingpflanzen,
die an einem Rankgerüst hoch-
wachsen. «Bei den Selbstklim-
mern entfällt eine Trag- oder
Kletterkonstruktion, was alles
sehr viel einfacher macht», ord-
net er ein und fügt hinzu: «Aller-
dings stören sich viele Leute an
den Haftwürzelchen und fürch-
ten eine Beschädigung des Ver-
putzes.»

Trueb nennt weitere Punkte,
die einer Fassadenbegrünung
widersprechen können. So sei an
Gebäuden, die unter Denkmal-
schutz stehen oder–wie es heute

vermehrt der Fall ist – grosse ver-
glaste Flächen aufweisen, oft-
mals keine Begrünung möglich.

Waldreben und Glyzinien
Die Begrünung von Fassaden
funktioniert grundsätzlich an-
ders als die Dachbegrünung.
«Auf Dächern haben Pflanzen
eine dünnschichtige, bodenähn-
liche und durchwurzelbare Auf-
lage auf der ganzen Fläche. Für
die Begrünung einer Fassade

werden klassischerweise Kletter-
pflanzen eingesetzt, die im Bo-
den verwurzelt sind und an den
Mauern in die Höhe wachsen»,
benennt Stefan Brenneisen den
Hauptunterschied. Der positive
Einfluss auf das Stadtklima bei-
derVarianten sei vergleichbar. Je-
des Pflanzenblatt trage durch
Verdunstung von Wasser dazu
bei, dass die Luft gekühlt werde.

Für die klassische Fassaden-
begrünung sind laut Brenneisen

Kletterpflanzen wie Waldreben,
Efeu, Hopfen und Kletterrosen
beliebt. «Sehrviele der heute ein-
gesetzten Kletterpflanzen sind
aber nicht einheimisch», sagt er
und nennt als Beispiel Glyzinien.
Diese auch als Blauregen be-
kannten Pflanzen wachsen seit
Jahrzehnten anmehrerenHaus-
fassaden an der Feldbergstrasse.
Das Projekt Glyzinienallee hat
derVerein Ökostadt Basel in den
1990er-Jahren lanciert.

Katja Hugenschmidt, langjäh-
rige Präsidentin des Vereins,
nennt zwei Gründe, weshalb im
Vergleich zur Dachbegrünung
nurwenige Projekte fürFassaden
bestehen: Fassadenbegrünungen
sind nicht gesetzlich vorge-
schrieben und brauchen sehrviel
Pflege. Vor allem Kletterrosen,
wie sie Ökostadt Basel 2005 an
derElsässerstrasse gepflanzt hat,
seien nicht pflegeleicht. Andere
Kletterpflanzen wie Efeu oder
Wilder Wein gedeihen laut Hu-
genschmidt zwar ohne grossen
Aufwand,verwachsen aber auch
mit allem,was ihnen in die Quere
kommt. So können sie rasch und
unkontrolliert wuchern. «Die
Fassadenbegrünung hat ihreTü-
cken undmuss klug geplantwer-
den», fasst sie zusammen.

Vorgaben und Vorteile
Die Begrünungspflicht auf unge-
nutzte Fassaden auszuweiten,
hält Hugenschmidt für wenig
sinnvoll. «Offener, das heisst be-
pflanzter Boden wie in grünen
Vorgärten oderHinterhöfen und
vor allem genug grosse Bäume
sind ein bessererKlimavorteil als
begrünte Fassaden.»

Brenneisen ist anderer Mei-
nung. Gesetzliche Vorgaben zur
Fassadenbegrünung seien «in
Anbetracht der dringend not-
wendigen Klimaanpassung von
Basel mehr als ein Gebot der
Stunde».

Obschon für Fassaden keine
Begrünungspflicht besteht, hat
sich die Basler Regierung im
Rahmen des Stadtklimakonzepts
vorgenommen, vertikale Grün-
flächen zu fördern. Neben der
Feldbergstrasse ist imMassnah-
menkatalog auch das Einkaufs-
zentrum Stücki als Vorzeigebei-
spiel aufgeführt.

Kletterpflanzen an Fassaden sind heikel
Grüne Architektur Viele ungenutzte Dachlandschaften sind bepflanzt und haben einen positiven Einfluss auf
das Stadtklima. Für die Begrünung sind zwar auch vertikale Gebäudeflächen geeignet. Sie bergen aber Tücken.

Die Glyzinienallee an der Johanniterbrücke ist ein Projekt des Vereins Ökostadt Basel. Foto: Nicole Pont

«Offener Boden
wie in Vorgärten
und grosse Bäume
sind ein besserer
Klimavorteil.»
Katja Hugenschmidt
Präsidentin Ökostadt Basel
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Barbara Reye (Text) und
Mathias Bader (Infografik)

Das Schwitzen hat vorerst noch
kein Ende. «Bis zumWochenen­
de bleibt es heiss», sagt Stephan
Bader von Meteo Schweiz. Be­
sonders an einigen Hotspots in
den Städten sind Temperaturen
von über 45 Grad Celsius keine
Seltenheit mehr. Vor allem die
Dauer der Hitzeperioden ist
im laufenden Sommer ausser­
gewöhnlich.

Ein Jahr zuvor gab es das
andere Extrem: Im Juli 2021 trat
aufgrund heftiger, lang anhal­
tender Regenfälle der Zürichsee
etwa am Bellevue über die Ufer,
in Luzern mussten mobile
Dammschläuche zumSchutz der
Stadt aufgestellt werden, in Bel­
linzona wurde ein Kindergarten
rund eineinhalb Meter hoch mit
Wasser sowie Schlamm über­
schwemmt und unbenutzbar ge­
macht, in Basel die Rheinschiff­
fahrt zum Teil blockiert.

Durch den Klimawandel häu­
fen sich Extremereignisse wie
Starkniederschläge, längere Hit­
ze­ und Trockenperioden. Um
die damit verbundenen Risiken
wie Überschwemmungen sowie
extrem heisse und trockene
Sommer in den dicht bebauten
Gegenden besser in den Griff zu
bekommen, suchenArchitekten,
Ingenieurinnen, Stadtplaner,
Landschaftsarchitektinnen, Be­
hördenvertreter undBiologinnen
gemeinsam nach neuen Lösun­
gen mit deutlich mehr und kli­
maangepassten Pflanzen und
einem besseren Regenwasser­
management.

60 Prozent versiegelt
An immer mehr Orten in der
Schweiz setzen die Fachleute
deshalb auf das Prinzip der so­
genannten Schwammstadt, die
aufgrund von städtebaulichen
Massnahmen sowie genugGrün­
flächenvielmehrWasser aufneh­
men und bei Bedarf auchwieder
abgeben kann. «Es gibt dort tem­
porär flutbare Freiflächen wie
Skater­ oder Sportanlagen, viele
bepflanzte Dächer und Parks,
aber auch unterirdischeAuffang­
becken für Starkniederschläge»,
sagt die Landschaftsarchitektin
CordulaWeber.

Weber hat die im Auftrag des
Bundesamts für Umwelt (Bafu)
mit weiteren Experten den vor
kurzemveröffentlichten Bericht
«Regenwasser im Siedlungs­
raum» erstellt und stellt darin
das Konzept der Schwammstadt
mit Beispielen im In­ und
Ausland vor. Mit einer gezielten
intensiven Begrünung zum Bei­
spiel derDächer undmitWasser­
rückhalt fördere man den Kühl­
effekt, indem die Vegetation
Wasserverdunstet sowie grösse­
re Pflanzen gleichzeitig auch
Schatten spenden.

In der Schweiz sind insgesamt
mehr als 60 Prozent der Sied­
lungsflächen versiegelt, was ei­
nen direkten Einfluss auf die
Entwässerung und auf das dort
herrschende Mikroklima hat.
Zum einen kann das Wasser
nicht versickern, sodass bei hef­
tigen Regengüssen die Gefahr
von überfluteten Strassen oder
Kellern steigt. Zum anderen sor­
gen an heissen Sommertagen der
Asphalt und der Beton fürHitze­
inselnmit zumTeil gesundheits­

gefährdenden Rekordtempera­
turen. Denn die Sonnenstrah­
lung wird dort stark absorbiert,
und oft können zwischen den
hohen Gebäuden in dicht ver­
bauten Gebieten erfrischende
Winde nur schlecht zirkulieren.

In Basel, Zürich, Bern, St. Gal­
len, Luzern, Winterthur, Zug,
Freiburg, Lausanne, Sitten und
auch in Genfwerden nun immer
häufiger auch Elemente der
Schwammstadt umgesetzt. «Man
muss vermehrt mit der Natur
anstatt gegen sie arbeiten», sagt
Peter Bach vom Wasserfor­
schungsinstitut Eawag, der
unter anderem bei der städte­
baulichen Planung des neuen,
nachhaltigen Berner Stadtquar­
tiersViererfeld/Mittelfeld dabei
ist. Er setzt sich dafür ein, dass
beispielsweise das gesammelte
Regenwasser für die Bewässe­
rung oder den Alltagsgebrauch
verwendet werden kann.

Wassertanks auf Dächern
In der australischen Stadt Mel­
bourne, wo Bach früher mehre­
re Jahre geforscht hat, hatten
viele bereits Wassertanks auf
Dächern oder Regentonnen im
Garten für Trockenperioden.
Aber auch in anderen Ländern in

Europa wie etwa Griechenland
werde dies seit Ewigkeiten prak­
tiziert, fügt er hinzu. Für grössere
Projekte in Schweizer Städten
modelliert er,wieman durch na­
turbasierte Lösungen die enor­
men Mengen an Wasser nutzen
kann, um Lebensqualität und
Nachhaltigkeit zu steigern, an­
stattwie gewohnt zu entwässern.

«Von China habenwir das erst
seit 2013 existierende Konzept
Schwammstadt kopiert, um bei­
spielsweise dank den sogenann­

ten UrbanWetlandsWasser vor­
übergehend zu speichern und
überschüssigeNiederschläge aus
Wohn­ und Gewerbegebieten
über Notwasserwege auf weni­
ger sensible Flächen zu leiten»,
sagt Stefan Stevanovic von der
Zürcher Hochschule für Ange­
wandteWissenschaften (ZHAW)
inWädenswil.

Als Vorbild dientWuhan
Stevanovic ist in Luzern amPro­
jekt für eine wassersensible
Stadtentwicklung beteiligt.Wu­
han, die chinesische Metropole
der 100 Seen, gehöre zu den
Pionieren, da sie zuvor aufgrund
der sehr raschen Verstädterung
noch viel stärker als früher unter
Staunässe gelitten habe. Fast die
ganze Stadt solle nun bis 2030
wassersensibel umgebaut wer­
den. Dies bedeutet, dass das
Regenwasser speziell während
des Monsuns versickern oder
verdunsten kann beziehungs­
weise gespeichert, zurückgehal­
ten oder umgeleitet wird.

Solche Strategien werden in
Städtenwie Kopenhagen, Berlin,
Hamburg, Rotterdam, Lyon und
Wien bereits umgesetzt. «Das
Problem bei uns ist, dass wir im
Wasserschloss Europas zwar im

Durchschnitt vermutlich auch in
Zukunft noch genug Wasser
haben werden», sagt Weber.
Doch aufgrund der schwinden­
den Gletscher und geringeren
Schneemengenmüsseman auch
hierzulande damit rechnen, dass
eswährendHitze­ undTrocken­
perioden im Sommervorüberge­
hend viel zu wenig davon habe
und dasWasser insbesondere für
die kühlenden Pflanzen somit
fehle. Die Extreme nehmen zu.

Rationiertes Duschen
Auch in der Schweiz habenmeh­
rere Gemeinden bereits zum
Wassersparen aufgefordert. «Wir
erleben die Folgen der Klima­
erwärmung derzeit hautnah»,
sagt Bader. So sei dafür etwa die
Häufung derHitzeperioden, fest­
stellbar durch simples Zählen,
eines der ganz klaren Signale.

Im französischen Jura sei die
Situation nochmals extremer als
bei uns. Dort welken nicht nur
die Blumen im Garten, weil sie
nicht mehr gegossen werden
dürfen.Das zuständige Departe­
ment diskutiere gerade, ob man
das Wasser in den Haushalten
rationieren solle. Dann könne
man etwa nur noch zu bestimm­
ten Zeiten duschen.

Stadt kühlen? Schwammdrunter!
Innovation wegen Klimawandel Zubetonierte Gebiete heizen sich auf, Niederschläge überfluten die Kanalisationen.
Forschende erklären, wie die Speicherung von Regenwasser gegen Hitze und Fluten in Städten helfen kann.

Auch der Schweiz
droht bei Hitze
undDürre
dasWasser
auszugehen.

Verdunstung
Begrünte Einstaudächer speichern
Regenwasser und verzögern so
Dachabflüsse. Sie haben eine
hohe Verdunstungsleistung
und damit eine kühlende
Funktion bei Hitze.
z.B. Toni-Areal, Zürich

Bewässerung
Bäume sind als Schattenspender und
zur Verdunstung von Niederschlägen
wichtig. An ihren Standorten wird Regen-
wasser von Strasse und Trottoir in ein sog.
Rigolensystem eingeleitet, das dem Baum
als Reservoir in Trockenzeiten dient.
z.B. Scheuchzerstrasse, Zürich

Temporäre Flutung
Während Starkregen können Stadt-
plätze als flutbare Freiflächen genutzt
werden. Das Wasser wird gezielt
zurückgehalten und läuft anschliessend
verzögert ab, um die Kanalisation zu
entlasten.
z.B. Vulkanplatz, Zürich

Platzumrandung mit
3 cm hoher Überstaukante

Substratschicht
auf Dach bis zu
150 cm hoch

Speicherung
Das Speichern von Regenwasser
in Rückhaltebecken entlastet die
Kanalisation bei Starkregen und
kann in Hitze- und Trockenperioden
der Vegetation zugeführt oder zur
Strassenreinigung genutzt werden.
z.B. Zieglerstrasse, Bern

Versickerung
In Hochwassersituationen entlasten
wasserdurchlässige Beläge die
Kanalisation und ermöglichen
die Sammlung von Grundwasser.
z.B. Horburgstrasse, Basel

Es lebe die Schwammstadt

Mit dem Klimawandel nehmen Starkniederschläge und Hitzeperioden
zu. Im Siedlungsraum mit dichter Bebauung und versiegelten
Böden steigt das Risiko von Überschwemmungen und Hitzebelastung.
Das Konzept der Schwammstadt bietet dank angepasstem
Regenwasser-Management Lösungen.

Quelle: Bafu/ARE, Regenwasser im Siedlungsraum, 2022

1,5 %

Gefälle
Strasse,
Trottoir

2 % 2 %
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Andres Herzog

AmAnfang der Limmatstrasse in
Zürich werden zurzeit rund ein
Dutzend Bauten dem Erdboden
gleichgemacht und neu gebaut.
Sobald sich der Staub gelegt hat
und der Baulärm verstummt ist,
fällt das aber den wenigsten auf.
Entstanden sind keineHochhäu-
ser, sondern Blockrandbauten,
die sich zumTeil kaumvon ihren
Vorgängern unterscheiden – ab-
gesehen von den höheren Miet-
preisen undden grössergeschnit-
tenen Grundrissen.

DieAbbruchdebatte entzündet
sich meistens an öffentlichen
Wahrzeichenwie der Zentralbib-
liothek in Luzern oder dem Kon-
gresshaus in Zürich, die in den
letzten Jahren nach Protesten
umgebaut statt rückgebaut wur-
den.DiemeistenHäuser aberver-
schwinden sang- und klanglos.
Niemand kettet sich an ihre Stüt-
zen, wenn die Abrisszange zu-
beisst.Dabei ist ihrVerschwinden
häufig ein Verlust – und das in
mehrfacher Hinsicht.

Vieles begünstigt
den Rückbau
Das Bauen ist eine gewaltige
Materialschlacht. 500 Kilogramm
Baumaterial werden in der
Schweiz jede Sekunde ausgebro-
chen, abgetragen oder wegge-
sprengt. Am stärksten betroffen
waren lange Zeit Häuser aus den
1920er-, 30er- und 40er-Jahren.
Immer mehr rücken jedoch die
Nachkriegsbauten in den Fokus.
Und selbst bei den jüngeren Ge-
bäuden, die noch keine 50 Jahre
stehen, steigt die Abbruchquote
kontinuierlich an.

Es gibt viele Gründe, die eine
Bauherrschaft zumErsatzneubau
bewegen, allen voran die Ökono-
mie.Wenn die Sanierungskosten
70 Prozent eines Neubaus über-
steigen, lohnt sich ein Ersatz, lau-
tet eine Faustregel. Umso mehr,
wenn es eine Nutzungsreserve
gibt, man also mehr bauen darf,
als bereits gebaut ist. Auch Ener-
gievorschriften, Komfortansprü-
che, Behindertengerechtigkeit
oder das Verdichtungsgebot be-
günstigen den Rückbau.

Der Ersatzneubau setzt eine
gute PortionOptimismus und ein
wenigArroganzvoraus:Wir kön-
nen das besser als damals. Einst
wolltemandeshalb sogardie Zür-
cherAltstadt abreissen.Vor allem
aber ist ein Abbau die bequeme-
re Lösung,weilman sichnichtmit
den Unsicherheiten und Überra-
schungen eines Altbaus ausein-
andersetzenmuss.Doch auchmit
einemUmbau, einerErweiterung
oder einer Aufstockung lassen
sich die Ziele oft erreichen.

Vor zehn JahrenwardieTabu-
la-rasa-Lösung hoch imKurs.Da-
mals galt sie alsAllheilmittel, um
den Energieverbrauch zu redu-
zieren und das Bevölkerungs-
wachstum aufzunehmen. «Das
Stadtwachstum wurde zu einem
grossen Teil mit Ersatzneubau
bewältigt», heisst es in der Studie
«Zürich baut sich neu» von 2015.
Bereits damals wohnten 7 Pro-
zent der Stadtbevölkerung in ei-
nem Ersatzneubau.

Heute haben sich die Vorzei-
chen umgekehrt, der Zeitgeist ge-

dreht.DerAbbruch ist immer stär-
ker negativ konnotiert, wie etwa
die Auseinandersetzung um die
Überbauung auf dem Maag-Are-
al in Zürich zeigt, für die im Au-
gust das Baugesuch eingereicht
wurde.Das liegt in erster Linie am
Klimaschutz, der dieAnforderun-
gen an das Bauenverschoben hat.
Weil Gebäude im Betrieb immer
sparsamerwerden, gewinnen die
graue Energie und dieTreibhaus-
gase derErstellung anBedeutung.
Wer ein Haus umbaut statt ab-
reisst, spart viele CO2-Emissio-
nen ein, weil der grösste Teil da-
von in der Tragstruktur steckt.

Auch Fragen um Ressourcen-
knappheit und Kreislaufwirt-
schaft sprechen für den Umbau.
Laut demBundesamt fürUmwelt
werden rund 70 Prozent der
Rückbaumaterialien wiederver-
wertet. Der Rest wird auf Depo-
nien gelagert oder verbrannt.

Wichtige Zeitzeugen
gehen verloren
Die Bauwirtschaft hat Fortschrit-
te gemacht, zum Beispiel beim
Recycling-Beton. Bauteilbörsen
bieten ganze Elemente wie
Stützen, Fenster oder Toiletten
zurWiederverwendung an.Doch

der Weg zu einem kreislaufge-
rechten Bauen ist noch weit. Am
sparsamsten ist es immer noch,
umzubauen – oder gar nicht zu
bauen.

Es gibt neben der Ökologie
noch andere Gründe, die für den
Umbau statt den Abbruch spre-
chen. Die Bauten der Boomjahre
kommen langsam in ein Alter, in
dem die Bauherrschaft entschei-
den muss: Totalsanierung oder
Ersatzneubau. Da diese Epoche
oft noch nicht auf demRadar der
Denkmalpflege ist, gehenwichti-
ge Zeitzeugen verloren. Doch
selbst durchschnittliche Bauten

erzählen die Geschichte eines
Ortes. Ein Abbruch löscht diese
Erinnerungen aus.

Selbstverständlich gehört der
Wandel zum Lauf der Zeit. Städ-
te verändern sich und sollten
nicht konserviert werden wie
Ausstellungsobjekte in einem
Museum. Der Abbruch ist Teil
des Lebenslaufs des Bauwerks
Schweiz.

WerNeues schaffenwill,muss
Altes zerstören, wenn das Sied-
lungsgebiet nicht auf der grünen
Wiesewuchern soll.Viele Bauten
können nur schlecht weiterge-
nutzt werden, weil ihre Struktur
unflexibel oder marode ist. Und
leer stehende Gammelhäuser
bringen auch dem Klima nichts.
Es braucht oft einen Neuanfang.

Eine Architektur
mitmehr Tiefe
Doch Umbauen bedeutet nicht
Stillstand. Immer mehr Bauher-
ren und Architektinnen entde-
cken deshalb die Lust am Be-
stand, auch wenn dieser kein
Denkmalobjekt ist. Frühermach-
te die Architektin oder derArchi-
tektTabula rasa, um eigene Ideen
zu verwirklichen. Heute kann
man sein Prestige steigern, indem
man sich in dasVorhandene ein-
denkt und den Faden weiter-
spinnt. Die französischen Archi-
tekten Anne Lacaton und Jean-
Philippe Vassal haben sich einen
Namen gemacht alsWeiterbauer
und dafür 2021 den renommier-
ten Pritzker-Preis erhalten.

Auchdie Schweiz entdeckt den
Wert der Transformation. Es ist
kein Zufall, dass die Zeitschrift
«Hochparterre» letztes Jahr beim
Architektur-Preis «DieBesten» al-
lesamt Umbauten prämierte. Der
Spielraum ist gross.Das Kurthea-
ter in Badenwurde renoviert und
angebaut, eine Schule in Cham
aufgestockt und erweitert, die ein
Kilometer langeWohnsiedlungLe
Lignon inGenfwieder fit gemacht
für die Zukunft. In Winterthur
wurde ein Industriegebäude mit
alten Bauteilen aufgestockt. Und
in Aarau eine ehemalige Reithal-
le in ein Konzert- und Theater-
haus transformiert.

Eine Umbaukultur führt zu
vielschichtigerenProjekten, zu ei-
ner Architektur mit mehr Tiefe.
Und sie begünstigt oft Lösungen
und Räume, die bei einem Neu-
bau nicht möglich wären. BHSF-
Architekten haben in Bern ein La-
gergebäude in einWohnhaus für
die Genossenschaft Warmbächli
umgebaut. So entstanden 4,5 Me-
ter hohe Wohnräume, die sich
zumTeil über 20 Meterdurch das
Gebäude erstrecken. Dabei war
der Bestand kein Architekturju-
wel.Dochnurschon seineDimen-
sionen haben neueMöglichkeits-
räume eröffnet.

Künftig könnten auch die Bau-
gesetze denUmbau begünstigen,
zum Beispiel wenn für eine Bau-
bewilligung auch die graue Ener-
gie des Bestandesmit einbezogen
werden muss. So könnte nur
noch abbrechen, wer besonders
schonend baut. Auch dann wird
es keine einfache Antwort geben
auf die Frage: Abbruch oder
nicht Abbruch? Wie auch immer
diese ausfällt, sie sollte gut be-
gründet sein.

Der Abriss gerät in Verruf –
die Schweiz entdeckt den Umbau
Essay Der Neubau galt lange als Königsweg zur Verdichtung. Doch 500 Kilo Bauschutt pro Sekunde passen
schlecht zu Klimaschutz und Denkmalpflege. Nun denken Architektinnen und Architekten um.

Niemand kettet sich an ein gewöhnliches Wohnhaus, wenn die Abrisszange zubeisst:
Schweizergasse, Basel. Foto: Leon Faust (Countdown 2030)

«Die Schweiz: Ein Abriss»: Ausstellung in Basel will Bevölkerung wachrütteln

Das Schweizerische Architektur-
museum in Basel zeigt bis zum
23. Oktober eine Abriss-Ausstel-
lung, die den üblichen Rahmen
sprengt. Organisiert hat sie der
Verein «Countdown 2030», den
Architektinnen und Architekten
vor drei Jahren in Basel gegründet
haben und der für eine klima
bewusste Baukultur kämpft.

«Die Schweiz: Ein Abriss» lautet
der Titel der Schau. Sie stellt keine
Projekte oder Lösungen vor, sie
will die Bevölkerung wachrütteln.

Videos zeigen, wie das Bauwerk
Schweiz rückgebaut wird. Balken
und Kurven stellen die Kennwerte
zu CO2 und Materialströmen dar.
Am Schluss kann eine Petition
unterzeichnet werden, die unter
anderem den Abriss als Ausnahme
fordert und die das Kuratorenteam
in Bern einreichen will.

Das Team hat mehrere Begleit-
aktionen ins Leben gerufen.
Auf der Website Abriss-atlas.ch
kann jeder und jede ein Gebäude
hochladen, dem der Abbruch

droht. Plakate sollen auf Baustellen
auf die Vorzüge des Umbauens
und Sanierens hinweisen, Spazier-
gänge an verschiedenen Orten zu
den abbruchbedrohten Bauten
führen. «Countdown 2030» baut
eine partizipative, kollaborative,
aktivistische Schau zwischen
Internet, Museum und realer Welt.
Damit spricht der Verein eine
jüngere Generation an, die nicht
Vorbilder und Lehrmeinungen
sucht, sondern Debatten anstossen
und die Umwelt verändern will. (ah)
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«EineMaturität ohne Englisch ist
nicht zukunftsfähig», schreibt die
Baselbieter Regierung in ihrer
Vernehmlassungsantwort an den
Bund und an die Konferenz der
kantonalenErziehungsdirektoren.
Sie lehnt zentrale Neuerungen
dergeplanten gymnasialenMatu­
ritätsreform ab und verlangt de­
renVerschiebung.DerZeitgewinn
soll für alternative Vorschläge
verwendetwerden.Baselland ge­
hört zu jenen Kantonen, die eine
hohe Abschlussquote an den
Hochschulen verbuchen.

Kategorischwendet sichBasel­
land gegen eineMatura, die ohne
Englisch auskommt. «Das Fach
Englisch muss zwingend als
Grundlagenfach definiert sein,
da es sich um eine Wissen­

schaftssprache schlechthin han­
delt.» Auch dessen Wegfall als
Prüfungsfach sei nicht zukunfts­
tauglich und sei weiterhin zu
ermöglichen. Nichtsdestotrotz
müssten aber gleichzeitig die
Mint-Fächer gestärkt werden.

Gegen Verwässerung
Grundsätzlich abgelehntwird die
Erhöhung der Anzahl Grundla­
genfächervon 10 auf 12–13.Damit
werde dieAnzahl derMaturitäts­
noten erhöht und die Bedeutung
der einzelnen Fächer reduziert –
derBildungsgangweiter fragmen­
tiert.EinerweiterenVerwässerung
der Maturität sei deshalb entge­
genzuwirken.DerKanton schlägt
in seiner Stellungnahmevor, ent­
wedernichtalleGrundlagenfächer

als Maturitätsfächer zu führen
oder die Zahl sonstiger obligato­
rischer Fächer anzupassen. Kri­
tisiertwird auch die Aufwertung
von Philosophie und Religionen.

Auch die geplanteAusweitung
der Schwerpunktfächer lehnt die
BaselbieterRegierung ab.Mit der
Wahl eines Schwerpunktfachs
vertiefen Gymnasiastinnen und
Gymnasiasten ein einzelnes Fach,
das sie wissenschaftspropädeu­
tisch ausrichten können.Konkret
lehnt Baselland neue Schwer­
punktfächer Sport, Theater oder
Religionen ab.Es sei auch zu prü­
fen, ob einzelne der heute an­
gebotenen Schwerpunktfächer
gestrichenwerden könnten.Auch
die Einführung zusätzlicher Er­
gänzungsfächer beurteilt die Ba­

selbieter Regierung kritisch. Ab­
gelehnt wird in der kantonalen
Vernehmlassungsantwort auch
eineVerschärfung derMaturitäts­
prüfungen. Die Selektion müsse
früher geschehen.

Acht Jahre Umsetzungsfrist
Grundsätzlich ist der Kanton
trotz seiner Kritik der Ansicht,
dass eine Anpassung der Rah­
menbedingungen für die gym­
nasialeMaturität notwendig sei.
Die Ziele unterstütze die Regie­
rungvollumfänglich, schreibt sie.
Bei den Zielen der Reform geht
es primär um den prüfungsfrei­
en Zugang zu den Universitäten
und um die Stärkung der Mint-
Fächer Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften undTech­

nik. MehrWert soll auch auf die
Digitalisierung und die politische
Bildung gelegt werden.

Doch weniger sei mehr, hält
die Regierung fest. Die rein addi­
tive Erweiterung des Fächerka­
talogs und derWahlmöglichkei­
ten führten aber dazu, dass der
Kern der Reform «aus pädagogi­
schen, organisatorischen und fi­
nanziellenÜberlegungen» prob­
lematisch sei. Der Kanton Basel­
landwehrt sich inAnbetracht der
kritischen Punkte auch gegen
eineUmsetzung in den Eintritts­
klassen schon ab Sommer 2027.
Er fordert eineVerlängerung der
Umsetzungsfrist auf acht Jahre.
Zeitdruck sei nicht nötig.

Thomas Dähler

Leif Simonsen

Wenn imGrossen RatWeltunter­
gangsszenarien gewälztwerden,
dann geht es entweder umPark­
plätze, umVelofahrer – oderums
Klima.Gestern stand Letzteres auf
dem Programm. Es ging darum,
was der kleine Kanton Basel-
Stadt gegendenKlimawandel tun
kann. Und vor allemwie schnell.
Die Initianten der Klimagerech­
tigkeitsinitiative sind der Mei­
nung, wir dürften gar keine Zeit
verlieren. Sie wollen, dass der
Ausstoss anTreibhausgasemissi­
onen auf dem Kantonsgebiet bis
2030 auf netto null gesenktwird.
Heisst: Es darf nicht mehr CO2

ausgestossen werden, als durch
natürliche und technische Spei­
cher aufgenommenwerden kann.

Das ist sehr ambitioniert. Ge­
stützt auf Untersuchungen des
Bundes verursacht ein Basler
jährlich über 16 Tonnen CO2, da­
von rund 13 Tonnen im Ausland.
Etwa, indem er Kleider aus Viet­
namkauft oderTomaten aus Spa­
nien. Indem seine Pensionskasse
Investitionen in anderen Ländern
tätigt oder er mit dem Flieger in
die Ferien reist.Nur rund 3,5Ton­
nen CO2 werden pro Person auf
dem Kantonsgebiet verursacht.
Hier soll derHebel angesetztwer­
den. In derVerfassung soll veran­
kertwerden, dass derKanton «im
Rahmen seiner Kompetenzen»
dafür sorgt, dass derAusstoss an
Treibhausgasemissionen auf null
gesenkt wird und dass die Ver­
waltung «verbindliche Absenk­
pfade» definiert.

Kanton als Geisterfahrer
Ein derart straffer Zeitplan ist in
denAugen der SVP sowie einzel­
nerVertreter derLDP jenseits von
Gut undBöse. SVP-SprecherBeat
Schaller beispielsweise ärgerte
sich über die «Geisterfahrt» des
Stadtkantons,dergleichzeitig das
Gefühl habe, alle anderen befän­
den sich auf einer Geisterfahrt.
«Schauen Sie sich um: Die ganze
Welt baut Kernkraftwerke, aber
bei uns herrscht einTechnologie­
verbot.» Mit der Initiative wür­
den Zahlenspielereien gemacht,
aber das Klima würde dadurch
nicht geändert. Und überhaupt

könne erderüberhitztenDebatte
nichts abgewinnen. In den ver­
gangenen 90 Jahren sei die Zahl
der Klimatoten weltweit um
95 Prozent gesunken.

Und André Auderset behaup­
tete, dieMenschen hätten andere
Sorgen als denKlimawandel.Eine
Verankerung desNetto-null-Ziels
in der Verfassung könne gar zur
Folge haben, dass auf «undemo­
kratischem Weg» Massnahmen
ergriffen würden. «Wie man der

Initiative nur im Ansatz zustim­
men kann, kann ich nicht nach­
vollziehen», meinte der LDPler,
der entgegen derMehrheit seiner
Fraktion gar nichts in derVerfas­
sung verankern wollte.

Eine Mehrheit bis hin zur FDP
und der LDP unterstützten je­
doch eineVerfassungsänderung.
Uneinig war Mitte-links indes
darüber, welches Tempo bei der
Umsetzung der Netto-null-Vor­
gabe angestrebt werden sollte.

Bemerkenswert: Der selbst er­
nannte Klimaturbo, Regierungs­
präsident Beat Jans (SP), warb
dafür, das Ziel um zehn Jahre
nach hinten zu verschieben. Der
Gegenvorschlag sieht zwar eben­
falls vor, dass dieVerwaltung bis
2030 klimaneutralwird. Jans ver­
trat aber den Standpunkt, dass
das Netto-null-Ziel für die ge­
samte Bevölkerung in den nächs­
ten rund sieben Jahren nicht er­
reichbar sei. «Das kann man auf
demokratischem Weg nicht so­
zialverträglich hinbekommen».
Allein der Ausbau des Fernwär­
menetzes brauche Zeit bis 2037.
Auch sei davon auszugehen, dass

2030 «noch viele Autos mit Ver­
brennungsmotoren» herumfah­
renwürden. Für die regierungs­
rätliche 2040er-Variante konnte
Jans jedoch nur die FDP und die
LDP gewinnen.

Schicksal der Dinosaurier
Der Mehrheit im Grossen Rat ist
dieses Ziel zuwenig ambitioniert.
Besonders die Grünen machten
deutlich, was hier auf dem Spiel
steht. Raffaela Hanauer sah, soll­
ten keine Massnahmen ergriffen
werden,das Ende derMenschheit
vorher – analog zumAussterben
derDinosaurier.DerUnterschied
sei allerdings, dass die Klimaer­
wärmungmenschengemacht sei
unddeshalb die Katastrophenoch
abgewendet werden könne. Den
Ernst der Lage betonte auch SP-
Sprecher Daniel Sägesser. Seine
Fraktion plädierte jedoch für die
Variante «Netto null 2037». Es

handle sich vor demHintergrund
des Energiegesetzes und dem
Verbot derÖlheizungen in Basel-
Stadt umein «konsequentes» Ziel.

Die Mehrheit (54 zu 38 Stim­
men) des Grossen Rats empfahl
letztlich die Initiative zurAnnah­
me. Noch deutlicher war die
Empfehlung aber für den Gegen­
vorschlag, den die Umwelt-,Ver­
kehrs- und Energiekommission
ausgearbeiteten hatte. Bei einem
doppelten Ja empfehlen die Par­
lamentarier grossmehrheitlich,
das Ziel «Netto null 2037» in der
Verfassung zu verankern.

Und nach einer über drei­
stündigen Debatte konnte auch
Grossratspräsidentin Jo Vergeat
endlich aufatmen. Sie sei tapfer
gewesen, meinte Vergeat. Nicht
etwa,weil die Diskussion so lan­
ge gedauert habe. Sondern weil
sie am liebsten selbstmitgeredet
hätte.

In 15 Jahrenmüssen die Basler
CO₂-neutral sein
Klimagerechtigkeitsinitiative Die Mehrheit des Grossen Rats unterstützt den Kompromiss «Netto null 2037».

Der trockene Sommer hat einigen Politikern vor Augen geführt, wie schnell etwas gegen den Klimawandel getan werden muss. Foto: Dominik Plüss
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Katrin Hauser

Wenn Basel-Stadt bis in sieben
Jahren CO2-neutral sein will,
muss das lokale Handwerksge-
werbe ganz schön viele Häuser
isolieren,Heizungen ersetzen und
Solarpanels installieren. Ausge-
rechnet aus diesen Branchen hört
man nun aber, dass die Klimage-
rechtigkeitsinitiative, überdiewir
Ende November abstimmen, so-
zusagen nicht umzusetzen sei.

In Anbetracht des Fachkräfte-
mangels sei das Ziel, bis 2030
CO2-neutral zuwerden, «einDing
der Unmöglichkeit», sagt Rosi
Wohlgemuth, die Präsidentin von
Suissetec Nordwestschweiz, ge-
genüber dieser Zeitung. Sie ver-
tritt Firmen, die sich etwa umdas
Ersetzen von fossilen Wärme
anlagen oder das Erneuern und
Isolieren von Dächern und Wän-
den kümmern. Ähnlich klingt es
aus der Solarbranche.

Die Ausbildungsoffensive
Haben die Initianten den Fach-
kräftemangel unterschätzt, als
sie ihre Initiative lancierten?

Nein, heisst es auf Anfrage.
Man habe schon früh mit dem
Gewerbeverband Gespräche ge-
führt, «um eine Ausbildungs
offensive gegen den Fachkräfte-
mangel zu lancieren», schreibt
Agnes Jezler, Mediensprecherin
der Initiative. Sie ist überrascht
ob der Kritik des Gewerbes.
Besonders, dass sich der Basler
Gewerbeverband als lokalerVer-
treter der Branche gegen die In-
itiative und den Gegenvorschlag
(«Netto null bis 2037») einsetzt,
missfällt den Initianten. «Wir ha-
ben den Eindruck, dass der Bas-
ler Gewerbeverband mit seinem
Stemmen gegenVeränderungen
geradewichtige Chancen für das
lokale und regionale Gewerbe
verpasst.»

Die Initianten sind derMeinung,
dass sich der Fachkräftemangel
mit einer Ausbildungsoffensive
in den betroffenen Branchen lö-
sen liesse. Sie wollen Lehrlinge,
«insbesondere mehrMädchen»,
dazu motivieren, eine Ausbil-
dung zur Gebäudetechnikerin
oder Elektrikerin anzugehen.
Auch brauche es dringend eine
Ausbildungsoffensive für Quer-
einsteiger. Nur: Reicht das? Wie
viele Fachkräfte verspricht man

sich von der geplanten Ausbil-
dungsoffensive konkret? Dazu
will Jezler noch nichts sagen.
Man sei gerade in der Projekt-
ausarbeitung. Um Details zu
nennen, sei es noch zu früh. Sie
erhofft sich dabei die Unter
stützung des lokalen Gewerbes.
«Statt sich selbst kleinzumachen,
sollte der Gewerbeverband mit-
ziehen und etwa die Gebäude-
technik kreativ als Branche mit
Zukunft positionieren.»

Dass nun Klimaaktivisten dem
Gewerbe bei der Ausbildungs
offensive helfen wollen, stösst
beimentsprechendenVerband auf
wenig Begeisterung. «DieAusbil-
dungsoffensive wird nicht von
den Initianten im Theoriesaal,
sondernvon den zahlreichenUn-
ternehmen im Bauhaupt- und
Baunebengewerbe sowie ihren
Branchenverbänden in derPraxis
vorangetrieben», schreibt dessen
MediensprecherDaniel Schindler.

Ihm sei überdies nichts bekannt
vonGesprächen zwischen den In-
itianten und demVerband.

Langsame Behörden
Eine rasche Lösung des Fach
kräftemangels sei schlicht nicht
möglich, so Schindlerweiter. Die
Ausbildung zum Solarspezialis-
ten (Monteure von Solarpanels
oder auch Bauleiter, die grössere
Solarprojekte umsetzen) starte
voraussichtlich 2024. «Die ersten

ausgebildeten Solarspezialisten
werden also frühestens 2027 auf
den Arbeitsmarkt kommen.»

Nicht alle Firmen und Ver
bände teilen die Einschätzung
des BaslerGewerbeverbands.Der
Präsident der Schweizer Sanitär-
und Heizungsfachleute, Markus
Ribi, etwa sagte gegenüber die-
serZeitung, dass es «nur 75Mon-
teure bräuchte», um alle fossilen
Anlagen in Basel-Stadt bis 2030
zu ersetzen. Dafür würden die
Fachkräfte imKanton ausreichen.

Wo Ribi indes ebenfalls
Schwierigkeiten sieht, ist bei den
Lieferschwierigkeiten und den
Behörden: Die Dauer bis zum
Erhalt einer Bewilligung für
den Einbau einerWärmepumpe
würde der Branche noch immer
die Hände binden.

Die Initianten gehen mit ihm
einig. Sie fordern, dass Gesuche
für energetische Sanierungen
oder einen Heizungsersatz bei
den Bewilligungsbehörden pri-
orisiert werden.

Zu den Lieferschwierigkeiten
sagt Initiantin Jezler, dass es
sich dabei wohl um ein tempo-
räres Problem handle – unter
anderem, weil immer mehr
europäische und sogar einige
SchweizerUnternehmen begon-
nen hätten, selbst Fotovoltaik
panels zu produzieren.

Den Klimagerechtigkeitsini
tianten kann es nicht schnell
genug gehen. Sie betonen, dass
man sich «eine Politik des Ab-
wartens» nicht länger leisten
könne, weil man damit die «Zu-
kunft unserer Kinder» verspiele.
Unbeantwortet liessen sie die
Frage, ob man im Dienste einer
schnellen Umsetzung auch auf
das Gewerbe imUmland auswei-
chen würde, falls die lokalen
Unternehmen die Aufträge zur
Energiewende nicht bewältigen
könnten.

Darüber streiten die Klima-Initianten
mit dem Basler Gewerbeverband
Haben wir genug Leute für netto null? Der Fachkräftemangel wird zum grossen Problem für die Basler Klimagerechtigkeitsinitiative.
Die Befürworter glauben, mit einer Ausbildungsoffensive liesse es sich beheben.

Der Fachverband Swissolar geht davon aus, dass die heute installierte Fotovoltaikleistung bis 2030 verzehnfacht werden müsste,
um das Ziel der Initianten zu erreichen. Foto: Keystone
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Ist CO2-Neutralität in Basel-
Stadt bis 2030 oder 2037 über-
haupt umsetzbar? Verschiedene
Branchenverbände halten die
sogenannte Klimagerechtigkeits-
initiative für unrealistisch, den
Gegenvorschlag für sehr ambi
tioniert. Es fehlten Fachkräfte
und Baumaterial, zudemwürden
bürokratische Hürden im Weg
stehen, geben sie gegenüber
dieser Zeitung zu Protokoll.

Damit kommen die Verfechte-
rinnen und Verfechter des Vor
habens unter Druck, im Ab
stimmungskampf aufzeigen zu
können, wie ihre Forderungen
dennoch umsetzbar wären. Ein
Umstand spielt ihnen jedoch in
die Karten:Wenn am 27. Novem-
berdarüber abgestimmtwird, gibt
es weder eine andere kantonale
noch eine nationale Vorlage. Die
Initiative ist der einzige Abstim-
mungsgegenstand in Basel-Stadt.

Initiativen hätten es grund-
sätzlich schwer, sagt Politologe
Thomas Milic, dessen Spezialge-
biet das Abstimmungsverhalten
ist. Er ist Forschungsbeauftragter

am Liechtenstein-Institut und
doziert an der Uni Zürich. Auf
nationaler Ebene, so Milic, wür-
den neunvon zehn Initiativen ab-
gelehnt. Auch in den Kantonen
finden Initiativen mehrheitlich
keine Zustimmung, doch die Er-
folgsaussichten sind besser.

«Verzerrende Effekte»
Wenn eine Initiative demStimm-
volk als alleinige Vorlage unter-
breitetwird, fällt die Stimmbetei-
ligungmeist tiefer aus. «Es gehen
jene rund 25 Prozent abstimmen,
die aus Bürgerpflicht immer teil-
nehmen, und jene, die sich spezi-
ell dafür interessieren», sagtMilic.
In Basel-Stadt mit grosser rot-
grünerWählerschaftwerden also
vor allem die Unterstützenden
mobilisiert. Gleichzeitig fallen
jeneweg, die durch eine allfällige
andere Vorlage zum Abstimmen
hätten bewogen werden können
und die Klimainitiative womög-
lich abgelehnt hätten. «Die Initia
tive hat dadurch bessere Chancen.
Unddie stehen angesichts dessen,
dass das CO2-Gesetz in Basel-

Stadt seinerzeit mit 66 Prozent
angenommen wurde, von vorn-
herein nicht schlecht.»

Wie ist es zu bewerten, dass al-
lein dasDatumeinerAbstimmung
Einfluss auf das Resultat haben

kann? Milic sieht darin kein Pro-
blem – im Gegenteil: «Bei Vor
lagen wie dem Covid-Gesetz, die
fast schon elektrisieren, gehen
Menschen abstimmen, die das
sonst nie tun. Sie füllen bei dieser
Gelegenheit zumTeil auch die üb-
rigen Stimmzettel aus. Da kann
man schon fragen,wie intensiv sie
sich mit diesen Vorlagen ausein-
andergesetzt haben.» Deshalb
seien einzeln vorgelegte Abstim-
mungsgegenstände «demokratie-
theoretisch ideal, weil weniger
verzerrende Effekte wirken».

Ein solcherverzerrenderEffekt
könnte etwa für die Niederlage
des CO2-Gesetzes im Juni 2021
mitverantwortlich gewesen sein.
AmselbenTerminhat die Schweiz
auch über zwei Landwirtschafts-
initiativen abgestimmt (Trink-
wasser- und Pestizidinitiative),
die vor allem ein ländliches und
in Klimafragen kritisches Publi-
kum angesprochen haben.

Auch im Baselbiet wird am
27. November nur über eine ein-
zige Vorlage abgestimmt. Dabei
geht es um die Senkung der

Vermögenssteuern.Unverfälscht,
sollte das Anliegen im tenden
ziell bürgerlichen Kanton gute
Chancen haben. Nur: So unver-
fälscht ist die Situation nicht. Im
November dürfte bereits der
Wahlkampf eine Rolle spielen,
bevor im kommenden Februar
Regierung und Kantonsparla-
ment neu bestellt werden.

Idealer Zeitpunkt für die SP?
Vor allemdie SPkönnte ein Inte-
resse daran haben, die Senkung
der Vermögenssteuern zu be-
kämpfen,umsich imHinblick auf
die Wahlen in Stellung zu brin-
gen.Da keineweitereVorlage zur
Abstimmung kommt, muss die
Partei ihre Ressourcen nicht auf-
teilen. Jedenfalls sieht Politikwis-
senschaftlerThomasMilic bei der
Vorlage ideale Voraussetzungen
fürdie Partei,Abstimmungs- und
damit Wahlkampf zu machen,
zumal sie angesichts der Nie
derlagen in anderen Kantonen
weitere Sitzverluste verhindern
will. «Selbstverständlichwerden
wirdieVermögenssteuersenkung

bekämpfen», bestätigt Miriam
Locher, Präsidentin derBaselbie-
ter SP.Entgegen derEinschätzung
von Milic findet sie jedoch, dass
der Zeitpunkt aus SP-Sicht nicht
ideal sei.Die Partei brauche diese
Vorlage nicht, um sich für die
Wahlen zu profilieren: «Diesen
Aufwand neben den Vorberei
tungen auf die Wahlen haben
wir uns nicht gewünscht.» Hel-
fen könnte laut Locher, dass
die Bevölkerung angesichts des
Prämienschocks undder steigen-
den Energiepreise «ein Millio-
nengeschenk für Reiche» nicht
goutiere.

Politologe Milic erkennt eine
Erschwernis für die Steuerre-
form ausserdem in derTatsache,
dass eher komplizierte Finanz-
vorlagen bei der Stimmbevöl
kerung einen schweren Stand
haben. Insbesondere, wenn sie
nicht allen zugutekommen.
Kürzlich scheiterten etwa die
Gesetze über die Verrechnungs-
steuer und die Stempelabgaben.

Jan Amsler

«Bei Vorlagenwie
demCovid-Gesetz
gehenMenschen
abstimmen, die das
sonst nie tun.»
Thomas Milic
Politologe an der Uni Zürich
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Dass in einem 170-Seelen-Dorf
wie Kilchberg die Freiwilligen für
ein politisches Amt nicht auf
Bäumen wachsen, ist klar. Den-
noch befindet sich die Oberba-
selbieter Gemeinde in einer be-
sonders ungemütlichen Lage:
Gelingt es ihr nicht, bis Ende De-
zember den seit knapp einem
Jahr unterbesetzten Gemeinde-
rat zu komplettieren, wird der
Kanton Baselland als Aufsichts-
organ der Gemeinden einen
Statthalter in Kilchberg installie-
ren. Das kündigte der Regie-
rungsrat nach dem ergebnislo-
senWahlgang im September an.

Das bedeutet: Auf Rechnung
der Gemeinde würde die Regie-

rung eine Person einsetzen,wel-
che die Dossiers des Gemeinde-
rats übernimmt und eine nach-
haltige Lösung fürdie Zeit danach
aufgleist. Im Baselbiet ist solch
ein Entzug der Selbstverwaltung
bisher erst einmal geschehen –
2008 in Hersberg.

Ein Kandidat reicht nicht
Nunmeldet die Gemeinde einen
Erfolg: Für die Nachwahl am
27. November stelle sichWerner
Wyprächtiger, derzeitiger Präsi-
dent der Rechnungsprüfungs-
kommission, als Gemeinderats-
kandidat zur Verfügung.

Gemeindepräsident Marcel
Aeschbacher zeigt sich auf An-

frage noch wenig euphorisch.
«Klar: Alles,was die Zwangsver-
waltung abwenden kann, ist zu
begrüssen», sagt er. Allerdings
seimit derKandidatur höchstens
die Hälfte der Probleme Kilch-
bergs gelöst. Würde Wyprächti-
ger gewählt, sowäre derGemein-
derat gerade einmal für eine Ar-
beitswoche vollständig besetzt.
Per 2. Dezember tritt mit dem
Vizepräsidenten Peter Zehntner
der nächste Gemeinderat aus
dem Amt.

Die Baselbieter Regierung
stellte aber klar. Wenn am 1. Ja-
nuar2023 nicht alle drei Sitze be-
setzt sind, kommt es zurZwangs-
verwaltung. Die Frist kann nicht

mehrverlängertwerden.Seit bald
einem Jahr kann der Gemeinde-
präsident von Kilchberg mit sei-
ner Kompetenz, den Stichent-
scheid zu fällen, faktisch im
Alleingang regieren – ein demo-
kratiepolitisches Problem.

Was den nun kandidierenden
Werner Wyprächtiger dazu be-
wogen hat, sich für das Amt be-
reitzustellen, ist der BaZ nicht
bekannt. Bis Redaktionsschluss
war er nicht zu erreichen. Klar ist
aber: Er wird – bei erfolgreicher
Wahl – eine Lücke in der Rech-
nungsprüfungskommission hin-
terlassen.

Sebastian Schanzer

Firmenübernahme 1973 machte
sich der im Baugewerbe tätige
Vincenzo Verna selbstständig
und gründete in Eptingen seine
Baufirma, die er bis heute leitet
und zu einemUnternehmenmit
rund hundert Mitarbeitern aus-
gebaut hat.

Nun aber übergibt er nach
rund fünfzig Jahren seine Firma
per 1. Januar 2023 an die Kon-
kurrenz, das 1945 gegründete
Liestaler Bauunternehmen Zieg-
ler AG. Das meldete die bz am
Dienstag.

Eine Familienlösung hat
sich nicht abgezeichnet
Die Ziegler AG übernehme Ver-
na zu hundert Prozent. Für den
Betrieb, der sein Domizil seit gut
zwei Jahrzehnten in Sissach
habe, werde sich allerdings

nichts ändern. Der Name der
Baufirma aus dem Oberbasel-
biet bleibe erhalten.

Auslöser der Übernahme sei,
dass der Gründer,Alleininhaber
und Geschäftsführer Vincenzo
Verna aus Gründen des Alters
kürzertreten wolle. Eine Fami-
liennachfolge habe sich nicht
abgezeichnet.Aus diesemGrund
habe die Ziegler AG bei Verna
angeklopft.

Gegenüber der bz bestätigt
Sandra Salvador-Ziegler, CEOder
ZieglerAG, dassman aufVincen-
zo Verna zugegangen sei, weil
Ziegler um dessen Situation ge-
wusst habe. Verna ist in der ge-
samten Region Basel im Hoch-
und imTiefbau sowie imEntsor-
gungswesen tätig.

Simon Erlanger

Jan Amsler

Soll Basel-Stadt in der Verfas-
sung verankern, bis wann die
Treibhausgasemissionen im
Kanton auf netto null gesenkt
werden sollen? Darüber befin-
den die Stimmberechtigten am
27. November.

Mehrere Optionen stehen zur
Auswahl: Die Klimagerechtig-
keitsinitiative verlangt, dass Ba-
sel-Stadt bis 2030 klimaneutral
ist. Der Grosse Rat hat einen Ge-
genvorschlag ausgearbeitet, der
Klimaneutralität bis 2037 vor-
sieht.Die Stimmbürgerinnenund
Stimmbürger können bei derAb-
stimmung keines dieser Anlie-
gen, eines davon oder beide un-
terstützen. Gefragtwird auf dem
Stimmzettelmit einer Stichfrage
auch,welcheVariante umgesetzt
werden soll, falls beide eine
Mehrheit finden. Die heutige ge-
setzliche Zielsetzung lautet, 2050
nur noch eine Tonne CO2 pro
Einwohnerin oder Einwohner
und Jahr auszustossen.

Die Vorlagen betreffen jenen
Ausstoss von Treibhausgasen,
der im Kanton verursacht wird.
Ganz auf null zu kommen, ist in
gewissen Bereichenwie etwa der
Abfallverbrennung nicht mög-
lich. Deshalb müssten die ver-
bleibendenEmissionen kompen-
siert werden, etwa durch natür-
liche Massnahmen wie neue
Bäume oder durch technische
Lösungen zur CO2-Bindung.

Realistisch oder nicht?
Wie genau die Ziele erreichtwer-
den sollen, ist nicht vorgegeben.
Dies zu bestimmen, obliegt dem
Kanton. Er müsste verbindliche
Absenkpfade definieren, in der
Variante Gegenvorschlagmuss er
zudemFünfjahresziele festlegen.

Ein grosser Streitpunkt ist, ob
die Ziele überhaupt erreichbar
sind. In den Branchen, die etwa
mit nachhaltigen Heizungssys-
temen, Solarpanels oder Gebäu-
deisolationen zur erstrebten Kli-
maneutralität beitragen sollen,
heisst es, angesichts des Fach-
kräfte- undMaterialmangels sei
es unrealistisch, bis 2030 CO2-

neutral zu sein.Auch derGegen-
vorschlag erforderte einenmas-
siven Effort.

Die Initiantinnen und Initian-
ten kontern mit dem Argument,
dem Fachkräftemangel müsse
mit einer Ausbildungsoffensive
begegnet werden.

Argumente imÜberblick
Die Unterstützerinnen und Un-
terstützer der Klimagerechtig-
keitsinitiative setzen in ihrer
Kampagne auf folgende Argu-
mente für netto null bis 2030:

— Basel habe das technische
Know-how, die demokratischen
Strukturen und auch die finan-
ziellen Möglichkeiten, um wirk-
samen und sozial gerechten Kli-
maschutz voranzutreiben. Basel
könne Vorreiterin im Klima-
schutz werden und anderen
Städten und Kantonen als Vor-
bild dienen.
— Die Energieversorgung wür-
de unabhängig von Gas-, Öl-,
Kohle- oder Atomstrom einge-
richtet,was auch das Portemon-
naie schone.

— Durch besseren ÖV und mehr
Veloverkehrwürden die Sicherheit
gesteigert und die Luft sauberer.
— Ohne entschiedeneMassnah-
men in den kommenden Jahren
würde die Erderwärmung gegen-
über dervorindustriellen Zeit bis
etwa 2030 gegen 1,5 Grad Celsi-
us betragen.Damitwürde die im
Pariser Klimaabkommenverein-
barte Grenze bereits erreicht.
Der Grosse Rat bevorzugt den
Gegenvorschlag. Das Parlament
brachte unter anderen folgende
Argumente vor:

— Basel müsse seinen Beitrag
zum Klimaschutz leisten. Dazu
müsse man rasch, aber auch
nachhaltig handeln. Das Zieljahr
2037 ermögliche eine gesell-
schaftlich tragbare und wirt-
schaftliche Umsetzung der not-
wendigen Massnahmen.
— Klimaneutralität bis 2037 sei
auf die bereits beschlossenen
Massnahmen zum Klimaschutz
abgestimmt. So bauen etwa die
IndustriellenWerke Basel (IWB)
bis dahin das Fernwärmenetz
aus. Und das Parlament hat be-
schlossen, dass fossile Heizun-
gen bis 2035 ersetzt werden
müssen. Der Gegenvorschlag sei
eine grosse Herausforderung,
aber die Ziele seien erreichbar.
— Die zu definierenden Zwi-
schenziele verschafften derWirt-
schaft mehr Planungssicherheit.
— Die Fortschritte könnten
durch die Zwischenziele über-
prüft werden.
Verschiedene Branchen- und
tendenziell bürgerliche Interes-
senverbände, die sich in einem
Komitee zusammengeschlossen
haben,vertreten die Position, so-
wohl Initiative wie auch Gegen-
vorschlag seien abzulehnen. Ihre
Argumente:
— Basel-Stadt müsse sich für
eine Senkung derTreibhausgas-
emissionen engagieren, doch
übereifrige Klimaziele seien kon-
traproduktiv. Die Ressourcen
würden für überstürzte und illu-
sorische Massnahmen ver-
schwendet.
— Klimaneutralität in diesen
Zielrahmen sei unrealistisch und
teuer. Die Initiative würde Basel
jährlich 322 Millionen Franken,
bis 2030 also total 2,3Milliarden
Franken kosten. Stattdessen sol-
len Effizienz, Innovation undKli-
maforschung gefördert werden.
— Initiative undGegenvorschlag
setzten auf Konsumverzicht und
staatliche Bevormundung, wo-
durch die Menschen gegen die
Klimawende aufgebrachtwürden.
— Klimaziele müssten koordi-
niert werden, ein Basler Allein-
gang würde eine Abwanderung
von Unternehmen und Privaten
provozieren.

2030, 2037 oder gar kein Netto-null-Ziel
für Basel-Stadt?
Klimavorlagen: Die Argumente Die Urheber der Klimagerechtigkeitsinitiative fordern rasches Handeln.
Das Parlament ist für eine moderatere Variante. Die Bevölkerung entscheidet am 27. November.

Oktober 2020: 3700 Baslerinnen und Basler haben die Klimagerechtigkeitsinitiative unterzeichnet. Foto: Kostas Maros

Der Gegenvorschlag
sei eine grosse
Herausforderung,
aber die Ziele seien
erreichbar, sagt das
Basler Parlament.
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Auch Nestlé hat sich im Rahmen der Science Based Targets Initiative zu einer Reduktion der Treibhausgase verpflichtet: Standort Orbe, Kanton Waadt. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)

Stefan Häne undMartin Läubli

Alle kennen Starbucks. Doch nur
wenige dürften wissen, dass die
Kaffeemaschinen in den Filialen
der US-Kette von Thermoplan
stammen. Das Familienunter
nehmen mit Produktionsstand-
ort im luzernischenWeggis belie-
fert weitere bekannte Firmen in
mehr als achtzig Ländern, da
runter Nestlé und Nespresso.

Wenig bekannt dürfte auch
dies sein: Thermoplan gehört zu
einemwachsendenKreis von Fir-
men, die sich imRahmen der so-
genannten Science BasedTargets
Initiative (SBTI) dazuverpflichtet
haben, ihren Treibhausgasaus-
stoss bis 2050 auf netto null zu
senken. In der Schweiz hat sich
soeben das 100. Unternehmen
dieser Klima-Initiative ange-
schlossen. Der Wirtschaftsdach-
verband Economiesuisse spricht
von einem «Meilenstein»; heute
informiert er darüber.

HinterdemProgrammstehen
vier internationale Organisa
tionen, darunter der WWF und
dasWorldResources Institute.Sie
haben eine Methode entwickelt,
mit der jedes Unternehmen er-
mitteln kann,wie schnell es seine
Emissionen senkenmuss,umbis
2050klimaneutral zuwerden.Die
Berechnung erfolgt wissen-
schaftsbasiert. Der Bund verfolgt
die Entwicklung genau. «Wir be-
grüssen es, wenn sich möglichst
viele Firmen damit auseinander-
setzen, wie ihre Emissionen auf
netto null gesenkt werden kön-
nen», schreibt das Bundesamt für
Umwelt auf Anfrage. Die Initia
tive sei eine Möglichkeit dazu.

Seit der Klimawandel auf der
politischenAgendanachobenge-

rückt ist, überbieten sich Firmen
darin,Klimaziele auszurufen.Ob
sie ihre Versprechen einlösen,
steht jedoch auf einem anderen
Blatt. Neue Daten des Net Zero
TrackerderMonitoring-Plattform
der Universität Oxford zeigen:
NurdieHälfte derUnternehmen,
die sich das Ziel «Netto null» ge-
setzt haben, präsentiert einen
nachvollziehbaren Plan dazu.
Hier will die Initiative ansetzen.
Transparenz wird zunehmend
auchvon Investoren eingefordert.

Mängel bei der Qualität
und der Transparenz
Thermoplan will sein Verspre-
chen einlösen, wie Firmenchef
Adrian Steiner im Gespräch ver-
sichert. Das Unternehmen hat
seine Emissionen in der gesam-
ten Wertschöpfungskette be-
rechnet und einen Reduktions-
plan ausgearbeitet. Am Ende
stand eine Zahl, an der sichTher-
moplan von nun an orientiert:
820’000 Tonnen CO2 – so hoch
war der Ausstoss der Firma im
Jahr 2019. Bis 2030 soll er umdie
Hälfte sinken. Ein Absenkpfad
zeigt denWeg dorthin. In diesem
Jahr ist die Firma auf Kurs, wie
Firmenchef Steiner sagt.

Erste Massnahmen sind um-
gesetzt, so gibt es beispielsweise
inderLogistikwenigerFlugtrans-
porte. Weitere sind geplant, bis
Ende 2023will dasUnternehmen
etwa die Fotovoltaik ausbauen
und die Lampen mit LED nach-
rüsten. Die grössten Emissionen
der Firma fallen aber in der
Nutzungsphase der Maschinen
an; hier sollen künftigmit neuen
Technologien und Software
optimierungen Verbesserungen
erzielt werden.

In Wirtschaftskreisen gilt das
Programmals Erfolgsgeschichte.
Seit der letzten Klimakonferenz
in Glasgow hat sich die Zahl
der SBTI-gelabelten Unterneh-
men verdoppelt. Heute gibt es
1800 Firmen, die sich ein ge
prüftes Klimaziel gesetzt haben,
darunter grosse Unternehmen
wie Ikea, Nestlé oderABB.Nahe-
zu4000Firmenhabenvereinbart,
sich ein Ziel zu setzen.

Die Methode hat jedoch
Schwächen. Das New Climate
Institute hat stichprobenmässig
18 multinationale Unternehmen
untersucht und fand bei 11 um-
strittene Zielsetzungen. Es man-
gelt bei Klimaplänen einzelner
Unternehmen etwa an Transpa-
renz und an dernötigenQualität.

Die Mängel werfen die Frage
auf, ob das Programm letztlich
ein Instrument fürGreenwashing
ist. «Der Vorwurf sitzt heute bei
einigen NGO etwas gar locker»,
sagt Alexander Keberle, Ge-
schäftsleitungsmitglied bei Eco-
nomiesuisse. Die Initiative sei
vielmehr ein Instrument zurVer-
meidung von Greenwashing.

Ähnlich tönt es von Christoph
Kinsperger vom WWF Schweiz:

«Die SBTI arbeitet konstant an
der Verbesserung der Transpa-
renz.» So würden zum Beispiel
neu Unternehmen, die nach der
Verpflichtung keine Ziele mehr
einreichen, nicht einfach von der
Liste entfernt, sondern auf dieser
klar als solche deklariert.

Auch sei es heute so, dass der
Reduktionsfortschritt nicht flä-
chendeckend erfasst werde und
dieser nicht zwingend der Initia-
tive gemeldet werden müsse. Sie
analysiere jährlich den Fort-
schritt. «Es besteht aber eine
Datenlücke,weil etwa ein Viertel
derUnternehmenweltweit keine
verfügbarenDaten bereitstellen»,
räumt Kinsperger ein. Er ver
sichert aber zugleich, das solle
sich künftig ändern.

Initiative setzt weiterhin
auf Selbstdeklaration
Das Beratungsunternehmen
South Pole hält den Vorwurf des
Greenwashing für unbegründet.
«Natürlich kann jedes System
verbessert werden», sagt South-
Pole-Chef RenatoHeuberger.Die
von derKlima-Initiative geleiste-
teArbeit habe aber entscheidend
dazu beigetragen, die notwen
digenSchritte zurErreichungvon
netto null Emissionen auf wis-
senschaftlich fundierteWeise zu
klären. South Pole hilft Unter
nehmen,klimaneutral zuwerden.

Das ändert freilich nichts da
ran,dass die Initiative zumindest
bis auf weiteres auf dem Prinzip
der Selbstdeklaration basiert –
und damit anfällig auf Betrug
bleibt. «Ja, dieses Risiko besteht»,
sagt Thermoplan-Chef Steiner.
Seine Firma werde aber sicher
keine Zahlen zurechtbiegen, um
inderÖffentlichkeit besserdazu-

stehen.Klimaschutz, sagt Steiner,
sei nicht zuletzt ein Geschäfts
interesse, von dem sie selber
profitieren könnten, etwa mit
der Senkung des eigenen Strom-
verbrauchs.

Dank der Initiative verstehe
seine Firma nun die Herkunft
ihrer Emissionen besser, sagt
Steiner. Das helfe bei der ange-
strebten Transformation zum
Netto-null-Unternehmen. Netto
null heisst beim Programm: Die
Emissionenmüssenbis 2050 real
um mindestens 90 Prozent
sinken. Für den Rest müssen die
FirmenGeld aufwerfen,damit im
entsprechendenUmfangCO2 aus
der Atmosphäre entfernt wird.

Die 100 Schweizer Unterneh-
men, die Teil des Programms
sind, stehen vor einer überaus
schwierigen Aufgabe. Pro Jahr
emittieren sieweltweit gerechnet
450 Millionen Tonnen CO2. Das
istmehr, als die gesamte Schweiz
ausstösst: Ihre Emissionen be
tragen jährlich etwa 50Millionen
Tonnen CO2.

Erschwerend kommt hinzu:
DieNetto-null-Verpflichtung,die
diese Firmen eingegangen sind,
umfassen nicht nur jene Emissi-
onen, die sie direkt produzieren.
Mit eingerechnet sind auch die
Emissionen, die entlang der
Wertschöpfungsketten entstehen,
etwawenndas fertige Produkt an
einen Kunden im Ausland gelie-
fert wird. Es ist fraglich, ob es
die Firmen schaffenwerden, ihre
Zulieferer und Abnehmer davon
zu überzeugen, das Netto-null-
Ziel ernsthaft anzugehen.

Natürlich sei das kein Leichtes,
sagt Thermoplan-Chef Steiner.
«Aber wäre es deswegen besser,
nichts zu tun?»

Firmen setzen auf umstrittene Initiative
Freiwilliger Klimaschutz In der Schweiz haben es sich 100 Firmen zum Ziel gesetzt, ihren Treibhausgasausstoss
bis 2050 auf netto null zu senken. Das Engagement steht aber in der Kritik – der Vorwurf lautet: Greenwashing.

«Der Vorwurf des
Greenwashing sitzt
bei einigen NGO
etwas gar locker.»

Alexander Keberle
Economiesuisse
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Katrin Hauser

Klimagerecht: Was heisst das
eigentlich?

Es geht ums Klima, so viel ist
klar. Der Ausstoss von Kohlen-
stoffdioxid soll in Basel-Stadt auf
ein Minimum zusammenge-
schrumpft werden, auf netto
null. Aber bis wann muss das
geschehen? Darüber entscheiden
Sie als Stimmberechtigte am
27. November.
— Die Initiative fordert: bis
2030.
— Der Gegenvorschlag fordert:
bis 2037.
— Wenn beides abgelehnt wird,
bedeutet das: bis 2050.

Dieser Entscheid wirkt sich
auch auf Sie persönlich aus.
Denn das bedeutet die Klima
gerechtigkeit für Sie als…

—Hausbesitzerin
Wenn die Initiative umgesetzt
wird: Auch wenn Ihre Gashei-
zung und Ihre Fassade ohne Pro-
bleme noch zehn bis fünfzehn
Jahre überdauern könnten,müs-
sen sie in den nächsten sieben
Jahren ersetzt und erneuertwer-
den: Das kann Ihnen als Haus-
besitzer im schlimmsten Fall
passieren,wenn die Initiative an-
genommenwird.Wenn in Basel-
Stadt plötzlich so viele Gebäude-
hüllen saniert werden müssten,
würden die Preise für diese
Leistungen natürlich steigen.
Heisst: Eswird teuer – entweder
für Sie, für den Kanton oder für
beide. Experte Stefan Kessler
vom Forschungsunternehmen
Infras, das verschiedene Netto-
Null-Szenarien für Basel-Stadt
geprüft hat, sagt dazu: «Bis 2030
CO2-neutral zuwerden,wäre nur
mit verstärkten regulatorischen
Eingriffen wie etwa einer Nach-
rüstpflicht für Gebäudehüllen
oder einerweiter beschleunigten
Heizungsersatzpflichtmöglich.»
Wenn man so schnell so viele
Gebäudehüllen sanierenmüsste,
würde das ausserdem zu «sehr
vielen Baustellen in der Stadt»
führen.

Natürlich kann (undwird) der
Kanton Sie unterstützen. Der
Förderbeitrag für eine Wärme-
dämmung liegtmomentan gera-
de einmal bei fünf Prozent. Um
wie viel dieser Betrag künftig er-
höhtwird, hängt vomParlament
ab. Das Initiativkomiteewill sich
nicht festlegen, ob es neue Pflich-
ten fürHauseigentümer fordern
wird, scheint aber nicht abge-
neigt, solche zu unterstützen.
«Wir sind offen für verschiede-
ne Regulierungsansätze, solan-
ge sie sozialverträglich, umwelt-
verträglich und zielführend
ausgestaltet sind», schreibt Spre-
cher David Metzger. Ob solch
drastischeMassnahmenwie eine
Nachrüstungspflicht den demo-
kratischen Prozess in Basel-Stadt
überhaupt überlebenwürden, ist
zumindest zweifelhaft. Wahr-
scheinlicher ist daher das Szena-
rio, dass der Kanton den Haus-
besitzern einfach einen grosszü-
gigen Zustupf in Aussicht stellt,
damit sie sich entscheiden, noch
vor 2030 ihre Fassade zu sanie-
ren oder ihre Gasheizung zu er-
setzen.

Wenn der Gegenvorschlag
angenommenwird:WennSie ein
schlecht isoliertes Haus besitzen
und Ihre Fassade in dennächsten
vierzehn Jahren dämmen, die

Fenster ersetzen und das Dach
besser isolieren lassen, zahlt Ih-
nen der Kanton einen ordentli-
chen Betrag an diese Massnah-
men. Der Gegenvorschlag setzt
klar auf das System Zustupf als
Anreiz. Beispielsweise könnte
man sich eine Art temporären
Rabatt für Hausbesitzer vorstel-
len, sagen die Grossräte Daniel
Sägesser (SP) und Raphael Fuh-
rer (GAB). Sie haben den Gegen-
vorschlag zusammen mit elf
Kollegen und Kolleginnen in der
Umwelt-, Verkehrs- und Ener-
giekommission (UVEK) ausgear-
beitet. «Wer seine Liegenschaft
vor 2037 energetisch nachrüsten
lässt, bekommt vom Kanton ei-
nen deutlich grösseren Zustupf
als nach 2037», so die Idee. Da
der Gegenvorschlag bis ins
bürgerliche Lager Zustimmung
findet, glauben sie, dassman sich
bei einerAnnahme gut auf hohe
Zustüpfe für energetische Sanie-
rungen einigen könnte. Eine
Nachrüstpflicht könne aber
«nicht vollständig ausgeschlos-
sen werden. Das wäre unehr-
lich.Aber siewird vor allem dann
nicht nötig, wenn wir jetzt alle
vorwärtsmachen.»

Bei zweimal Nein: In diesem
Szenario ist es unwahrschein-
lich, dass Sie als Basler, Riehener
oder BettingerHausbesitzerin in
den nächsten Jahrenmit zusätz-
lichen kantonalen Pflichten rech-
nenmüssen.Ausser: Eswird sehr
wahrscheinlich eine Pflicht ge-
ben, Solaranlagen auf Dächern
zu installieren, die dafür geeig-
net sind. Eine entsprechende
Vorlage ist hängig und hat gute
Chancen, umgesetzt zu werden.

—Mieter
Initiative: Wenn Sie in einem
schlecht isoliertenHauswohnen,
das nochmit Gas oderÖl beheizt
wird, könnte Ihre Miete in den
nächsten sieben Jahren etwas
steigen. Im grossen Stil dürfen
Hauseigentümer ihre Kosten
nicht auf die Miete überwälzen
wegen des neuen Basler Wohn-
schutzgesetzes. Aber gerade
wenn energetisch saniert wird,
ist es einfacher für den Vermie-
ter, dieMiete danach zu erhöhen.
Gleichzeitig würde den Mietern
eine klimagerechte Renovierung
auch etwas bringen: Da sie we-
niger Energie beim Heizen ver-
brauchen, würden ihre Neben-
kosten sinken. Die Basler Regie-
rung erklärte kürzlich in einem
öffentlichen Schreiben, dass der
Mietzinsaufschlag wegen einer
energetischen Sanierung mo-
mentan etwa dem entspreche,
wasman «bei energiebewusstem
Verhalten» anNebenkosten ein-
sparen könne, sodass die Brutto
miete etwa gleich hoch bleibt.

Gegenvorschlag: Auch hier
gilt: Wenn der Hausbesitzer zu
Investitionen gezwungen wird,
für die er kein Geld beiseitege-
legt hat, wird er versuchen, sei-
ne Mehrkosten über die Miete
wieder reinzuholen. Im Unter-
schied zur Initiative haben die
Hausbesitzerinnen in diesem
Szenario aber mehr Zeit. Gas-
und Ölheizungen müssen in
Basel-Stadt sowieso bis 2035
ersetzt werden. Das hat das Par-
lament im Sommerdieses Jahres
beschlossen. Mit dieser Investi-
tion rechnen die Hausbesitzer
also bereits. Auch ist es etwas
wahrscheinlicher, dass eine

Sanierungvon Fassade undDach
für IhrenVermieter in den nächs-
ten vierzehn Jahren ohnehin
ansteht, als dass sie dies in den
nächsten sieben Jahren tut.Auch
in diesem Szenario profitieren
die Mieter, deren Zuhause ener-
getisch saniert wird, wohl von
sinkenden Nebenkosten.

Zweimal Nein: Das Risiko,
dass die Miete wegen forcierter
energetischerSanierungen steigt,
ist in diesem Szenario äusserst
gering.Umgekehrtwerden Sie in
den nächsten Jahrzehnten wohl
auch weniger von sinkenden
Nebenkosten profitieren.

—Klimawandel-Bekämpfer
Initiative: Ein Ja wäre ein star-
kes Zeichen. Es wird jenen Kräf-
ten, die möglichst schnell etwas
unternehmenmöchten,Aufwind
verschaffen.Die Infras-Experten
gehen aber davon aus, dass das
Szenario 2030 nicht umsetzbar
ist und einiges an Restemissio-
nen im Kanton zurücklassen
würde. Sie rechnen mit rund
einer Tonne CO2 pro Kopf. Das
CO2müsste man mittels Zertifi-
katen kompensieren. Um das zu
verhindern, müsste man wie
oben erwähnt zu drastischen
Massnahmen greifen, die – so die
Experten – gar kontraproduktiv
enden könnten. «Je rascher das
Vorgehen, desto mehr hat der
Ersatz der fossilen Feuerungen

Priorität.» Wenn dieser erst
einmal erledigt sei, wäre der
Anreiz für eine «weiterhin sinn-
volle, nachgelagerte Gebäude-
hüllensanierung» gering, so die
Erklärung.

Gegenvorschlag: Wenn Sie
sich auf Infras verlassen möch-
ten, ist dies diewohl besteWahl.
Das Szenario 2037 sei zwar sehr
ambitioniert, aber «grundsätz-
lich machbar», schreibt Kessler
auf Nachfrage.DerCO2-Ausstoss
von Basel-Stadt liesse sich auf
geschätzt eine halbe Tonne CO2

pro Kopf verringern. 2020 lag der
Ausstoss bei 3,1 Tonnen pro Jahr
und Einwohner. Das heisst: Das
CO2 liesse sich um etwa 2,5 Ton-
nen pro Einwohner verringern.
Dies ist für Sägesser auch der
Grund, weshalb er den Gegen-
vorschlag der Initiative vorzieht.

Zweimal Nein: Das ist keine
gute Wahl für Sie. Es dauert
länger, bis der Kanton seinen
CO2-Ausstoss reduziert. Ausser-
dem zieht Basel in diesem
Szenario nicht mit bei der Initi-
ative der Städte, die den Kampf
gegen den Klimawandel be-
schleunigen wollen.

—Sparfreudige Steuerzahlerin
Initiative: Wirtschaftlich be-
trachtet sei dies das schlechteste
Szenario: Zu diesem Schluss
kommt Infras,weil trotz Investi-
tionskosten von 332 Millionen

pro Jahr im Zieljahr 2030 noch
rund eine Tonne CO2 pro Kopf
übrig bleibenwürde.DerKanton
müsste also weiterhin Geld in
Massnahmen investieren.Gleich-
zeitig könnte man noch nicht so
viel Energiekosten einsparen,
dass es sich ausgleicht. Dazu
kommt, dass Basel-Stadt die üb-
rig gebliebenen Emissionen mit
dem Kauf von CO2-Zertifikation
jedes Jahr kompensieren müss-
te, was etwa 20 Millionen Fran-
ken zusätzlich kosten dürfte.
Das Initiativkomitee sagt dazu:
«DerKanton Basel-Stadt hatte in
den letzten Jahren jeweils einen
Überschuss von circa 200 bis 300
Millionen pro Jahr.Anstatt damit
die Steuern zu senken, könnte
das Geld in den Klimaschutz
investiert werden.»

Gegenvorschlag: Infras rech-
net in den nächsten vierzehn
Jahrenmit Investitionen von 180
bis 254 Millionen Franken pro
Jahr. Wenn Hausbesitzerinnen
vom Kanton überzeugt werden
müssen, sich eine neue Fassade
zuzutun, kostet das Geld.Wegen
des grosszügigeren Zeithorizonts
gehen Sägesserund Fuhrer aller-
dings davon aus, dass man 2037
unter dem Strich bereits wieder
Geld einspart, weil erstens viel
Energie eingespartwerden kann
und zweitens die verbrauchte
Energie billiger ist (etwa, wenn
sie von Solaranlagen komme).

Daswürde ein Ja zur Klimagerechtigkeit für Sie bedeuten
Die grosse Basler CO₂-Reduktion Wir zeigen auf, wie sich Ihr Kreuzchen auf dem Abstimmungszettel am 27. November auf Sie als Mieter, als Autofahrerin, als Klimawandel-Bekämpfer oder als sparfreudige Steuerzahlerin auswirken kann.

IhreMiete könnte
etwas steigen.
Da Sie weniger
Energie fürs
Heizen brauchen,
würden aber
die Nebenkosten
sinken.

Grosses Einsparpotenzial: Gebäude und Verkehr stehen im Fokus der Energiewende, die Basel-Stadt schaffen will. Foto: Dominik Plüss
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Sie begründen das unter ande-
rem damit, dass der Kanton ja
bereits beschlossen hat, das
Fernwärmenetz bis 2037 fertig
auszubauen oder die BVB bis
2027 auf Elektrobusse umzurüs-
ten. Infras schätzt, dass der
Punkt, an demBasel-Stadtmehr
Energie- und Klimakosten ein-
spart, als dass man Geld für die
Wende ausgibt, irgendwo zwi-
schen 2035 und 2040 liegt. Auf
ein genaues Jahr legen sich die
Autoren des Berichts nicht fest.

Zweimal Nein: In diesem Fall
muss Basel-Stadt wie der Rest
der Schweiz bis 2050 klima
neutral werden. Und auch das
kostet viel Geld – 162 Millionen
Franken pro Jahr für das nächs-

te Vierteljahrhundert, schätzt
Infras. Es sei wirtschaftlich be-
trachtet dennoch das beste Sze-
nario, weil ab 2050 wiederum
131 Millionen pro Jahr unter dem
Strich eingespart werden könn-
ten. Dies, weil die Energiepreise
gemäss Infras stetig steigen dürf-
ten und beim Szenario 2050 im
Gegensatz zu den anderen Sze-
narien nicht mit einer Überhit-
zungdes Baugewerbes gerechnet
werden müsse. Das Szenario
würde weniger Steuergeld kos-
ten,weil derKantonHausbesitzer,
Autofahrerinnen und Unterneh-
men nicht mittels Fördergeldern
zur Eile antreiben müsste.

—Autofahrerin
Initiative: Sie werden auch wei-
terhin im Kanton Basel-Stadt
herumfahren können.Allerdings
werden Sie künftig wohl mehr
für Ihren CO2-Ausstoss zahlen
müssen. Und: Das Parkieren in
Basel wird noch schwieriger.
Künftig dürfte es nämlich ver-
mehrt Parkplätze geben, die Sie
als Fahrer eines Benzin- oder
Dieselautos nicht benutzen
dürfen. Vermehrt sollen besagte
Plätze für Sharing-Fahrzeuge
und E-Autos reserviert werden,
schlagen die Infras-Experten als
Massnahmen vor. Wer ein Elek-
trofahrzeug nutzt, soll in den
Genuss von Vergünstigungen
kommen. Beispielsweise, indem

E-Auto-Fahrerinnen nur noch
die Hälfte der Motorfahrzeug-
steuer zahlen müssen.

Gegenvorschlag: Das Szena-
rio ist ziemlich ähnlich wie bei
der Initiative. «Es braucht schnell
kantonale Massnahmen, damit
sparsame Autos gekauft wer-
den», sagen Sägesser und Fuh-
rer. Das kantonale Parlament hat
bereits 2000 öffentlich zugäng-
liche Ladestationen für E-Autos
beschlossen plus 2000 weitere
in einem Förderprogramm, die
Privaten zugutekommen sollen.
Was es eher nicht gebenwird, ist
aber eine Art von Autokaufprä-
mie, da auch die UVEK die Leute
möglichst vom Auto wegholen
möchte. Die Regierung führt in
ihremBericht zur Initiative etwa
Roadpricing, also Gebühren für
die Strassennutzung, auf.

ZweimalNein:Wenn Sie gern
ein Auto besitzen, damit mög-
lichst viel umherfahren und
einen Parkplatz in Basel finden
möchten, ist dies die besteWahl.
Allerdings hat die lokale Politik
dasAutofahren bisher auch ohne
Klimagerechtigkeitsartikel in
derVerfassung unattraktiver ge-
macht.

—ÖV-Nutzer und/oder
Velofahrer
Initiative: Ihre Art, sich fortzu-
bewegen, wird belohnt. Mehr
Platz für den ÖV und Velos auf

Kosten der Autos ist ein grosser
Teil der angedachten Verkehrs-
wende in Basel-Stadt.Die Infras-
Autoren schreiben dazu: «Das
städtische Strassennetz soll suk-
zessive Flächen vom Individual-
verkehr an den Veloverkehr ab-
geben – bei gleichbleibendem
Flächenanteil und Bevorzugung
des ÖV.» David Metzger vom
Initiativkomitee ergänzt, man
wolle «Quartiere so gestalten,
dass imAlltagwenigerAutos be-
nötigt werden». Vorbilder seien
etwa Paris, Barcelona oder Ut-
recht. Als konkrete Massnahme
bekämpft Metzger den geplan-
ten Bau des Rheintunnels.

Gegenvorschlag: Auch in
diesem Szenario sollen ÖV-Netz
und Velowege auf Kosten der
Autos stark ausgebaut werden.
Als Beispiel, wie der Ausbau des
öffentlichen Verkehrs aussehen
kann, verweist Fuhrer auf eine
Massnahme, die in diesem
Winter in Basel-Stadt beginnen
wird: «Ab Dezember fahren die
Busse undTrams amAbend end-
lich häufiger.»

Zweimal Nein: In diesem Fall
wird der Ausbau des ÖV wohl
etwas weniger euphorisch an
gegangen. Verschiedene Mass
nahmen wie etwa die erwähnte
Verstärkung des Angebots ab
Dezemberwerden allerdings un-
abhängig vom Abstimmungs
resultat kommen.

—Unternehmerin
Initiative:Alle Unternehmen, die
fossile Brenn- und Treibstoffe
verwenden, sind betroffen. Das
Departement für Wirtschaft,
Soziales und Umwelt (WSU)
bezeichnet Unternehmen neben
Autofahrern und Hausbesitze-
rinnen als Hauptbetroffene der
Initiative. «Diejenigen, die mehr
Emissionen verursacht haben,
sollen auch mehr beitragen, um
die internationalen Klimaziele zu
erreichen», sagte Agnes Jezler
vom Initiativkomitee im Berner
Kulturradio Rabe. Im Blick habe
sie dabei vor allem die Sektoren
Verkehr, Wohnen, Gewerbe und
Industrie. Man sehe «verschie-
deneHandlungsmöglichkeiten»,
heisst es sehr vage. Infras hin
gegen erklärt, dass die Industrie
kaumvon kantonalenMassnah-
men betroffen seinwird, da dies
in der Kompetenz des Bundes
liegt. Was konkret auf Sie als
Unternehmer zukommt, ist un-
klar. Gemäss einem Fragebogen,
welchen dasWSU ausgefüllt hat,
dürften es vor allemMehrkosten
sein. Parkplätze fürs Gewerbe
wollen die Klima-Initianten aus-
drücklich nicht eliminieren.

Gegenvorschlag: Auch davon
werden die Unternehmen be
troffen sein, einfach mit einem
etwas längeren Zeithorizont.
Eine konkrete Entwicklung ist
beispielsweise, dass alle Taxi-
und Uber-Fahrer auf Elektro
autos umsteigen müssen. Dies
nicht wegen einer Pflicht, son-
dern weil der Kanton das Auto-
fahren mit Benzin oder Diesel
immer teurermachenwird,wäh-
rend beimUmstieg auchweiter-
hinmitVergünstigungen (maxi-
mal 7000 Franken pro E-Taxi) zu
rechnen sein dürfte.

Zweimal Nein: Dieses Resul-
tat würde die Bestrebungen,
Unternehmen mittels Bonus-
Malus-System zum Umstieg zu
bewegen, natürlich schwächen.

—Möglicher Quereinsteiger
Initiative: Für Sie gehen neue
Türen auf. Sei dies im Strassen-
bau, in der Haustechnik oder als
Elektroinstallateurin: Eine ganze
Menge neuer Stellen entsteht im
Kanton Basel-Stadt. Auch Jobs,
die wir vor einigen Jahrzehnten
noch nicht kannten wie etwa
«Solarmonteur». Gemäss Initi-
anten verdient ein Solarmonteur
etwa 66’400 Franken im Jahr.
Wenn die Initiative angenom-
men wird und Basel-Stadt so
schnell so viele Leistungen
braucht, können Sie sich als
Quereinsteigerin wohl noch
einen besseren Lohn aushan-
deln. Das Problem: Wenn in
einem Kanton die Nachfrage
plötzlich so gross ist, wird man
auch auf Handwerksbetriebe aus
dem Um- und Ausland zurück-
greifen müssen.

Gegenvorschlag:Auch in die-
sem Fall entstehen viele neue
Stellen und Jobs,wovon Sie pro-
fitieren. Die Baubranche dürfte
allerdings auch in diesem Sze-
nario Überhitzungserscheinun-
gen zeigen.

Zweimal Nein: Die neuen
Stellen und Jobs entstehen eben-
falls,wenn auch nicht so schnell,
was Ihre Lohnverhandlungs-
chancen wohl schmälert. Dafür
kann das lokale Handwerks
gewerbe mehr Aufträge selbst
abdecken.

Daswürde ein Ja zur Klimagerechtigkeit für Sie bedeuten
Die grosse Basler CO₂-Reduktion Wir zeigen auf, wie sich Ihr Kreuzchen auf dem Abstimmungszettel am 27. November auf Sie als Mieter, als Autofahrerin, als Klimawandel-Bekämpfer oder als sparfreudige Steuerzahlerin auswirken kann.

Siewerdenweiter
mit demAuto
herumfahren
können. Sie
werden aberwohl
mehr für Ihren
CO2-Ausstoss
zahlenmüssen.

Was ist die Infras-Studie?

Um zu beurteilen, bis wann
Basel-Stadt tatsächlich
CO₂-neutral werden kann, hat die
Basler Regierung beim Schweizer
Forschungs- und Beratungs
unternehmen Infras eine Studie in
Auftrag gegeben. Infras hat auch
Zürich zum Netto-null-Ziel beraten.
Geprüft wurden im 72-seitigen
Bericht die Szenarien Netto null bis
2030, bis 2035, bis 2040 und
2050. Infras hat Basel-Stadt
das Szenario 2040 empfohlen,
was die Basler Regierung
übernommen hat. (kha)

ANZEIGE

Wie viel kostet es die Steuerzah-
ler,wenndieKlimagerechtigkeits-
initiative angenommen würde?
Spart derKantondannwoanders?
Was erwartet die Unternehmen?
Solche Fragen hätte die BaZ ger-
nemit der Fachstelle Klima beim
Kanton besprochen. Diese Stelle
wurde extra geschaffen, um die
Arbeiten des Kantons in Sachen
Klimaschutz zu koordinierenund
zu verstärken.

Fachstellenleiter Till Berger
teiltmit, dass es «mehrereHand-
lungsansätze» gebe und er nur
«generelle Entwicklungsmög-
lichkeiten aufzeigen» könne.Das
bereits vereinbarte Gespräch
sagt er ab. Gerne stehe er aber
«nach der Abstimmung für Fra-
gen zurVerfügung». Später folgt
die Begründung: DieVerwaltung
könne keine hypothetischenAnt-
worten auf Fragen geben, die
eine bevorstehendeAbstimmung
beträfen. «Daswäre die Aufgabe
eines Abstimmungskomitees.»

Aktivisten kritisieren Infras
Die Initianten äussern sich aller-
dings auch nur sehrvage. Fragen
wie «Wo müsste der Kanton von
derBevölkerung konkretVerzicht
einfordern?» oder «Was passiert
mit Unternehmen, die nicht ge-
nügend schnell auf eine klima-
freundliche Produktion umstel-
len?» wollte das Initiativkomitee
nicht beantworten. Dies müsse
«gesellschaftlich ausgehandelt
werden», schrieb der Sprecher
des Komitees, David Metzger.
«Wirmassen uns nicht an, zu be-
stimmen, was im Detail gesche-
hen soll.»Nicht zuletzt seheman
hier die Regierung sowie die
entsprechendenBehördenstellen
(die sich ja eben auch nicht äus-
sern wollten) in der Pflicht.

Was die Initianten indes vor-
bringen, ist Kritik an der Infras-
Studie. Dort hätte man auch ab-
bilden sollen,was es bräuchte,um
2030 auf netto null zu kommen,
statt nur zu schreiben, dass dies
nicht gehe. Ebenfalls kritisieren
sie die Umwelt-, Verkehrs- und
Energiekommission für den Ge-
genvorschlag.Erbasiere «zu sehr
auf dempragmatischMöglichen».

Stefan Kessler, Mitautor der
Infras-Studie, sagt zur Kritik der
Initianten: «Unser Auftrag war,
die technische Machbarkeit und
die volkswirtschaftlichen Kosten
einerraschestmöglichenSenkung
der Emissionen bis 2030, 2035
und2040 abzuschätzen.»Die Be-
kämpfung des Klimawandels sei
extrem dringend. Das stehe aus-
ser Frage. «Aber es gibt Grenzen
der Machbarkeit und politischen
Akzeptanz.» (kha)

Initianten legen
keinen Plan vor
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Chronisch überlastete Autobah-
nen, tägliche Stauwarnungen:Die
Situation rund um die grossen
Städte ähnelt sich, ob in Bern,
Basel, Schaffhausen oder St. Gal-
len.DerBundesrat hat ein Rezept
dagegen: die Nationalstrassen in
diesenGebieten ausbauen. Sonst
drohe eine weitere Verschärfung
der schon bestehenden Engpäs-
se.VoraussichtlicheKosten: 4Mil-
liarden Franken. Realisierungs-
horizont: 2030.

In St.Gallen etwa soll eine drit-
teRöhre imRosenbergtunnel und
ein neuerdirekterZubringermit-
ten indieStadtzumGüterbahnhof
Abhilfe schaffen. Es handelt sich
dabei um das letzte grosse freie
Areal in der Stadt. «Die Stadtau-
tobahnwürde sich in Form einer
Blechlawine direkt vor meinem
Haus ergiessen», sagt Florim
Sabani, parteilos. Er hat mit Mit-
streiternvon links bis in dieMitte
denVerein«GegendenAutobahn-
anschluss beim Güterbahnhof»
gegründet. Der 35-jährige Forst-
ingenieurkannnicht nachvollzie-
hen, dass man überhaupt noch
Autobahnanschlüsse mitten in
die Stadt legen will. Und er ist
nicht allein: Das St. Galler Stadt-
parlament fordert ebenfalls,vom
Vorhaben Abstand zu nehmen.

Auch in Bern ist der Wider-
stand gross gegen den Plan des
Bundesrats, die Autobahn im
BereichGrauholz auf acht Spuren
auszubauen.Nicht nur linkeKrei-
se sind dagegen. Die Bauern
opponieren, weil ihnen ein Flä-
chenverlust von gut 13 Hektaren
droht. Selbst der bürgerlich do-
minierte Gemeinderat derbetrof-
fenen Agglomerationsgemeinde
Zollikofenwill nichts von diesem
Projekt wissen. Gemeindepräsi-
dent Daniel Bichsel sagt im On-
lineportal Hauptstadt.be: «Wir
befürchten eine Mehrbelastung
für Landwirtschaft undNatur, so
etwa der Biodiversität.»

Ein Grundsatzentscheid
In Basel gibt es Kritik amgeplan-
ten Neubau eines Rheintunnels
zwischen Muttenz/Birsfelden
und demNorden Basels.Morgen
stimmen die Basler über die von
linksgrünenKreisen lancierte Kli-
magerechtigkeitsinitiative ab,die
will, dass die Stadt bis 2030 kli-
maneutral wird, und einen Ge-
genvorschlag.Gibt es ein Ja, ist für
die Grünen klar: Dann müsste
sich der Kanton gegen «klima-
schädliche»Verkehrsprojektewie
den2,36Milliarden teurenRhein-
tunnel zurWehr setzen – was er
heute nicht tut.

Ob die Schweizer Bevölkerung
die Bedenken der Ausbaugegner
teilt, dürfte sich in absehbarer
Zeit zeigen. Zwarmüssen nächs-
tes Jahr nochNational- und Stän-
derat darüber befinden. Sollten
sie den Entscheid des Bundesrats
aber «nicht grundsätzlich än-
dern»,wird derVerein Umverkehr
das Referendum ergreifen. Die-
sen Beschluss hat der Vorstand
am Mittwoch gefasst, wie Ge-
schäftsleiter Silas Hobi bestätigt.

Das Geschäft sollte voraus-
sichtlich im Sommer die beiden
Räte passiert haben. Ein Volks-
entscheid über fünf neue Auto-
bahnteilstücke,gebündelt in einer
Abstimmung, wäre eine Beson-

derheit fürdie Schweiz. 1990hat-
ten Volk und Stände zwar schon
mal überdreiAusbauprojekte be-
funden; allerdings galt jede der
drei – schliesslich abgelehnten –
Volksinitiativendamals einemse-
paraten regionalen Projekt.

Und noch etwas ist speziell.
Umverkehrwillmit demReferen-
dum einen Grundsatzentscheid
provozieren: Klimaschutz und
Autobahnausbau – geht das zu-
sammen? Fürdie Co-Präsidentin
undgrüneNationalrätin Franzis-
ka Ryser ist klar: «EinAutobahn-
ausbauverunmöglicht es,dasvon
Bundesrat und Parlament anvi-
sierte Klimaziel netto null bis
2050 zu erreichen.» Es brauche
eine konsequente Verlagerung
auf den Fuss- und Veloverkehr
sowie den ÖV. Dies gilt ihrer An-
sicht nach selbst fürdenFall, dass
der Verkehr elektrifiziert wird.

DennElektroautos seienüberden
gesamten Lebenszyklus betrach-
tet nicht klimaneutral.

E-Autos verändern Debatte
Diese Sicht ist jedoch umstritten.
Zwar sei Rysers Befund korrekt,
sagt SVP-Nationalrat Benjamin
Giezendanner,derdenAutobahn-
ausbau befürwortet. Doch seien
auch die Module von Fotovolta-
ikanlagennicht CO2-neutral. «Sie
müssten also in dieserLogik auch
verbotenwerden.»Giezendanner
wirft den Grünen vor, die Bahn
gegen die Strasse auszuspielen.
Und er argumentiert mit einem
Volksentscheid: 2017 hat das
Stimmvolk bewilligt, dass die
Strasseninfrastruktur ausgebaut
und modernisiert werden soll.

Tatsache ist: Das Elektroauto
ist daran, die politische Debatte
überdenmotorisierten Individu-
alverkehrzuverändern.«Wir sind
überzeugt, dass Klimaneutralität
mit Elektromobilität möglich
wird», sagt Jürg Grossen, Chef
der Grünliberalen, der den Elek-
tromobilitätsverband Swiss E-
Mobility präsidiert. «Der Indivi-
dualverkehrwird auch in Zukunft
seinen Platz haben.» Ein Ausbau
von Autobahnengpässen könne
jedoch höchstens punktuell Sinn

machen. Es brauche in erster Li-
nie ein Gesamtverkehrskonzept,
damit der «Verkehr endlich mit
mehr Intelligenz statt mit immer
mehr Beton abgewickelt wird».

Doch die Frage bleibt: Verbie-
tet es der Klimaschutz, Autobah-
nen auszubauen? Das Umwelt-
und Verkehrsdepartement Uvek
von Simonetta Sommaruga
beantwortet die Frage nicht

direkt. Es hält nur fest, dass es
eineVerkehrspolitikverfolge,«die
darauf abzielt, dieAuswirkungen
des Verkehrs auf die Umwelt
möglichst zu reduzieren».

Dezidiert äussern sich dage-
gen befragte ExpertenwieAnton
Gunzinger.DerUnternehmerund
emeritierte ETH-Professorhält es
fürunsinnig,denAutoverkehrmit
neuenAutobahnenweiter zu för-

dern, denn dieser sei punkto Flä-
chenverbrauch das ungünstigste
Transportmittel. Vielmehr brau-
che es ein Roadpricing, das die
Anreize so setze, dass viel befah-
rene Routen zu den Stosszeiten
preislich unattraktivwürden.Die
Stauproblemewürden sich sovon
selber lösen. Im Idealfall, so Gun-
zinger,würden alle Verkehrsteil-
nehmerdie Kosten, die sie verur-
sachen, selber tragen.Das hiesse:
Bahnfahren würde doppelt so
teuer, Autofahren gar fünfmal.

Lösungen aus den 1960ern
Vorsichtiger äussert sich Kay
Axhausen vom Institut für Ver-
kehrsplanungundTransportsys-
teme der ETH Zürich. Beim heu-
tigenAusbau gehe es imWesent-
lichen um die Erhaltung der
Standards, sagt er. «Man kann
fragen, ob das gerechtfertigt ist
zu einer Zeit, da die Schäden des
Klimawandels gefühlt für viele
nochweitweg sind.»Eine schwie-
rige Frage, findet Axhausen. Und
sagt: «Will sich derBund auf eine
Verzichtsdebatte einlassen?»

Mehrheitsfähig wäre ein sol-
ches «Fair-Pricing», wie es Gun-
zinger nennt,wohl kaum. Davon
zeugen bisherige Bemühungen,
den Verkehr via Preis zu lenken:
Sie versanden oder kreisen als
geplantes Projekt in der Endlos-
schleife von Politik und Verwal-
tung. Zudem wird das Auto ge-
mäss Verkehrsprognosen des
Bundes gegenüber dem öffentli-
chen sowie demLangsamverkehr
bis 2050 nur wenig an Terrain
verlieren.Und: Die Zahl derStau-
stunden geht seit Jahren nach
obenundhat nach einemCorona-
bedingten Einbruch 2020 letztes
Jahrwieder ein ähnliches Niveau
wie vor der Pandemie erreicht.

Darum stellt sich die Frage:
Was geschähe,wenndie Strassen
nicht mehr ausgebaut würden?
Würde sich der Verkehr mehr
stauen unddievolkswirtschaftli-
chenSchädenweitervergrössern?

Fürden St.GallerFlorimSaba-
ni ist klar,dass es denStau sowie-
so gäbe: «In erster Linie würde
aber ohneAusbaumehr Geld zur
Verfügung stehen,daswirwiede-
rum für eine soziale Verkehrs-
wende einsetzen könnten und so
einen Einfluss auf die Wahl der
Verkehrsmittel hätten.» Wenn
man immerwieder versuche, die
heutigenProblememit Lösungen
aus den 1960er-Jahren zu lösen,
würden sich auch immer wieder
die gleichen Probleme ergeben.

Volk soll über Autobahnen abstimmen
Verkehrspolitik des Bundesrates Vier Milliarden Franken will der Bund in neue Autobahnen investieren. Jetzt wird ein nationales
Referendumwahrscheinlich. Dabei geht es auch um die Frage der Vereinbarkeit von Klimaschutz und Verkehrsprojekten.

«Die Autobahn würde sich als Blechlawine vor meinem Haus ergiessen»: Florim Sabani kämpft in St. Gallen gegen den Ausbau. Foto: Daniel Ammann

Die fünf Autobahnabschnitte sollen bis 2030 realisiert werden

Diese Ausbauprojekte plant der Bund

Grafik: mt / Quelle: Astra
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Entwicklung Personenverkehr
2017–2050, Anteil nach
Verkehrsmittel in Prozent

Der Personenverkehr soll bis 2050
insgesamt um 11Prozent wachsen
– die Bevölkerung um 21 Prozent.

Der Anteil des Autoverkehrs
wird zurückgehen

Quelle: Bundesamt für Raumentwicklung
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Katrin Hauser

EineGruppe in rotenWesten zieht
amgestrigenAbstimmungssonn-
tag im Basler Rathaus die Blicke
auf sich. Es sind nicht etwa SP
oderUnia, die die Farbe Rot sonst
für sich beanspruchen, sondern
die Klimagerechtigkeit-Initian-
ten. Viele davon sind zum ersten
Mal im Grossratssaal. Sie sitzen
dort, wo sonst meist die Bürger-
lichen dieAbstimmungsresultate
verfolgen. SVP-Grossrat Beat K.
Schaller, der sich dort schon auf
seinem angestammten Platz nie-
dergelassen hat, setzt sich kur-
zerhand um – nicht dass noch
jemand auf die Idee kommt, er
könnte zum Initiativkomitee ge-
hören. Für ebendieses Initiativ-
komitee wird der Tag allerdings
besserweitergehen als für ihn.

Als Staatsschreiberin Barbara
Schüpbach um 12Uhrverkündet,
dass die Bevölkerung die Klima-
gerechtigkeitsinitiative angenom-
men hat, bricht die in rote Wes-
ten gewandete Gruppe in Jubel
aus. Weniger laut, aber doch
sichtbar freut sich eine Gruppe
von Grossräten und Parteipoliti-
kerinnen, als Schüpbach einige
Sekunden später mitteilt, dass
der im Grossen Rat entstandene
Gegenvorschlag einen beeindru-
ckenden Ja-Stimmen-Anteil von

über 60 Prozent erreicht hat. Da-
runter sind etwa die glücklichen
Gesichter von SP-Co-Präsiden-
tin Lisa Mathys, GLP-National-
rätin Katja Christ oder Mitte-
Grossrat Franz-Xaver Leonhardt
auszumachen.

Und dann schreitet Schüpbach
zur entscheidenden Frage: Was

wird denn nun umgesetzt –
Initiative oder Gegenvorschlag?
Wie hat sich die Stimmbevölke-
rung in der Stichfrage entschie-
den? Sie liest das Ergebnis vor:
Über 60 Prozent der brieflich ein-
gegangenen Stimmen geben dem
Gegenvorschlag den Vorrang.

In langen Sitzungen der Um-
welt-, Verkehrs- und Energie-
kommission hat der Grossrat
und Solarunternehmer Daniel
Sägesser den Gegenvorschlag
mitgeprägt. Er hat seine Partei,
die SP, gegen jungsozialistische
Kräfte, die aufs Tempo drückten,
die auf «klimaneutral bis 2030»
drängten, davon überzeugt, sich
in der Stichfrage für den Gegen-
vorschlag zu entscheiden.

Viele Herausforderungen
für das lokale Gewerbe
Weniger euphorisch sieht die
Gruppe des Nein-Komitees, un-
ter anderem bestehend aus LDP-
Nationalrätin Patricia von Fal-
kenstein, dem geflüchteten Beat
K. Schaller und demDirektor des
Basler Gewerbeverbands, Gabri-
el Barell, aus. Die Leute, deren
Interessen sie vertreten, dürften
ammeisten unter denMassnah-
men leiden: Hausbesitzerinnen,
Autofahrer und nicht zuletzt
Basler Unternehmen. Schon
früh machten mehrere Verbän-

de darauf aufmerksam, dass das
ambitionierte Klimaziel nicht zu
schaffen sei.

Es ist wieder einer jener Ab-
stimmungssonntage, an denen
Barell fürchtet, dass weitere Un-
ternehmen den Stadtkanton ver-
lassen könnten. Einer jener Ab-
stimmungssonntage, an denen er
sich fragt,weshalb es nicht besser
gelingt,die Stimmbevölkerung im
linken Stadtkanton für die Prob-
leme der Klein- undMittelunter-
nehmen zu sensibilisieren. Auf
stur schaltet Barell deshalb aber
nicht. Erwerde sichmit den Poli-
tikerinnen und Politkern zusam-
mensetzen, um über jene Mass-

nahmen, die in den nächsten
fünfzehn Jahren auf die Bevölke-
rung zukommen, zu sprechen.

Darüber ist einer besonders
froh: Regierungspräsident Beat
Jans (SP). Er hat die Verkündung
derAbstimmungsresultate eben-
falls imRathaus verfolgt.Obwohl
die Regierung zu Initiative und
Gegenvorschlag die Nein-Parole
herausgegeben hat, wirkt Jans,
der denAusdruck der «BaslerKli-
maloki» geprägt hat, nicht beson-
ders traurig. Eher wirkt er über-
rascht, dass selbst die Initiative
auf soviel Zuspruch gestossen ist.
Als besonderswichtig erachtet es
Jans, das Gewerbemit an Bord zu
haben. «Wirmöchten dieses Ziel,
netto null bis 2037, nicht auf Kos-
ten des Gewerbes erreichen.» Es
liege ihmviel daran,mit demGe-
werbeverband zusammen nach
Lösungen zu suchen.

Auf das lokale Gewerbe dürf-
te in den nächsten fünfzehn Jah-
ren viel zukommen. Nicht nur,
was die Verkehrswende betrifft.
Es ist auch gefordert, Solaran-
lagen zu installieren,Heizungen
zu ersetzen oderGebäudehüllen
zu sanieren. Es ist fast ein biss-
chen ironisch, dass es nun aus-
gerechnet die Gegner der beiden
Vorlagen sind, auf denen die
Hoffnung ruht, diese Energie-
wende zu schaffen.

Bei der Umsetzung kommt es
ausgerechnet auf die Gegner an
Nach dem Ja zur Klimagerechtigkeit Der Kanton Basel-Stadt muss bis 2037 CO₂-neutral werden. Regierungspräsident Beat Jans (SP)
liegt besonders viel daran, den Gewerbeverbandmit ins Boot zu holen, um das zu schaffen. Nur: Der war ja dagegen.

Jubel bei den Befürworterinnen und Befürwortern der Klimagerechtigkeitsinitiative: Sie wissen eine Mehrheit der Stimmbevölkerung hinter sich. Foto: Katrin Hauser

«Das ist ein Traumresultat, ich bin
überglücklich. Ich habe sehr viel
Herzblut in diesen Gegenvor-
schlag gesteckt. Wir müssen jetzt
vorwärtsmachen und das politi-
sche Signal ernst nehmen. In der
Uvek haben wir uns ja auch darauf
geeinigt, dass wir uns in den
ersten fünf Jahren eine besonders
steile Absenkungskurve der
CO₂-Emissionen wünschen. In
den nächsten paar Monaten wird
die Regierung mitteilen, wie sie
den Ausbau der E-Ladeinfrastruk-
tur genau angehen möchte. Auch
den Ausbau der Fotovoltaikanlagen
können wir nun so ausgestalten,
dass es dort so richtig kracht.»
– Daniel Sägesser, SP-Grossrat

«Es ist unrealistisch, bis 2037
klimaneutral zu sein. Wenn man
weiterhin darauf beharrt, dieses
Ziel zu erreichen, werden drasti-
sche Massnahmen wie Verbote
notwendig. Wir werden sehen, ob
der Rückhalt aus der Bevölkerung
in diesem Fall bestehen bleibt.
Unternehmen, die flexibel sind,
werden Basel-Stadt je nach
Ausgestaltung der Massnahmen,
die jetzt kommen, verlassen.
Deshalb ist es wichtig, dass man
nicht allzu radikal vorgeht.»
– Gabriel Barell,
Gewerbeverband

«Das Ergebnis ist ein deutliches
Ja zu ambitionierten Klimamass
nahmen. Wir anerkennen, dass die
Umweltkommission ebenfalls sehr
gute Arbeit geleistet und einen
starken Gegenvorschlag hervor-
gebracht hat. Da die Initiative und
der Gegenvorschlag einen solch
grossen Zuspruch erhalten haben,
heisst das für uns, dass 2037 das
Mindestziel ist und dass gewiss
niemand etwas dagegen hätte,
wenn man es übertreffen würde.»
– Agnes Jezler,
Initiativkomitee

«Das Abstimmungsergebnis ist ein
klarer Auftrag, der uns mit Respekt
erfüllt und auch beeindruckt. Ich
habe nicht damit gerechnet, dass
diese Initiative so deutlich ange-
nommen wird. Wir haben als
Basler Regierung sehr deutlich
gesagt, dass wir 2030 nicht schaf-
fen. Dass dennoch eine Mehrheit
dafür gestimmt hat, muss man als
Zeichen interpretieren: Die Bevöl-
kerung möchte wirklich, dass wir
möglichst schnell vorwärtsgehen.»
– Beat Jans,
Regierungspräsident

So hat Basel-Stadt
abgestimmt

Die Stimmbevölkerung von Basel-
Stadt hat die Klimagerechtigkeits
initiative mit 25’228 (56,7%)
Ja- gegenüber 19’247 (43,3%)
Nein-Stimmen angenommen.
Noch deutlicher angenommen
wurde der Gegenvorschlag mit
28’293 (64,1%) Ja- gegenüber
15’844 (35,9%) Nein-Stimmen.
In der Stichfrage triumphiert der
Gegenvorschlag mit einer Zustim-
mung von 61,9 Prozent. Die
Stimmbeteiligung betrug durch-
schnittlich 43,5 Prozent. (kha)
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Das Prinzip Hoffnung
DerGegenvorschlag siegt: Basel-Stadtmuss bis 2037 klimaneutral werden –wie genau, dasweiss noch niemand.

BenjaminWieland

Die Resultate sind da. Jubel zu-
erst auf der einen Seite des
Grossratssaals.Dann inderMit-
te. Nur in einer Ecke bleibt es
still. Dort, wo sich die Doppel-
Nein-Fraktion eingefunden
hat – also jene,diebeides zurAb-
lehnung empfohlen haben: Ini-
tiative undGegenvorschlag.

Doch das Basler Stimmvolk
sagt Ja im Doppelpack: Ja zur
Klimagerechtigkeits-Initiative
2030, Ja zum Gegenvorschlag,
mitdemdieKlimaneutralität bis
2037 erreicht werden soll. Und
auch wenn sich der Gegenvor-
schlag in der Stichfrage klar
durchsetzt gegen die Initiative,
sindgesternbeidenMitgliedern
des Initiativ-Komitees im Ab-
stimmungsforum imGrossrats-
saal ebenfalls nur zufriedene
Gesichter zu sehen.

Dasklare Ja zur Initiative zei-
ge, dass sichdie Stimmbevölke-
rung des Stadtkantons eine for-
sche Gangart wünsche, lautet
derGrundtenor.OderwieesAg-
nes Jezler, Mediensprecherin
des Komitees, ausdrückt: «Die
Baslerinnen und Basler hätten
nichts dagegen, wenn das Ziel-
jahr 2037 übertroffenwird.»

Beat Jansappelliert an
GewerbeundBevölkerung
Daswirdkaumgeschehen.Auch
mitdernunumsieben Jahrever-
längertenGnadenfristwartetauf
Regierung und Parlament ein
grosser Brocken Arbeit. Regie-
rungspräsident Beat Jans (SP)
sagt, der Regierungsrat sei zwar
beeindrucktvomAbstimmungs-
ergebnis.Erhabeaberauchgros-
sen Respekt vor der schweren
Aufgabe, die nun auf Regierung
undParlament zukomme.

«DieBevölkerungwill zwar,
dass wir möglichst schnell vor-
wärts machen mit dem Klima-
schutz», sagt Jans. «Aber wir
wissen auch, dass wir mit den
Kompetenzen, die wir als Kan-
ton haben, das Tempo nur be-
schränkt bestimmen können.»
Sicher sei: «Bevölkerung und
Gewerbe müssen mitmachen.
Sonst schaffenwir das nicht.»

Wie starkgeradedasGewer-
bemitzieht, ist unklar. Fest steht

für Gabriel Barell, Direktor des
Gewerbeverbands Basel-Stadt
undMitglieddesKomitees«für
eine realistische Klimapolitik»,
das zweimal ein Nein empfahl:
«Aus unserer Sicht ist eineUm-
setzungderKlimaneutralität bis
2037 nach wie vor unrealis-
tisch.»Barellwarnte vor radika-
len Schritten. Dann könne der
Goodwill schmelzen, den das
Vorhabengeniesse. «Wirhaben

immergesagt:DieMassnahmen
sollten nicht kontraproduktiv
sein. Sonst wird die Unterstüt-
zung für das Anliegen sehr
schnell sinken.»

In das gleiche Horn stösst
das Nein-Komitee. In einer ers-
ten Reaktion bedauert es das Ja
zum «Basler Klima-Allein-
gang».DieUmsetzung seiwohl
nichtohneVerbotemöglich.Von
den imGrossenRat vertretenen

Parteien hatten LDP und SVP
Initiative und Gegenvorschlag
zur Ablehnung empfohlen. Für
ein Ja zur Initiativebeider Stich-
frage sprachen sich wiederum
nur Grüne und Basta aus. Die
übrigen Parteien unterstützten
denGegenvorschlag.

DerBundgibtbeiderKlima-
neutralität 2050 vor – jenes
Datum, das am Pariser Klima-
gipfelbeschlossenwurde.Basel-

Stadt hat mit 2037 das höchste
TempoallerKantoneangeschla-
gen.Das istbemerkenswert,weil
der Stadtkanton kaumEmissio-
nen via Aufforstung binden
kann.TechnischeSpeichermög-
lichkeiten stehen noch nicht im
grossen Stil zur Verfügung.

MitFernwärmeund
WärmepumpenzumZiel
Beat Jans sieht beim Gebäude-
parkgrossesPotenzial. Zwar sei
die Sanierungsquotekaumnoch
steigerbar. «Was wir aber ma-
chen können, ist, alle Gebäude
künftig an eine erneuerbare
Heizung anschliessen, sei es
Fernwärme,Wärmepumpeoder
andere Lösungen.»

Es gäbe noch einen dritten
Weg: CO2-Zertifikate. Jans will
abermöglichst keineZertifikate
kaufen. Falls doch, wäre mit
politischemWiderstandzu rech-
nen. Initiativkomitee-Spreche-
rin Agnes Jezler: «Zertifikate
sind nicht in unserem Sinn.»

Klimagerechtigkeits-
Initiative

Quelle: Basel-Stadt/Grafik: stb
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Freude im Grossratssaal beim Lager, das den Gegenvorschlag zur Annahme empfohlen hat. Bild: Juri Junkov (27. November 2022)

Kommentar

Im Zweifel für
die Machbarkeit
DasBasler Stimmvolkwill, dass
der Stadtkanton bis 2037 seine
CO2-Emissionen aufNetto-
Null senkt und klimaneutral
wird. 2037, das ist sieben Jahre
später, als es dieKlimagerech-
tigkeits-Initiative verlangt
hätte, die ebenfalls angenom-
menwurde. Aber 2037 ist auch
dreizehn Jahre früher, als es die
Pariser Klimaziele vorschrei-
ben. Indemer zweimal Ja sagt,
demGegenvorschlag aber den
Vorzug gibt, beweist der Basler
SouveränWeitsicht.

Es handelt sich umeinen
gutbaslerischenKompromiss
zwischenWunsch undWirk-
lichkeit. DassNetto-Null 2030
kaum realistischwäre, hätten
wohl selbst die Initiantinnen
und Initianten nicht bestritten.
Es hiess aber,manmüsse den
Druck auf Regierung und
Parlament hochhalten. Verzö-
gerungen gebe es sowieso.
Doch der Tritt aufs Gaspedal
hätteGoodwill verheizt. Unter
demZwang, auf Teufel komm
rausCO2 einzusparen, wären
Massnahmen notwendig
geworden, die kontraproduktiv
sind. Etwa die Entsorgung von
noch funktionstüchtigen
Heizungen undAutos. Dem
Klimawäre, unter Berücksich-
tigung der Vernichtung von
grauer Energie, ein Bären-
dienst erwiesenworden. Vom
modernenAblasshandelmit
Zertifikatenwollenwir gar
nicht erst reden.

Mit 2037 gibt es nun eine
Zeitreserve, die Raumbietet
für gut vorbereitete, breit
abgestützte,mehrheitsfähige
Massnahmen. Gestern fällte
das Stimmvolk einen Ent-
scheid im Sinne von: Tunwir
dasMachbare, statt dasUn-
mögliche zuwollen.

BenjaminWieland
benjamin.wieland@chmedia.ch
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Katrin Hauser und
Alexander Müller

Herr Schubert, Sie haben
massgeblich an der Basler
Klimagerechtigkeitsinitiative
mitgearbeitet. Persönlich
fordern Sie ein radikales
Handeln, um den Klimawandel
zu bremsen.Was genau
möchten Sie in Basel-Stadt
radikal ändern?
Ich möchte die Dringlichkeit in
den Fokus stellen. Einem gros-
sen Teil der Bevölkerung ist es
noch nicht klar,wie dringlich die
Krise ist. Die Klimaerhitzung
wird zwar kaumnoch geleugnet,
die Dringlichkeit aber schon.Wir
wissen, dass Null-Emissionen
bis 2050viel zu spät sind.Wollen
wir sie früher, braucht es ganz
andere Massnahmen.

WelcheMassnahmen?
Bevor wir diese diskutieren,
muss zuerst das Bewusstsein für
die Dringlichkeit geschaffenwer-
den. Ansonsten wird jede Mass-
nahmeumgehend abgeschossen,
weil sie zu radikal erscheint.

Siewollen also zuerst darüber
sprechen, dasswir darüber
sprechenmüssen?
Ja. Aber auch anhand von kon-
kreten Projekten. Beispielsweise:
Wie kann ein Rheintunnel (Anm.
der Red.: Gemeint ist der neu
geplante Autobahntunnel unter
dem Rhein bei Basel) von einer
Regierungvöllig unabhängig von
derDringlichkeit der Klimakrise
gepusht werden?

Klimaauswirkungen von
grösseren Projektenmüssen
in Basel-Stadt künftig
ausgewiesenwerden. Das
wurde bereits beschlossen.
Die Bevölkerung aber hat ein
Anrecht darauf, zu erfahren,
welche radikalenMassnahmen
auf sie zukommen könnten.
Radikalmeint imWortsinn, an die
Wurzel von Problemen zu gehen,
Dinge anders zu machen, nicht
nur an derOberfläche zu kratzen.
Ein Beispiel zur Umgestaltung
des Stadtraums: An einem typi-
schen Strassenabschnitt in einem
Blockrand, an dem 200 bis 300
Menschenwohnen, stehen 10 bis
12 Autos. Da beanspruchen ganz
wenige den öffentlichen Raum
für sich. Wir können durch Car-
sharing die Anzahl der Autos
reduzieren und Mobilität sicher-
stellen. Die verbleibenden Autos
parkieren in bestehenden Ein-
stellhallen, von denen gibt es
genug. Zwei Parkfelder werden
für das Gewerbe reserviert. Der
Stadtraum stünde dann allen zur
Verfügung. So was ist natürlich
mit denMenschen vorOrt umzu-
setzen.

In Ihrer Zukunft gibt es also
nochAutos?
Ja.Wirmüssen dieMobilität aber
differenzierter betrachten. In der
Stadt reichen für Anlieferungen
meistens Cargo-Velos.Manchmal
braucht es vielleicht auch einen
Kleinlaster. Und die dürfen dann
auch fahren,weil sie einen ande-
ren Stellenwert fürunserZusam-
menleben haben als privater
Autoverkehr. Der Rheintunnel
hingegen ist eine Ausbaumass-
nahme, die viele Milliarden kos-
tet, aber Mehrverkehr generiert.

Eine beliebte Behauptung von
Klimaaktivisten.Tatsache ist:
Die Bevölkerung der Schweiz
ist dieses Jahr um circa jene
des Kantons Basel-Stadt
gewachsen. Das gibt auchmehr
Verkehr. Deswegenmüssenwir
die Infrastruktur ausbauen.
Die Befürworter rechtfertigen
Strassenbau damit, dass es da-
nach weniger Stau gibt.Weil die
Leute Reisezeit einsparten, habe
das einen volkswirtschaftlichen
Nutzen. In derRealitätwird diese
sogenannt eingesparte Reisezeit
aber immer wieder in weitere
Verkehrsleistung reinvestiert.
Das heisst, die Leute nehmen
noch längereWege in Kauf, weil
sie danach gleich lange fürs Pen-
deln benötigen wie zuvor.

Die Zersiedelungwird aber
genauso durch denAusbau des
ÖV-Angebots gefördert.
Ja. Die jeweilige Infrastruktur
generiert auch den jeweiligen
Verkehr. Wir haben durch das
extrem gut ausgebaute Eisen-

bahnnetz wahnsinnig hohe An-
teile von Fernverkehrspendlern
im Zug. Das Gleiche gilt für das
Auto oder das Flugzeug.Würden
Flughäfen zurückgebaut, würde
weniger geflogen.Die Infrastruk-
tur ist dieVoraussetzung für den
Verkehr.

Also sollteman auch das GA
und das U-Abo abschaffen?
Damussman unterscheiden.Der
Fernverkehr ist ein Luxusgut.Der
soll sicher weiterhin etwas kos-
ten. Der Nahverkehr kann aber
auch kostenlos angeboten wer-
den, um vor Ort auf das Auto
verzichten zu können.

Plädieren Sie als Architekt
für eine Konzentration auf
die Stadt? Soll Basel zur
Hochhaus-Citywerden?
Auch bei der Verdichtung müs-
senwir genauer hinschauen. Ein
beliebiges bauliches Verdichten
lehne ich ab. Basel hatte in den
70er-Jahren 240’000 Einwohner
mit einem viel geringeren bau
lichen Bestand. Heute denken
wir, dass wir grenzenlos wach-
sen können.Das ist aber eine völ-
lig irrationale Annahme, für die
die physischen Grundlagen feh-
len.Wennwir pro Kopf circa acht
QuadratmeterwenigerWohnflä-
chehätten,müsste in derSchweiz
mit zehnMillionen Einwohnern
kein einziger Neubau erstellt
werden.

Das ist sehr theoretisch.
Nein, ist es nicht. Wir müssen
erst mal die Frage stellen: Wol-
len wir baulich weiterwachsen,
obwohl jede Bautätigkeit CO2-
Emissionen verursacht? Oder
können wir das Bedürfnis, ein
Dach über dem Kopf zu haben,
auch anders befriedigen?

Sie fordern eine
gesetzliche Regelung
für die erlaubteWohnfläche
pro Kopf?
Es sind verschiedene Modelle
denkbar, etwa ein Bonus-Malus-
System oder Lenkungsabgaben
imBereichWohnen. JedemMen-
schen könnte man zum Beispiel
35 Quadratmeter Wohnfläche
zugestehen. Benötigt jemand
mehr Fläche, zahlt er in einen
Topf ein. Kommt er mit weniger
aus, erhält er Geld zurück.

35 Quadratmeter?
Wirhaben in der Schweiz derzeit
gut 45 Quadratmeter pro Kopf.
In südlichen Ländern Afrikas
sind es 10. Wie kann es sein,
dass wir weiterwachsen wollen,
während Entwicklungsszena
rien des Weltklimarates in die-
sen Ländern weiter von 10
Quadratmetern ausgehen? Das
ist wahnsinnig arrogant. Wir
verteidigen unseren Luxus. Das
können wir aber nur, wenn wir
die Dringlichkeit der Klimakrise
ignorieren.

Angenommen,wir schaffen es,
weitestgehend CO₂-neutral
Auto zu fahren, zu fliegen, zu
heizen und zu produzieren.
Wieso solltenwir dennoch auf
35 Quadratmeternwohnen?
Weilwir soweit noch nicht sind.
Weil wir das Bauen noch nicht
CO2-neutral hinkriegen.

Das heisst, Sie fordern eineArt
von Übergangsverzicht?
In dem Sinne kann man das so
sagen, ja. Ich fordere eineBeweis
lastumkehr. Wenn wir so weit
sind, dasswir klimaneutral bau-
en oder fliegen können, können
wir das durchaus machen.

Was Sie ausklammern, ist die
Frage derUmsetzbarkeit. Eine
Wohnflächenbeschränkung auf
35 Quadratmeter ist komplett
unrealistisch.
Wenn wir bloss das Realistische
als Massstab für unser Handeln

nehmen und das klimapolitisch
Gebotene komplett ausser Acht
lassen, ist auch das Dringlich-
keitsleugnung. Wenn uns das
Herz blutet,weil wir die Drama-
tik der Situation begriffen haben,
sindwir auch für andere Lösun-
gen bereit.

Wir leben nun einmal in einer
Demokratie, undwas Sie
fordern, ist schlicht nicht
mehrheitsfähig.
Unter den jetzigen Bedingungen
ist es nicht mehrheitsfähig. So-
lange der Regierungsrat von
Basel-Stadt signalisiert, in einer
Krise Autobahnen zu bauen, sei
völlig normal,wird eine Norma-
lität in den Köpfen derMenschen
produziert, die absolut nicht
krisenadäquat ist. Wo sind die
Regierungsräte und Chefbeam-
ten, die sagen: «Wir haben eine
riesengrosse Krise»?WennMen-
schen Zeitungen aufschlagen

«Man könnte jedem 35 Quadratmeter
Gespräch mit Basler Klimaaktivist Axel Schubert, einer der führenden Köpfe hinter der Klimagerechtigkeitsinitiative,
fordert radikale Veränderungen – und wirft der Basler SVP vor, sie habe ihnmundtot machen wollen.

Die Schweizerinnen und Schweizer würden für ihren Wohnraum pro Kopf zu viel Platz verbrauchen, kritisiert Axel Schubert. Foto: Lucia Hunziker

Er fliegt seit 1998 nicht mehr

Axel Schubert (50) hat mass-
geblich an der Basler Klima-
gerechtigkeitsinitiative wie auch
am Klima-Aktionsplan Schweiz
mitgearbeitet. Er leitet den Fach-
bereich nachhaltige Raumentwick-
lung an der Fachhochschule
Nordwestschweiz. Vor seiner
Tätigkeit als Hochschuldozent war
er während 12 Jahren Projektleiter

beim Bau- und Verkehrsdeparte-
ment von Basel-Stadt.
Schubert ist nach eigenen An-
gaben seit 1998 nicht mehr geflo-
gen. Seit den 80ern verzichtet er
weitgehend auf Fleisch. Derzeit
wohnt er auf 65 Quadratmetern im
Kanton Basel-Stadt. Seine Woh-
nung sei gleichzeitig auch Arbeits-
platz. (kha/amu)

«Würden
Flughäfen
zurückgebaut,
würdeweniger
geflogen.»
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Energiespar-Kampagne 19 GradCel-
sius: Diese Heiz-Obergrenze hat
die Basler Regierung Ende Au-
gust für Verwaltung und Schu-
len festgelegt. Damit sollte die
Energiespar-Kampagne des Bun-
des unterstützt und mit gutem
Beispiel vorangegangenwerden:
«Der Regierungsrat erhofft sich,
dass in vielenweiterenGebäuden
die Raumtemperatur freiwillig
gesenkt wird.»

Doch wird die Obergrenze
auch eingehalten? Mit einem
Thermometermachenwir Stich-
proben. Die Aussentemperatur
liegt an diesem Tag in Basel bei
15 Grad Celsius. Die erste Stati-
on ist das Bau- undVerkehrsde-
partement amMünsterplatz.Wir
messen 20,9 Grad. Im angren-
zenden Bau- und Gastgewerbe-
inspektorat klettert die Anzeige
auf 21,1 Grad. Danach setzenwir
uns beim Einwohneramt in der
Spiegelgasse zu denWartenden.
Ein Jackenreissverschluss nach
dem anderen öffnet sich, das
Thermometer steigt und steigt.
22,9 Grad stehen schliesslich auf
dem Display.

«Temperatur
kann variieren»
Wir konfrontieren die Behörden
mit den Messwerten. Laut Sonja
Körkel, Kommunikationsbeauf-
tragte beim federführenden De-
partement fürWirtschaft, Sozia-
les undUmwelt (WSU),wurde der
Beschluss des Regierungsrats zur
Absenkung derRaumtemperatur
in Gebäuden erfüllt. Dieser sei
umgesetzt worden, indem die
Heizkurven in den diversenHeiz-
zentralen derVerwaltungsgebäu-
de abgesenkt wurden.

«Generellwurden die Heizun-
gen so eingestellt, dass in einer
Mehrzahl der Räume in Gebäu-
den eineTemperaturvon 19 Grad
erreichtwerden kann», argumen-
tiert Körkel. «Je nach Grösse und
Konstruktionsart des Hauses,
Heizsystems, nach Lage und Be-
legung derRäume kann dieTem-
peratur in den einzelnen Räumen
aberummehrereGradvariieren.»
So komme es vor, dass die Tem-
peratur in Teilen von Gebäuden
über 19 Grad betrage. «Wir konn-
ten aber auch feststellen, dass es
verschiedentlich ebenfalls aus
den soeben genannten Gründen
kälter ist als 19 Grad.»

Auf Nachfrage kann dasWSU
keinen Raum nennen, in dem es
nicht wärmer als 19 Grad ist. Es
handle sich aber um die Mehr-
zahl, betont Körkel. Und: «In
einigen Büros im dritten Stock
des Blauen Hauses (am Rhein-
sprung 16) hattenwir imDezem-
ber teilweise 16 Grad», so Körkel.
«Hier wurden die Heizungen
nachträglich noch so angepasst,
dassmindestens 19 Grad erreicht
werden konnten.» Ob das Ziel
von gesparten sechs Prozent er-
reicht wurde, kann Körkel nicht
sagen. Da die Heizperiode an-
dauert, liege keine Auswertung
zum Energieverbrauch vor. (ith)

Basler Verwaltung
heizt wärmer
als 19 Grad

undAutosmit zweieinhalb Ton-
nen in tollstenWorten beschrie-
ben werden, wird auch Norma-
lität produziert.Wie sollenMen-
schen, die das imKopf haben, auf
die Idee kommen,CO2 zu sparen?
Da ist unsere Gesellschaft völlig
widersprüchlich. Direkte Demo-
kratie kann durchaus auch reak-
tionär sein, wenn sie genutzt
wird, umBesitzstände zu vertei-
digen. Das passiert umso mehr,
je grösserunsereVerlustangst ist,
je mehr wir diese Krise von uns
fernhalten und denken, es sollen
erst einmal die anderen anfan-
gen.Wennwir aber durch unsere
Besitzstände die Zukunft von
Kindern verscherzen, von künf-
tigen Generationen und von den
Leuten, die jetzt aufgrund von
Dürren und Hunger migrieren,
dann ist das nicht okay.

Aberwir tun jawas.Wir stellen
dieMobilität auf Elektrizität
um.Die Schweiz hat
ausserdem einen relativ
geringen CO₂-Ausstoss
in der Energieproduktion.
Nein, wir haben einen ganz
geringenAnteil an Erneuerbaren
in der Schweiz.

Das stimmt doch gar nicht.
Wasserkraft hat einenAnteil
von 60 Prozent am Energiemix
der Schweiz.
Nein, Siemeinen nur den Strom-
mix. (Anm. der Red.: Wir haben

tatsächlich den Produktionsmix
des Stroms gemeint, der gemäss
den Angaben des Bundesamts
für Energie zu 61,5 Prozent aus
Wasserkraft besteht.) Und auch
damussman genau hinschauen,
wie das Wasser in die Stauseen
gekommen ist. Oft wird es mit
Atomstromhineingepumpt.Auch
derStromanteil durchWind- und
Solarenergie ist relativ gering.
Die Schweiz hat dafür in Europa
einen der höchsten Anteile an
Häusern, die nochmit Öl undGas
beheizt werden.

Das behebenwir ja nun
in Basel-Stadt bis 2035.
Aber einmal angenommen,
wirwürden Ihrem Zeithorizont
folgen.Wasmüsstenwir tun?
Was ist Ihr konkreter Plan?
Wennwir amPunkt sind, an dem
die Krise als dringlich wahr-
genommen wird, könnten wir
handeln wie bei Corona. Auf
Wissenschaft, Expertinnen und
Experten hören,Krisenstäbe ein-
richten, mit Routinen brechen,
Handeln repriorisieren. Bezüg-
lich des Bauens könnten wir ein
temporäres Baumoratorium dis-
kutieren, wie im Klimaaktions-
plan des Klimastreiks vorgeschla-
gen.Wirwürden nur noch für die
Gesellschaft absolut notwendige
Infrastrukturenwie Krankenhäu-
ser und Schulen oder aber Infra-
strukturen für erneuerbare Ener-
gien wie beispielsweise Wind-
räder bauen. Beschäftigte imBau
werden fürGebäudesanierungen
umgeschult. Viele ältere Men-
schen, die in zu grossenWohnun-
gen leben, denen ein Umzug aber
zu aufwendig ist, könnten wir
beim Umzug in eine kleinere
Wohnung sofort unterstützen.

Ein Baumoratorium hiesse für
die Stadt Basel, dass sie sich auf
all ihren Entwicklungsarealen
– Klybeck, Dreispitz,Wolf –
einfach nichtmehr
weiterentwickeln kann.
Wirhaben eineKrise undmüssen
nach gesellschaftlichen Prioritä-
ten fragen. Ichmöchte darumdie
Klimaverträglichkeitsprüfungen
dieser Planungen sehen. Wenn
diejenigen, die solcheAreale zu-
sammen mit Investoren planen,
zugleich neueAutobahnenbauen
wollen, haben sie eben die Krise
noch nicht auf demSchirm.Dann
hat eine Bewegung auch das
Recht, den Fuss in die Tür zu
stellen.

Im Klybeck soll ein autoarmes
Quartiermit Superblocks nach
demVorbild von Barcelona
entstehen – etwas, das Sie
selbst loben.
Autoarm, mit etlichen unter-
irdischen, zementintensiven Ein-
stellhallen. Zugleich geht es um
Entwicklungen mit Hochhäu-
sern, die vom Typus her nicht
nachhaltig sind. Von der Er-
schliessungs- undTragstruktur-
effizienz herhaben sie einen sehr
hohen Ressourcenaufwand. Ob
das angemesseneAntworten auf
die Klimakrise sind,wage ich zu
bezweifeln, aber da wurde vor
Jahren, bei der Planung, eben
noch nicht darauf geachtet.

Die von Ihnen kritisierten
Regierungsrätemüssen sich
überlegen,was umsetzbar ist.
Viele BaslerHausbesitzer –

gerade solche, die geringe
Mieten verlangen – können es
sich beispielsweise nicht
leisten, jetzt ihre Gasheizung
herauszureissen und noch die
Gebäudehülle zu sanieren.
Ich glaube, viele Hausbesitzer
könnten es grundsätzlich schon.
Eine Studie vom Bundesamt für
Energie zeigt, dass die Finanzie-
rungsfrage in derRegel nicht das
Hindernis ist. Wenn Leute es fi-
nanziell gesehen aber tatsächlich
nicht können, stellt sich genau
die Frage, wie wir mit gesell-
schaftlichen Ressourcen um-
gehen:Verbuddelnwir lieber drei
Milliarden in der Region im
Strassenbau oder subventionie-
ren wir damit vielleicht besser
Gebäudesanierungen?

Was tun Sie persönlich,
umMenschen, die politisch
andere Haltungen als Sie
haben, ins Boot zu holen?
Ich versuche, mit ihnen ins Ge-
spräch zu gehen.Welche Positi-
onen teilenwir,wenn es um das
Einhalten des 1,5-Grad-Limits
geht? Wichtig ist, dass es nicht
nur um Einschränkungen geht.
Eine andere Gesellschaft kann
eine viel lustvollere, eine viel
achtsamere sein. Eine, die viel
weniger auf Konkurrenz setzt,
die lebenswerter ist,mitweniger
Lärm und mehr Grün in den
Quartieren.

In den sozialenMedien fallen
Sie nicht gerade dadurch auf,
dass Sie das Gespräch suchen.
Sie haben kürzlich getwittert,
dass IhreVorlesungszeit
für das Diskutieren von
SVP-Positionen ohnehin viel
zuwertvoll sei.

Ich suche das Gespräch und ver-
lange aber auch eine Position zum
1,5-Grad-Limit, gerade von Poli-
tikerinnen und Politikern. Hier
verweigert sich die SVPregelmäs-
sig.Undmit rein besitzstandwah-
renden Positionen setze ichmich
inmeinenVorlesungen nicht aus-
einander. Dass der Basler SVP-
Präsident dabei versucht hat,
mich beimDirektormeinerHoch-
schule und beimDirektionspräsi-
denten der FHNW mundtot zu
machen, macht es nicht besser.
(Anm. der Red.: Pascal Messerli,
Präsident der Basler SVP, hat die
FHNW-Direktion im November
2022 angeschrieben und sich über
die Tweets des Dozenten Axel
Schubert in der Debatte um die
Klimagerechtigkeitsinitiative be-
schwert.)

Das ist arrogant. Die SVP ist die
grösste Partei in der Schweiz.
Und Sie sagen,mit all diesen
Leutenmussman sich gar nicht
erst auseinandersetzen.
Nein, das habe ich nicht gesagt.
Mit Vertretern, die nicht daran
interessiert sind, krisenadäquate
Massnahmen auszuarbeiten,will
ich mich nicht weiter auseinan-
dersetzen. Wenn eine SVP CO2-
Gesetze torpediert und die Qua-
litätmeiner Lehre anzweifelt, ob-
wohl sie nie inmeinerVorlesung
gesessen hat, kann ich sagen:
Sorry, das ist kein produktiver
Beitrag.

Haben Sie ein Problem
mit anderenMeinungen?
Haben Sie ein Problem
mit derDemokratie?
Nein. Ich habe ein Problem mit
einer Demokratie, wenn sie
besitzstandwahrend ist. Ich for-
dere eine Demokratisierung der
Demokratie.

Was heisst das?
Demokratien haben ein totali-
täresMoment. Sie treffen immer
Ausschlüsse: Entweder steht an
Ort X ein Baum oder ein Auto.
Das eine schliesst das andere aus.
Das ist okay, das geht nicht an-
ders. Die Frage ist, wie mit den
Folgen vonAusschlüssen umge-
gangen wird. Eine reife Demo-

kratie zeichnet sich dadurch aus,
dass sie Verantwortung für die
Folgen ihrer Entscheide trägt.

Das tut sie doch.
Wir investieren Geld
in Start-ups, die CO₂ aus
der Luft filtern.
Das ist ein Hoffen auf die tech-
nische Lösbarkeit der gesell-
schaftlichen Probleme.

Nein, es ist einVertrauen
in dieWissenschaft.
Nein. Dann zitiere ich halt aus
der Wissenschaft. Im IPCC-
Bericht 2018 heisst es, es sei zu
riskant, in grossemMassstab auf
solche Techniken zu setzen. So-
gar der Bundesrat sagt das. Wir
müssen solche Technologien
entwickeln. Aber sie reichen
nicht aus, um einWeiterwachsen
überkompensieren zu können.
Wir brauchen neben technischer
Innovation auchgesellschaftliche
Innovation – etwa zur Frage,
wiewir künftig zusammenleben
wollen.

Wie, denken Sie,
wird dieWelt 2050
aussehen,wennwir nur
denWeg der technischen
Innovation gehen?
Sie wird ziemlich katastrophal
aussehen. Wir haben in den
letzten Jahren gesehen, wie es
in Kalifornien und Australien
gebrannt hat, wie es in Pakistan
zu Überschwemmungen kam,
wie Fische imRhein oder Bäume
im Hardwald sterben. Das wird
sich massiv verschärfen – und
zwar schon bei einem Limit von
1,5 Grad. 1,5 Grad als Ziel anzu-
preisen, ist Blasphemie. 1,5 Grad
sind bereits eine Katastrophe.
An ganz vieles können wir uns
nicht anpassen.

Nun, doch. Die Leutewerden
migrieren.
Ja. Die Klimaerhitzung wird
Gesellschaften in ganz hohem
Masse in Stress versetzen. Es
wird eine Klimamigration geben.
Ich denke, wir müssen diese
Migration kleiner halten, indem
wir Klimaschutzmassnahmen
treffen – und zwar jetzt.

Wohnfläche zugestehen»

«Demokratien
haben ein
totalitäres
Moment.»

Plädiert für ein temporäres Baumoratorium: Axel Schubert. Foto: Pino Covino

ANZEIGE

Kostenlose
Zahn-Implantat Beratung

Manchmal hört man „bei Ihnen gehen
Implantate nicht, Sie haben zu wenig
Knochen“. Dies trifft nicht immer zu.
Dr. Marschall und Kollegen wissen wie man
auch bei wenig Knochenangebot Implantate
setzt. Profitieren Sie so lange es geht von
der Kompetenz und Erfahrung der speziali-
sierte Zahnärzte und vom Eröffnungsange-
bot: 40 % Rabatt* auf Implantat-Kronen
und übrige Kronen. Gilt bis zum 28.02.2023.
Termine können vereinbart werden bei ABA
Aeschenplatz Zahnklinik 061 226 60 00.
*Bei SSD-Tarif TPW 1.1 Fr., bei EL, KK, UVG gilt der SUVA Tarifvertrag
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FürAxel Schubert, Basler Klima-
aktivist und Leiter des Fachbe-
reichsNachhaltigeRaumentwick-
lung an der Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW), ist
Überlebenskampf eigentlich im-
mer, wie er im Interview mit
dieser Zeitung in klarenWorten
darlegte. Lieblingsbegriff: «Dring-
lichkeit». Kurz: Die Welt stirbt.
Was man diesem interessanten
Mann aber lassenmuss, ist, dass
er nicht nur eine neue Gesell-
schaftsordnung, wie sie ihm
vorschwebt, skizzieren kann –
sondern gleichzeitig auch in der
Lage ist, fast schon nonchalant-
nebenbei ein paar politische Bot-
schaften zu platzieren.

Und, nochwichtiger: Er bringt
ein Thema auf, das ebenfalls
relevant ist.Wie politisch dürfen
Hochschulprofessoren und -do-
zentinnen sein?

Die SVP ist oft der Trigger
Schubert, ein führender Kopf
hinter der Klimagerechtigkeits-
initiative – die das Basler Stimm-
volkmit 57Prozent angenommen
hat (und den Gegenvorschlag
sogar mit 64 Prozent) –, ist für
diese Debatte ein durchaus pas-
sendes Beispiel. Er twittert viel –
und manchmal, da twittert er
sich fast um Kopf und Kragen.

Die SVP ist oft der Trigger, an
dem sich seinÄrger entlädt (Ach-
tung, abgeänderter Lieblingsbe-
griff: «Dringlichkeitsleugnung»).
Das äussert sich dann zum Bei-
spiel so: «Speziell für die Diskus-
sionen von SVP-Positionenwäre
Vorlesungszeit eh viel zu wert-
voll.» In der BaZ sagt Schubert
sogar, dass die Volkspartei ihn
beruflich diskreditieren wolle:
«Dass der Basler SVP-Präsident
dabei versucht hat, mich beim
DirektormeinerHochschule und
beim Direktionspräsidenten der
FHNW mundtot zu machen,
macht es nicht besser.» Was ist
geschehen?

Der Basler SVP-Präsident
heisst Pascal Messerli, und die-
ser hat sich im letzten Jahr tat-
sächlichmit einem Schreiben an
die FHNW gewandt (die E-Mail
liegt dieser Zeitung vor). Er be-
schwert sich darin, dass Schu-
bertmit «aufdringlichen, aggres-
siven und unsachlichen Tweets
zur Klimagerechtigkeitsinitiati-
ve» auffalle: «Leute, welche bei
dieser Initiative nicht seineMei-
nungvertreten,werden sofort als
Klimaleugner beschimpft und als
mitschuldig für gewisse Natur-
katastrophen abgestempelt.Auch
seine Aussagen gegenüber ein-
zelnen Parteien verwundern, da
man sich als Dozent in einer
öffentlich-rechtlichen,mit Steu-

ergeldern finanzierten Hoch-
schuledochetwaszurücknehmen
sollte.» Selbstverständlich, so
Messerli, dürfeman seine politi-
scheMeinung äussern, die pene-
trante Art auf Twitter und an
Podiumsveranstaltungen über-
spanne den Bogen des Ertrag-
baren jedoch massiv. Schubert
solle doch ein «paar Gänge her-
unterschalten».

Freiheit der Lehre
Auf Anfrage sagt der SVP-Präsi-
dent: «Wie Sie sehen,möchte ich
niemand mundtot machen. Das
Gespräch mit der FHNW war
konstruktiv, sie hatmir in gewis-
senPunkten sogar recht gegeben.
Es ist einfach wichtig, dass es
einenUnterschied gibt zwischen
der Meinung als Privatperson
und jener als Dozent.»

Also, nochmals die Frage:Wo
muss ein Hochschullehrer die
Grenze ziehen zwischen seiner
Funktion und seiner privaten
Meinung? Oder muss man ganz
anders fragen: Wollen Politiker
hier vielleicht sogar einen Wis-
senschaftler mundtot machen?
SP-Grossrat Pascal Pfister bringt
Messerli in einem scharfenTweet
indirektmit «Cancel-Culture» in
Verbindung.

Die FHNW sagt auf Anfrage,
sie sei nicht der Meinung, dass
Schubertmundtot gemachtwor-

den sei.Manhabemit beiden Par-
teien gesprochen («konstruktiv»)
– und somit beide Positionen in
Erfahrung gebracht. Grundsätz-
lich sei es so: Dozenten derFHNW
gestalteten ihre Lehre auf der
Grundlage der guten wissen-
schaftlichen Praxis. Es gelte für
sie die Freiheit derForschungund
der Lehre. Und: Als Privatper-
sonen dürften sich FHNW-Ange-
hörige politisch äussern.

Wo ziehtman die Grenze?
Soweit,soklar(undunbestritten).
Nun wird es aber komplizierter.
Wo zieht man die Grenze zwi-
schen Privatperson und Hoch-
schullehrer? Ist etwa Axel Schu-
bert auf Twitterwirklich nur pri-
vat unterwegs?

Die FHNW schreibt: «Diese
Grenze ist nicht einfach zu zie-
hen und muss primär von den
jeweiligen Personen selbst ver-
antwortungsvoll ausgehandelt
werden.» Die Qualität der pro-
fessionellenAuftritte von Exper-
ten imRahmen ihrerTätigkeit an
der FHNWin den sozialenMedi-
en schätzeman als sehr hoch ein.
Aber: Die privaten Auftritte der
Angestellten bewerteman nicht.

Ganz ähnlich äussert sich auch
die Universität Basel aufAnfrage:
freies Denken, freie Meinungs-
äusserung, mit verschiedenen
Meinungen reflektiert umgehen.

Dafür gebe es einen «Code of
Conduct» und eine «Integritäts-
ordnung».

Und: «Die bisherigen Erfah-
rungen zeigen, dass diese Rah-
menbedingungen ausreichen,um
die Glaubwürdigkeit derwissen-
schaftlichenLehreundForschung
zu gewährleisten.»

Marcel Tanner, obersterWis-
senschaftler der Schweiz, hat in
einem Interviewmit der «Basler
Zeitung» aber auch gesagt: «Die
Wissenschaftskultur muss bes-
ser werden.» Man müsse als
Wissenschaftler wieder mehr
Möglichkeiten aufzeigen: «Das
schafftVertrauen.Und diese Kul-
tur braucht es auch bei uns, da-
mit derDialog zwischenWissen-
schaft und Politik gelingt – und
vor allem: zwischen Wissen-
schaft und Gesellschaft.»

In der Krise versagt
Aber er hat auch Folgendes fest-
gestellt bei den grossen Krisen,
etwa bei Corona: «Diese Attitü-
de, nichtmehr aufs Gemeinsame
zu schauen, sondern aufs Tren-
nende: Das ist schon ein Ver-
sagen des wissenschaftlichen
Vorgehens.»

Was ist erlaubt? Was ist zu
viel? Die Grenze scheint sich
zunehmend zuverschieben.Grif-
fige Antworten lassen aber noch
auf sich warten.

Wie aktivistisch dürfenHochschullehrer sein?
Aufregung nach BaZ-Interview Axel Schubert ist Dozent – und Klimawandelbekämpfer. Seine Äusserungen sorgen für viel Kritik.

Er bewegt die Gemüter:
Axel Schubert. Foto: Pino Covino
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So hat sich wohl Roman Mayer
als CEO von Swissterminal sein
Engagement ennet der Grenze
nicht vorgestellt. Im Juni 2021
übernahm das Frenkendörfer
Logistikunternehmen die Häfen
Ottmarsheim,Hüningen-Village
Neuf und Ile Napoléon über
ihre 100-prozentige Tochter-
gesellschaft Alsaceterminal SAS.
Damit schuf Mayer in unmittel-
barerNähe dieVoraussetzungen,
«eine grössere und stärkere Or-
ganisation aufzubauen und die
Logistikaktivitäten in Frankreich
und derDreiländerregion voran-
zutreiben»,wie es in einerMittei-
lung der Swissterminal-Gruppe
vom 1. Juli 2021 hiess.

Inzwischen ist der Ruf der
Baselbieter Logistiker im süd-
lichen Elsass ramponiert. Wie
verschiedene Medien berichten,
kam es zu Protesten undArbeits-
niederlegungen der Belegschaft.

Angst vor Arbeitsunfällen
So protestierten etwa am 12. Ja-
nuar rund 30Beschäftigte vorder
CCI, der Industrie- undHandels-
kammer inMulhouse. CCI-Präsi-
dent Gilbert Stimpflin hörte sich
während gut einer Stunde die
Sorgen der elsässischen Hafen-
arbeiter an, die von verschlech-
tertenArbeitsbedingungen spra-
chen. Sie sollen die Arbeits-
sicherheit, aber auch die Löhne
betreffen.

Die Lage ist so ernst, dass die
Häfen seit diesem 12. Januar
bestreiktwerden und gemäss In-
formationen von «Les Dernières
Nouvelles d’Alsace»Mitarbeiten-
de existenzielle Sorgen plagen.
Man komme zur Arbeit, um sein
Leben zuverdienen undnicht um
es zuverlieren,wird ein betroffe-
ner Hafenmitarbeiter zitiert.

In den letzten 20 Monaten habe
Swissterminal keine Investitio-
nen getätigt, um Mängel an den
Anlagen zu beheben.DieMaschi-
nen seien in einem pitoyablen
Zustand, und es sei bereits zu
mehrerenVorfällen undUnfällen
gekommen. Ganz offensichtlich
sei die Sicherheit der Mitarbei-
tenden für Swissterminal nicht
prioritär, heisst es in den elsäs-
sischen Berichten.

Ein anderer Hafenarbeiter
wird im gleichenArtikel mit den

Worten zitiert, er habe in der
Vergangenheit schon mehrfach
Arbeiten verweigert, weil sie
ihm zu gefährlich vorgekommen
seien. Auf keinen Fall dürften
solche Arbeiten auf subalterne
Mitarbeiter übertragen werden,
fordert er. Das Problem an der
ganzen Sache sei, dass die
Schweizer den Dialog mit den
Sozialpartnern vollkommenver-
weigernwürden. Insgesamt sol-
len 40 der 50 Mitarbeiter an den
drei Standorten ihre Arbeit ein-

gestellt haben. Pikant an der
Geschichte: Bevor die Häfen 2021
an die neue Betreibergesellschaft
gingen,mit Swissterminal an der
Spitze und den Häfen Marseille
und LeHavre im Schlepptau,ver-
waltete die CCI die Häfen in ei-
gener Regie.

Umstrukturierungen geplant
Gemäss Zeitungsberichten aus
demElsass plantAlsaceterminal
SAS grössere Umstrukturierun-
gen. Wie diese aussehen, bleibt

vorläufig aber offen. Der franzö-
sische Gewerkschaftsbund CGT-
FO Sud machte es deshalb zur
Bedingung, eine Beendigung des
Streiks von konkreten Mass-
nahmen abhängig zu machen.
Gesprächemit Lionel Husser, der
für Swissterminal die Geschäfte
leitet, seien im Gang.

Swissterminal wurde 1972
gegründet und ist eigenen An-
gaben zufolge inzwischen der
SchweizerMarktführer für Con-
tainerumschlag und -handelmit

rund 160 Mitarbeitenden. Inter-
essanterweise beging das Unter-
nehmen sein 50-Jahr-Jubiläum
im letzten September in Ott-
marsheim.Gilbert Stimpflin fand
bei dieser Gelegenheit noch
lobende Worte für den Hafen-
logistiker. Swissterminal dürfe
in Frankreich «auf eine herzliche
Gastfreundschaft zählen». Er
schaue optimistisch in die Zu-
kunft, die Geschäftsaktivitäten
gemeinsamweiterzuentwickeln.

In der Schweiz hingegen be-
kämpft das Unternehmen wei-
terhin den Bau eines trimodalen
Umschlagplatzes in den Basler
Rheinhäfen zusammenmitWWF
und Pro Natura hartnäckig und
verzögert ihn.

Mayer liefert keine Antworten
Swissterminal wurde 1972 zwar
als Familienunternehmen von
AlexMayer gegründet. Im Januar
2020 übernahm DP World aber
44 Prozent derAnteile der Swiss-
terminal Holding AG. DP World,
mit Hauptsitz in Dubai, ist einer
der weltweit grössten Hafenbe-
treiber und unterhält in verschie-
denen Ländern 78 Terminals.

Roman Mayer ist seit dem
1. Juli letzten Jahres auch Präsi-
dent der Wirtschaftskammer
Baselland. Er ist vorerst bis zu
den Gesamterneuerungswahlen
im Jahr 2024 gewählt. Ein Teil
desDienstleistungsangebotes der
Wika für seineMitglieder bilden
auch die «Arbeitssicherheit und
Gesundheit». Konkrete Fragen
dieser Zeitung zu den arbeits-
rechtlichenAuseinandersetzun-
gen in den südlichen Häfen im
Elsass beantwortete das Unter-
nehmen nicht.

Kurt TschanVon Arbeitsniederlegungen betroffen: der Hafen von Mulhouse. Foto: Erich Meyer

Die FHNWschreibt,
dassman die
privaten Auftritte
der Angestellten in
den sozialenMedien
nicht bewerte.
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Isabelle Thommen

CO2-neutral bis 2037: Das ist das
erklärte Ziel der Basler Stimm-
bevölkerung.Gleich nach derAb-
stimmung im vergangenen No-
vember betonte derBaslerRegie-
rungspräsident Beat Jans (SP),
dass es gelte, die Vorgabe ge-
meinsam mit dem Gewerbe zu
erreichen. Der Basler Gewerbe-
verband hatte sich im Vorfeld
aber eigentlich gegen die Klima-
initiative sowie deren Gegenvor-
schlag ausgesprochen.

Am Montag war es dennoch
der Gewerbeverband, der in der
Klimafrage den ersten Schritt auf
die Regierung zuging.Verbands-
präsident Reto Baumgartner lud
Kaspar Sutter (SP), Regierungs-
rat und Vorsteher des Departe-
ments für Wirtschaft, Soziales
und Umwelt, zum Besuch dreier
KMUein.Ganz oben auf derTrak-
tandenliste: die Umsetzung der
Klimagerechtigkeitsinitiative.

«Gemeinsamkeiten leben»
«Es ist kein Thema mehr: Das
Stimmvolk hat entschieden», sagt
Baumgartner. «Für uns ist jetzt
klar, dass wir ein Teil der Lösun-
gen seinwollen.» Es ist das erste
Mal, dass derVerbandmit einem
Regierungsrat Betriebe besucht –
bisher hatten beide Seiten solche
Besuche einzeln abgehalten. «Ich
finde es sehr toll, dass man ge-
meinsam jetzt zu den Betrieben
geht», sagt Sutter. «Man siehtHe-
rausforderungen und Probleme
der Unternehmen gemeinsam.»
DenWandelwegvon der fossilen
Lebensweise könne man nur zu-
sammenmit demGewerbe schaf-
fen. «Ich bin froh, dass das Ge-
werbe auch dabei ist.»

Baumgartner erläutert, der
gemeinsame Besuch habe ge-
zeigt, dass Regierung und Ver-
band in der Klimafrage gemein-
sam an Lösungen arbeiten wol-
len. «Wir werden nicht bei allen
politischen Geschäften Einigkeit

haben, aber wir werden uns si-
cher häufiger austauschen als
bisher.» Ob das Ziel 2037 damit
erreichtwird,werde sich zeigen.
«Das ist als Verband nicht unser
Problem. Aber die Gemeinsam-
keiten zu finden und herauszu-
streichen, ist sicher etwas, das
wir leben wollen.»

Im Klimaziel sieht er auch
eine Chance für das Gewerbe.
«Der heutige Besuch hat gezeigt,
dass auch die KMU diese Chan-
ce nutzen wollen. Viele von ih-
nen hatten das vorher bereits auf
dem Radar und nicht erst durch

die Abstimmung», sagt Baum-
gartner. Ein Beispiel dafür ist die
Centra-Garage, deren Inhaberin
FDP-Landrätin Jacqueline Bader
ist. Seit rund acht Jahren hat das
Unternehmen eine grosse Foto-
voltaik-Anlage an derGeschäfts-
front in Betrieb. Damit nehme
die Garage eine Pionierrolle ein,
sind sich Sutter und Baumgart-
ner einig. «Wir hatten lange die
grösste Anlage hier», erinnert
sich Bader.

Insgesamt drei Unternehmen
besuchen Baumgartner und Sut-
ter am Montag. Vor der Klima-

Abstimmung hatte derGewerbe-
verband Seite an Seite mit den
bürgerlichen Parteien gegen das
Ziel gekämpft, das es jetzt um-
zusetzen gibt.

«Wir sind keine Partei»
Bedeutet die Annäherung an die
Regierung eine politischeNeupo-
sitionierung weg von einem bür-
gerlichen Umkreis? «Grundsätz-
lich arbeitenwirmit allen Partei-
enzusammen»,sagtBaumgartner.
«Es gibtmit allen Parteien irgend-
welcheGemeinsamkeiten», so der
Verbandspräsident. «Für uns ist

klar: Wir sind keine Partei, son-
dern das Sprachrohr der KMU,
und daswollenwir auch so leben.
Das steht im Vordergrund.»

Für seine KMU schlägt Baum-
gartner denn auch zünftig die
Werbetrommel. «Uns ist klar: Die
Basler KMU sind innovativ und
unternehmerisch.» Die Werner
Druck &MedienAG darf ihre zu-
kunftsweisendeTechnologie am
Rundgang gleich vorführen: Hier
steht der modernste Digital-
drucksaal der Schweiz – eines
der Geräte darin ist das mo-
dernste in ganz Europa. Bei der

nächsten Station, der Rosen-
mund Haustechnik AG, macht
der Verbandspräsident wie
selbstverständlich auch gleich
Werbung für das Druckunter-
nehmen. «Wenn Sie mal etwas
drucken müssen…», sagt er zu
Rosenmund-COOSacha Rumpel.

Die Firma Rosenmund ist ge-
fordert, da sie einen Teil der ge-
steckten Ziele mit umsetzen
muss. «Man sieht bei derUmstel-
lung derHeizsysteme,wie sie be-
reit ist und einen Beitrag leistet»,
sagt Kaspar Sutter. «Sie sieht
auchMöglichkeiten für sich.» So
schätzen die Mitarbeitenden die
neuen Herausforderungen, die
etwa dieWärmepumpenmit sich
bringen,weil sie die Technik fas-
ziniere.Auch im Fotovoltaik-Be-
reich will das Unternehmen
künftig Dienstleistungen bieten
– und so einen ganz neuen Ge-
schäftszweig eröffnen.

«Wir brauchen Leute»
Die Herausforderungen im Kli-
mabereich sind aber nicht die
einzigen Themenfelder, die bei
den KMU zu Fragen und Proble-
men führen. Sowohl Sutter als
auch Baumgartner erhalten vie-
le Rückmeldungen betreffend
den herrschenden Fachkräfte-
mangel. «Wir sind dabei, eine
Auslegeordnung zumachen.Hier
können wir sicher das eine oder
andere mehr beitragen», so
Baumgartner.

«Schwierig ist es im ganzen
Fotovoltaik-Bereich», sagt Sutter.
«Dort ist der Kanton daran, mit
dem Fachverband und dem Ge-
werbeverband Ausbildungsgän-
ge zu schaffen, damit man dort
genug Installateure hat», so der
Regierungsrat. «Wenn wir die
Energiewende schaffen wollen,
brauchenwirgenügendLeute, die
das können.Dort braucht es noch
Anstrengungen,damitwirdie So-
lar-Offensive, die die Schweiz und
Baselmachenmöchten, auch um-
setzen können.»

«Für uns ist jetzt klar, dass wir
ein Teil der Lösungen seinwollen»
Gewerbe spannt mit Regierung zusammen Obwohl der Verband der KMU sich gegen die Basler Klimaziele ausgesprochen hatte,
arbeitet er nun an deren Einhaltungmit – undmacht den Schulterschluss mit der Regierung.

Auf Stippvisite: Kaspar Sutter (Mitte) und Reto Baumgartner im Gespräch mit Jacqueline Bader, Inhaberin der Centra-Garage. Foto: Nicole Pont

Etwas Pariser Bistro-Charme
darf es an diesem regnerischen
Abend sein – unserWeg
führt Zum goldenen Fass an
der Hammerstrasse. Klassische
Kugelleuchten, blanke Hol
ztische, weisse Tischsets – pas
de chichi –, das Interieur be-
sticht durch seine Schlichtheit.
Ein kleines Fenster gibt
den Blick frei auf die Küche,
in der sich der Koch schon
einmal warm tanzt, ein kleines
Bücherregal darüber verbreitet
Wohnzimmeratmosphäre.

Die Karte ist klein gehalten.
Neben dem Fass-Menü (4-Gang
85 Fr.) stehen jeweils vier
Vor- und Hauptspeisen sowie
drei Desserts zurWahl. Ein
Blick auf die Herkunft der
Lebensmittel macht deutlich:
Hier kommt nichts auf den
Teller, was nicht regional bezo-
gen werden kann.Wir starten
den Abend mit einem erfri-

schenden Hausapéro aus Cré-
mant, Himbeere und Rosmarin
(10 Fr.) und einem süffigen
Ittinger Amber-Bier (5.50 Fr.).

So langsam füllt sich das Lokal,
das eingespielte Serviceteam
wirkt routiniert, der Umgangs-
ton ist familiär. Zwei tiefe Teller
finden ihrenWeg auf unseren
Tisch. Meine grüne Linsensup-
pe mit Kaffirlimette und Kurku-
ma (9.50 Fr.) von der Tageskarte

schmeckt angenehm frisch.
Die Consommé mit Ochsen-
schwanzravioli, eingelegten
Tomaten und gebranntem
Zwiebelpurée (22 Fr.) meiner

Begleitung ist schon rein op-
tisch ein Gedicht. Geschmack-
lich überzeugt jede Komponen-
te für sich, in der Kombination
ist dieses Gericht schlicht

grossartig. Leiderwurde es nur
lauwarm serviert – das gibt
einen winzigen Punkt Abzug!

Wir fragen nach Salz und
Pfeffer und erhalten eine Salz-
und eine Chilimühle. «Pfeffer
gibt es derzeit leider nicht aus
regionaler Produktion», so die
Erklärung. An dieser Stelle
wären wir für etwas weniger
Konsequenz in der Umsetzung
des Nachhaltigkeitskonzepts
dankbar gewesen.Wirwenden
uns derWeinkarte zu und
werden bei der Auswahl kom-
petent unterstützt.Wir ent-
scheiden uns für einenWeissen
Burgunder aus Müllheim,
Baden (7,5 dl für 51 Fr.), der mit
einerwunderbar mineralischen
Note überzeugt.

Bei derWahl des Hauptgangs
können wir nicht anders: Wir
bestellen beide die geschmorte
Kalbshaxe (42 Fr.). Und sind

begeistert. Das Fleisch fällt
vom Knochen, ganz so, wie es
sein muss, die Gremolata mit
Salzzitronen gibt den gewissen
Frischekick. Der Risotto mit
Lauch ist wunderbar sämig,
die knackigen Apfelstücke
darin sind eine ungewöhnliche,
aber sehr feine und stimmige
Ergänzung.

Inzwischen ist das Lokal bis
auf den letzten Platz gefüllt.
Der Service jongliert entspannt
und gekonnt die Speisen durch
die Stuhlreihen. Ein entspann-
ter Abend geht zu Ende in einer
Quartierbeiz – wunschlos
glücklich machen wir uns auf
den Heimweg.

Dorothea Gängel

ZumGoldenen Fass, Hammer-
strasse 108, 4057 Basel, Di–Do
18.30–24 Uhr, Fr und Sa 18.30–
1 Uhr, www.goldenes-fass.ch.

Klassisch schlicht – eine Atmosphäre zum Wohlfühlen. Foto: Dominik Plüss

Essen: regional und kreativ
Service: sehr aufmerksam
Ambiente: Pariser Charme
Preis: angemessen
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—Was passiert, wenn ein Tier
im Zolli stirbt?
«Wenn derTod vonTieren durch
Krankheiten herbeigeführt wird
oder dies vermutetwird,müssen
entsprechende Hygienemass-
nahmen eingehalten werden»,
erklärt Fabienne Lauber, Medi-
ensprecherin imBasler Zolli. «Die
Körper müssen dann jeweils
möglichst schnell in die Patholo-
gie, damit sie so frisch wie mög-
lich untersuchtwerden können.»

—Wowird der Körper
von Faddama hingebracht?
«Alle Tierkörper – ausserwirver-
füttern sie – werden an der Vet-
Suisse-Fakultät in Bern patholo-
gisch untersucht», erklärt Lauber.

—Was passiert mit dem Körper
nach der Untersuchung?
Einzelne Teile davon werden zu
Forschungszwecken verwendet.
So beispielsweise das Herz. «An-
dere Teile werden zu Ausbil-
dungszwecken für Veterinärme-
dizin-Studentinnen und Studen-
ten verwendet», sagt Lauber. Das
Skelett gehe derweil in die
Sammlung des Naturhistori-
schen Museums Basel. «Ob und
was das Naturhistorische Muse-
umübernimmt, hängt von seinen
Bedürfnissen ab», erklärt Lauber.
«Die Überreste von Faddama
werden fachgerecht entsorgt.»

—Werden alle Tiere nach
ihremTod gleich behandelt?

«Grundsätzlich ja», sagt Fabien-
ne Lauber. «Wie oben genannt,
gibt es Ausnahmen, wenn Tiere
verfüttert werden.» Bei einem

natürlichen Tod, wie bei Fadda-
ma, sei dies aber nicht der Fall.

—Wie trauern Gorillas,
wenn ein Mitglied ihrer
Gruppe stirbt?
Wie dieMenschen nehmen auch
GorillasAbschied von verstorbe-
nen Gruppenmitgliedern. «Nor-
malerweise passiert dies bereits
kurz vor dem Tod und darüber
hinaus», sagt Lauber. «Einzelne
Mitglieder bleiben beim Körper,
berühren ihn, untersuchen ihn
und riechen daran.» Bei Tieren,
die in engenGruppen leben, lässt
der Zolli den anderenTieren Zeit,
Abschied zu nehmen. Wenn die
Gruppe nach derVerabschiedung
soweit sei,werde sie abgetrennt

und die Zolli-Mitarbeitenden
bergen den Körper. «Bevor wir
den Körper bergen können,müs-
sen die anderen Tiere der Grup-
pe zuerst ohneAufregung die Ge-
hege frei geben», erklärt Lauber.

—Wie geht es
den Pflegerinnen und Pflegern?
«Es ist für das gesamte Team je-
weils ein emotionaler Moment,
wennTiere sterben», sagt Fabien-
ne Lauber. «Wir sind uns alle aber
bewusst, dass derTod zumLeben
dazugehört.Vor allem bei älteren
und kranken Tieren wie Fadda-
ma. Trotzdem ist der Tod dann
immer ein emotionalerMoment.»

Isabelle Thommen

Was geschieht nunmit Faddamas Herz und Skelett?
Toter Zolli-Gorilla Am Freitag entdecktenWärter das Gorilla-Weibchen tot im Gehege.

Ihr Tod war auch für das Zooteam
emotional: Faddama, hier mit
Nachwuchs. Foto: Zoo Basel

Jan Amsler

Vor der Abstimmung über die
Klimagerechtigkeitsinitiative im
November 2022 wollte das Ko-
mitee noch nicht sagen, was die
Netto-null-Ziele 2030 oder 2037
für den Kanton genau bedeuten
könnten. «Wirmassen uns nicht
an, zu bestimmen, was in Basel
im Detail geschehen soll», hiess
es damals etwa. Nun, nachdem
die Stimmbevölkerung das Be-
gehren unterstützt und Klima-
neutralität bis 2037 beschlossen
hat, präsentiert die Bewegung
Basel 2030 doch einen Forde-
rungskatalog mit über 50 Mass-
nahmen. «Zuerstmusste das ge-
meinsame Ziel definiert wer-
den», sagt Sprecherin Silvia
Henke dazu.

Unter den «notwendigen
Massnahmen für Klimagerech-
tigkeit und netto null bis 2037»,
wie das Dokument überschrie-
ben ist, finden sich stark umstrit-
tene Forderungen. Doch beim
Kanton scheint die Bewegung of-
fene Türen einzurennen. Als sie
den Katalog gestern Nachmittag
überreicht, sind Regierungsprä-
sident Beat Jans (SP) undTill Ber-
ger, der Leiter der neuen Fach-
stelle Klima, begeistert. «Es ist
das Schönste, was es gibt, wenn
Menschen mitdenken und sich
einbringen wollen», sagt Jans.
Man wolle die Vorschläge «auf
jeden Fall studieren» und beant-
worten. «Mich motiviert das
enorm.» Auch Till Berger be-
dankt sich für die «Inspirations-
quelle».

Flugverbot für
Kantonsangestellte
Neben flächendeckendem Tem-
po 30 innerorts fordert die Be-
wegung etwa eine Höchstge-
schwindigkeit von 60Kilometern
pro Stunde auf «städtischenAu-
tobahnen». Das Umweltschutz-
abonnement soll für alle in Ba-
sel-Stadt gratis sein. Regierungs-
mitglieder und Angestellte der
Kantonsverwaltung «treten ab
sofort keine Flugreisenmehr an,
Ausnahmenwerden nicht akzep-
tiert». Es gebe keinen Grund, an
Destinationen zu reisen, «diemit
dem öffentlichen Verkehr nicht

sinnvoll erreichbar sind».Auf die
Strassenprojekte Rheintunnel
und Zubringer Bachgraben-All-
schwil (Zuba) sei zu verzichten.

Das waren Beispiele aus dem
ThemenbereichVerkehr. Bei den
Gebäuden umfasst der Katalog
etwa, dassAbbrüche und und Er-
satzneubauten nur noch dann
zulässig sein sollen, wenn eine
Sanierung oder Umnutzung zu

mehr Klimaemissionen führen
würde. Bis 2037 sollen alle Ge-
bäude «eine optimale Sanierung
nach dem aktuellen Stand der
Technik erhalten», ohne dass die
Bruttomieten steigen.

Weitere Forderungen: Lehr-
kräfte sollen eine zusätzliche
Ausbildung bekommen, «umdie
Elemente zum Klima im Unter-
richt umzusetzen». Der Kanton
soll sich aktiv dafür einsetzen,
dass das Asylrecht auch für Kli-
maflüchtende anerkannt wird,
und sich zur «Zufluchtsstadt»
erklären. Ausserdem soll er Stu-
dien in Auftrag geben, «wie eine
Transformation zu einer Post-
wachstumsgesellschaft für die
Basler Wirtschaft aussehen
könnte, die ökologische und
soziale Aspekte in den Vorder-
grund stellt».

Die Bevölkerung soll dabei stär-
ker eingebunden werden. «Die
Partizipationsinstrumente sol-
len nicht nur konsultativen Cha-
rakter haben, sondern tatsächli-
che Entscheidungsmacht ha-
ben», heisst es imKatalogweiter.
Silvia Henke spricht von «men-
talemKlimawandel». Und David
Metzger, ebenfalls von der Kli-
mabewegung, sagt, dass es Ins-
trumente wie einen «Bürger:in-
nenrat» bereits gebe.Auf die Fra-
ge, ob sie die entsprechende
Rechtsgrundlage in Basel-Stadt
geprüft hätten, antworten sie
ausweichend. Es zeigt sich aber
auch, dass dieMitwirkungvor al-
lem dort gewünschtwird,wo die
Menschen direkt von den Mass-
nahmen betroffen sind, also etwa
bei der Gestaltung eines Platzes.
Durch die Einbindung soll auch

die Angst vor den Massnahmen
genommen werden.

Strategie soll noch
im Sommer folgen
Dass viele Massnahmen für die
Klimaneutralität ohnehin noch
vom Grossen Rat und allenfalls
der Stimmbevölkerung abgeseg-
netwerdenmüssen, räumt auch
Beat Jans ein. Entsprechend
müssten sie breit abgestützt sein.
Bereits sei eine Begleitgruppe in-
stalliertwordenmit Vertreterin-
nen und Vertretern von Verbän-
den und Interessengruppen.Die-
se werde am 20. April über den
Entwurf der Klimastrategie in-
formiert. Noch im Sommer soll
die Strategie publiziert werden.
ImWinter 2023/24 soll dann der
Aktionsplan mit den konkreti-
sierten Vorhaben folgen.

Klimabewegung fordertmehr als
50Massnahmen für netto null bis 2037
Aktion «Basel 2030» hat mit der sogenannten Klimagerechtigkeitsinitiative dafür gesorgt, dass sich
der Kanton zur Klimaneutralität bis 2037 bekennt. Nun will die Bewegung bei der Umsetzungmithelfen.

«Michmotiviert es,
wennMenschen
mitdenken und sich
einbringenwollen.»

Beat Jans
Regierungspräsident

Alles für ein besseres Klima: Blumen und eine lange Liste werden dem Basler Regierungspräsidenten Beat Jans übergeben. Foto: Jan Amsler
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Klimademo statt Klimaprominenz
Greta Thunberg nahmamSamstag überraschend an einer Kundgebung in Basel teil, hielt sich aber imHintergrund.

Valerie Zeiser

DieBaslerKlimastreikendener-
hielten am Samstagnachmittag
prominente Unterstützung: Die
schwedische Klimaaktivistin
GretaThunbergnahmanderbe-
willigten Demonstration teil.
Diese zog zur Bank für Interna-
tionalen Zahlungsausgleich
(BIZ) amBahnhof SBB, wo eine
Petition übergebenwurde.

Dass Thunberg an der
Demonstration teilnehmenwer-
de, gab sie erst am Freitag über
Twitter bekannt. Sie werde die
«People’sParade»begleitenund
die Demonstrierenden in ihren
Forderungen an die BIZ unter-
stützen, schrieb Thunberg. Wa-
rum nur kurzfristig über ihre
Teilnahme informiert wurde,
bleibt unklar. Weder die Basler
Regierung noch die Veranstal-
tenden selbst wussten im Vor-
feldvonderTeilnahmederwelt-
bekanntenAktivistin.

GretaThunberggibt
keine Interviews
Trotz der Kurzfristigkeit nah-
men an dieser Kundgebung
mehrMenschen teil, als dies an
anderenKlimademonstrationen
inBasel jüngstderFallwar.Auch
dieNationalrätinnenSarahWyss
(SP)undSibelArslan (Basta) so-
wiediverseBaslerGrossrätinnen
undGrossrätewaren vorOrt.

Greta Thunberg hielt sich
während derDemonstration im
Hintergrund.Siegabkeine Inter-
views und wurde von anderen
TeilnehmendenvorKamerasab-
geschirmt.Das liegedaran, liess
das Organisationskomitee ver-
lauten,dassandieserDemonst-
ration die Vertretenden aus di-
rekt vomKlimawandelbetroffe-
nen Ländern im Mittelpunkt
stehen sollten. Die Demonstra-

tion startete um 13.30 Uhr bei
der Kaserne. Rund 200 Perso-
nenversammeltensichdort, um
den Reden zuzuhören. Gegen
14.20Uhr setzte sich der Zug in
Bewegung. Thunberg lief in der
vorderenGruppemit.

Die Demonstration war der
Abschluss des Basel Forums für
Klimagerechtigkeit undFinanz-
regulierung, das in der Woche
zuvor stattgefunden hatte. Zen-
tralesThemaderDemonstration
war demnach die BIZ. Der Zug
ging von der Kaserne über den
Theodorskirchplatz und die
WettsteinbrückeRichtungBahn-

hof SBB. Entlang der Route gab
esAktionenundeine Schweige-
minute für ermordete Klimaak-
tivistinnenund -aktivisten.Teil-
genommen haben schliesslich
rund 500 Personen. In der In-
nenstadt kam es zu Einschrän-
kungenentlangdesStreckennet-
zes derBVB.DiePolizeiwarmit
Zivilpolizistinnen und -polizis-
tensowiederStreifenpolizeiprä-
sent. Siehielt sich jedochzurück.

Im Februar war es an einer
unbewilligtenKlimademonstra-
tion inBasel zuZusammenstös-
sen zwischen Demonstrieren-
denundderPolizei gekommen.

Die Demonstration vom Sams-
tagverlief hingegen friedlich, es
konnten keine Sachbeschädi-
gungen oder Verstösse seitens
der Demonstrierenden festge-
stelltwerden,wiediePolizei am
Abend bekannt gab.

WegenMedienpräsenz
keinTreffenmitBeat Jans
DasRoutenziel derDemonstrie-
rendenwardieBIZ.Dieserwur-
deeinePetitionmitüber50000
Unterschriften übergeben, die
das Ende der Finanzierung fos-
silerBrennstoffe fordert.DiePe-
tition wurde als Abschluss des

Forums vom stellvertretenden
Geschäftsführer der Bank, Luiz
Awazu Pereira da Silva, ent-
gegengenommen.DasGelände
umdie BIZwar grossflächig ab-
gesperrt. Passantenwurden ge-
beten, dasGebiet zu umgehen.

ImAnschlusshättenochein
TreffenzwischenThunbergund
dem Basler Regierungspräsi-
dentenBeat Jans stattfindensol-
len. Aufgrund der Medienprä-
senzvorOrt sagteThunbergdie-
ses aber ab. Offenbar fand das
Treffen dann gestern Sonntag
nochstatt,wiedieOrganisieren-
den amAbendmitteilten.

Die Klimaaktivistin Greta Thunberg bei den Reden auf dem Kasernenareal im Vorfeld der Demonstration. Bild: Peter Klaunzer/Keystone
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Jetzt soll Schluss sein mit dem
politischenHickhack: Die Regie-
rungen beiderBasel, Bundespar-
lamentarier aller Fraktionen so-
wie die Handelskammer haben
sich in Sachen Herzstück gefun-
den. In einer gemeinsamen Re-
solution verlangen sie die Auf-
nahme des Tiefbahnhofs Basel
SBB und desViertelstundentakts
im Fricktal in den nächsten
Bahnausbauschritt des Bundes.
Zunächst sollen die Projekte in
die Botschaft 2026 integriertwer-
den. Sollte dies gelingen, könnte
der Bau für den Tiefbahnhof
in den 2030er-Jahren starten. Er
würde in Etappen realisiertwer-
den.Man rechnet mit einer Bau-
zeit von fünf bis zehn Jahren.

Zur Erinnerung: Mit dem
Herzstück sollen Eisenbahnver-
bindungen vom Bahnhof SBB
zum Badischen Bahnhof und
zumBahnhof St. Johann geschaf-
fenwerden.DasBundesparlament
hiess dazu 2019 einen Projektie-

rungskredit für 100 Millionen
Franken gut.Ob das Grossprojekt
aber in den nächsten Bahnaus-
bauschritt des Bundes aufge-
nommen wird – und somit in
den Genuss von Bundesgeldern
kommt –, ist alles andere als si-
cher. Mit der Resolution wollen
die Vertreterinnen undVertreter
der Region ein starkes Zeichen
an Bundesbern senden.

Entsprechend lange war die
Liste der anwesenden Politiker
an der gestrigen Medienkon
ferenz: Der Einladung gefolgt
waren die Ständerätinnen Eva
Herzog (SP, BS) und Maya Graf
(Grüne, BL), die Nationalräte
Patricia von Falkenstein (LDP,
BS), Thomas de Courten (SVP,
BL), Florence Brenzikofer (Grü-
ne, BL), Samira Marti (SP, BL),
Katja Christ (GLP, BS) und
Elisabeth Schneider-Schneiter
(Mitte, BL) sowie die Basler
Regierungsrätin Esther Keller
(GLP), der Baselbieter Regie-

rungsrat Isaac Reber (Grüne) und
Handelskammer-Direktor Mar-
tin Dätwyler.

«Das Tor in die Schweiz»
«Der Tiefbahnhof ist Dreh- und
Angelpunkt des Herzstücks und
soll damit als Auftakt für den
Ausbau des S-Bahn-Netzes die-
nen», sagte Reber. Denn damit
könnten zusätzliche Perronka-
pazitäten geschaffenwerden, die
schon vor dem Bau der Verbin-
dungen zumBadischen Bahnhof
und zum Bahnhof St. Johann
genutzt werden. Dass Basel die
einzige Metropolregion in der
Schweiz sei, die keine S-Bahn
habe, müsse man so rasch wie
möglich ändern, betonte Keller.

Der Ausbau käme aber nicht
nurdemPersonenverkehrzugute,
sondern auch demGüterverkehr.
«Zurzeit besteht ein Kapazitäts-
engpass, der schädlich für unser
Wirtschaftswachstum ist», sagte
Dätwyler. Bis 2040werde die tri-

nationale Region rund 140’000
Einwohner mehr zählen und
90’000 zusätzliche Arbeitsplätze
bieten – die Infrastruktur müsse
damithalten. Er betonte auch die
nationale sowie internationale
Bedeutung des Ausbaus: «Basel
ist das Tor in die Schweiz.»

Davon müssen die Bundes-
parlamentarier aus der Region
aber auch ihre Kollegen in Bern
überzeugen. Besser als auch
schon schätzt Nationalrätin Flo-
rence Brenzikofer ihre Chancen
ein: «Wir hatten jahrelang keine
Vertreter unserer Region in der
Verkehrskommission des Natio-
nalrats – jetzt sind wir zu dritt:
Sandra Sollberger, Katja Christ
und ich.»

Fünf Grossprojekte aus der
ganzen Schweiz stehen derzeit
im «Rennen» um die Aufnahme
in die Botschaft 2026. Neben
dem Basler Herzstück sind das
derDurchgangsbahnhof Luzern,
die Direktverbindung Aarau–

Zürich sowie die Beschleunigung
und der Kapazitätsausbau auf
den Strecken Lausanne–Bern
undWinterthur–St. Gallen.

Überzeugungsarbeit nötig
Von Konkurrenten mag Brenzi-
kofer nicht reden: «Wir müssen
den anderen kantonalen Vertre-
tern aber zeigen, dass es diesen
Ausbauschritt in Basel braucht
und dass wir jetzt an der Reihe
sind.» Sie kann sich noch gut
an eineAussage vonAlt-Bundes-
rätin Doris Leuthard erinnern:
«‹Wenn ihr euch als Region nicht
einig seid, dann überzeugt das
in Bern nicht›, sagte sie einst
an einem Podium. Deshalb ist
es umso wichtiger, dass wir
jetzt alle gemeinsam an einem
Strang ziehen.»

Auch der Luzerner National-
rat in der Verkehrskommission
des Nationalrats, Michael Töngi
(Grüne), kann nicht einschätzen,
welches der fünf Projekte die

besseren Chancen hat. «Ver-
kehrspolitik ist schon Regional-
politik», sagt Töngi zur Arbeit
in der Kommission. Die West-
schweiz habe zudem eine starke
Lobby.

Gemäss Töngi braucht es
eine gesamthafteAbwägung des
Kosten-Nutzen-Verhältnisses.
«Man kann viel spekulieren:
Zuerst muss man aber die Pro-
jekte direktmiteinanderverglei-
chen können.» Dies sei derzeit
noch schwierig,weil die Planung
für die Projekte nicht überall
gleich weit sei.

Elisabeth Schneider-Schneiter
beschrieb es an der Medienkon-
ferenzwohl am anschaulichsten:
«In Bundesbern geht es so zu
und herwie auf einemBasar,weil
sich alle Parlamentarier nur für
ihre eigenen Projekte einsetzen.»
Deshalbmüsseman jetzt Allian-
zen schmieden.

Andrea Schuhmacher

Oliver Sterchi

Am Ende war das Verdikt zwar
knapp, aber eindeutig: Eine bür-
gerliche Mehrheit des Grossen
Rats inklusive GLP will nichts
wissenvon den beiden «Stadtkli-
ma»-Initiativenund empfiehlt die
Volksbegehren geradeheraus zur
Ablehnung. Die «Zukunfts»-Ini-
tiative wurde mit 49 Nein- zu 47
Ja-Stimmen versenkt, die «Gute-
Luft»-Initiative etwas deutlicher
mit 49 zu 45.DieAbwesenheit von
LDP-GrossratAndréAuderset fiel
damit nicht ins Gewicht.Das letz-
te Wort hat nun das Volk an der
Urne. Abgestimmt wird voraus-
sichtlich im November.

Bemerkenswert istwenigerdas
«Njet» des Grossen Rates zu den
Volksinitiativen, sondern derUm-
stand, dass auch sämtliche Ge-
genvorschlägevon derRatsmehr-
heit abgeschmettert wurden. Die
vorberatendeUmwelt-,Verkehrs-
und Energiekommission (Uvek)
hatte zu jeder Initiative jeweils
zwei Alternativen ausgearbeitet,
einmal als Mehrheits- und ein-
mal als Minderheitsposition.
Das Doppelgeschäftwar nämlich
derart kontrovers, dass sich
die Uvek jeweils nicht auf einen
konsolidierten Gegenvorschlag
einigen konnte.

Bürgerliche bauen
auf das Stimmvolk
Dasmachte dieAusgangslage am
Mittwoch und gestern, als das
Gesamtparlament die Sache be-
riet, einigermassen kompliziert.
Allerdings nur in derDetailbera-
tung, denn bei den Schlussab-
stimmungen fielen die Verdikte
wiederum eindeutig aus: DerGe-
genvorschlag derUvek-Mehrheit
zur «Gute-Luft-Initiative»wurde
mit 54 Nein- zu 38 Stimmen
bei drei Enthaltungen rhein
abwärts geschickt, derjenige zur
«Zukunfts-Initiative» mit 56 zu
36 bei ebenfalls drei Enthaltun-
gen. Die Anträge der Uvek-Min-
derheit wurden schon gar nicht
berücksichtigt.

Aus einem umständlichen
Doppelgeschäftmit ursprünglich
sogarsechs (!) Gegenvorschlägen,
wurde gestern Mittag nun eine

relativ einfache Sache: Die Bas-
ler Stimmbürgerwerden entwe-
der Ja oder Nein sagen können
zu den beiden Initiativen. Mehr
Optionen gibt es nicht. Der

Grosse Rat hat hier insofern für
Klarheit gesorgt.
Dass letztlich dieses doch eher
unerwartete Szenario eintraf,war
ein Stückweit einer «unheiligen

Allianz» zwischen Bürgerlichen
und Linken zu verdanken. Die
Strategie von Mitte-Rechts ging
in etwa so: Zuerst wurden den
(aus Sicht der Bürgerlichen)

«weniger schlimmen»Gegenvor-
schlägen derUvek-Mehrheit den
Vorzug gegeben, umdieMinder-
heitsanträge zu verhindern, die
näher an den Forderungen der
Initiativen waren.

Dann, in einem zweiten
Schritt, wurden von einem Teil
der Bürgerlichen auch diese
Mehrheitsgegenvorschläge ab-
gelehnt, damit die Initiativen
ohne weitere Optionen an die
Urne gelangen. Diese Bürgerli-
chen hoffen wohl darauf, dass
die Stimmbürger «einsehen»,
dass die Inhalte derVolksbegeh-
ren zu weit gehen, zumal auch
der Regierungsrat diese als
schlichtweg nicht-umsetzbar er-
achtet (respektive nur mit einer
massiven Zunahme von Bau
stellen über die nächsten zehn
Jahre). Auch Kantonsingenieur
Roger Reinauer äusserte sich
kürzlich in derBaZ kritisch dazu.
EinmoderatererGegenvorschlag
hättewohl grössere Chancen auf
Zustimmung gehabt.

Hier kommen die Linken ins
Spiel: Sie weibelten im Grossen
Rat sowohl für die Initiativen
als auch für die Minderheitsvor-
schläge aus derUvek.Als letztere
chancenlos blieben, veranlasste
dies das Rot-Grüne Lager dazu,
seinerseits die Mehrheitsvor-
schläge abzulehnen, da diese aus
seiner Sicht wohl nicht weit
genug gingen. SP und Grünes
Bündnis stimmten fast aus-
nahmslos dagegen. Auf der
Strecke blieb in diesem Fall
die GLP-Fraktion, die sich aus
Überzeugung für einen «gemäs-
sigten» Gegenvorschlag stark

gemacht hatte. Kurz vor der al-
lerletzten Schlussabstimmung
zur «Zukunfts-Initiative» wand-
te sich Fraktionschef David Wü-
est-Rudinmit einer emotionalen
Ansprache ans Plenum, aus der
eine grosse Portion Frust heraus-
zuhörenwar: «Sie haben verhin-
dert, dass der Bevölkerung eine
Auswahl gebotenwird», sagte der
Grünliberale.

Nun lägen nur noch die
«Extremvarianten», also die In-
itiativen, vor. Dabei habe die
GLP für eine «mehrheitsfähige
Lösung» plädiert. «Nun hat die
Bevölkerung dieWahl zwischen
den Extremen oder gar nichts.
Das ist keine gute Situation», so
Wüest-Rudin.

Linke plädiert
fürmehr Ambition
Auch Baudirektorin Esther Kel-
ler, ebenfalls von der GLP, zeigte
sich amEnde der intensiven De-
batten enttäuscht: «Der Regie-
rungsrat hätte es gerne gesehen,
wenn die Bevölkerung eineAus-
wahl gehabt hätte.»

Zuvor hatte die Linke noch
vergeblich dafür plädiert, die
Initiativen zur Annahme zu
empfehlen. Sie beschworen die
Klimakrise und die zunehmende
Hitze in der Stadt, vor allem
im Sommer, und plädierten für
ein «ambitioniertesVorangehen»
Basels. «Weiter machen wie
bisher ist keine Lösung», stellte
etwa Basta-Grossrätin Tonja
Zürcher klar. Ob Basel tatsäch-
lich «wie bisher» weitermacht,
darüber entscheidet nun die
Stimmbevölkerung.

Stadtklima-Initiativen kommen vors Volk
Grosser Rat Eine Mehrheit hat die Alternativen zu den Stadtklima-Vorlagen versenkt. Die Volksbegehren kommen alleine an die Urne.

Weniger Asphalt-Wüsten und mehr grün in Basel: Das fordern die «Stadtklima»-Initiativen. Foto: Dominik Plüss

Darum geht es bei den Stadtklima-Initiativen

Die «Zukunfts-Initiative» fordert,
während zehn Jahren jährlich
0,5 Prozent des bestehenden
Strassenraums in Basel in Flächen
für den Fuss- und Veloverkehr
sowie den öffentlichen Verkehr
umzuwandeln. Die «Gute-Luft-
Initiative» fordert ihrerseits weitere
0,5 Prozent jährlich für mehr
Grünräume und Bäume. Zusam-
men verlangen die Volksbegehren
die Umwandlung von insgesamt

480’000 Quadratmetern beste
hender Basler Strassenfläche.
Mehr Langsamverkehr und Grün-
flächen, weniger Asphalt und
Autos, lautet im Kern die Devise.
Die Befürworter argumentieren
mit dem erwarteten Kühlungs
effekt im Sommer und führen
die übergeordneten Klimaziele
des Kantons an, die Gegner
warnen vor einer Baustellenflut
und Parkplatzvernichtung. (ost)
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Zocken gegen das Klima
Bürgerliche bekämpfen die Basler Stadtklima-Initiativen ohne Gegenvorschlag

Maria-Elisa Schrade

«Es ist die Wahl zwischen Pest
und Cholera», sagte FDP-
Grossrat Luca Urgese bereits in
der Grossratsdebatte am Mitt-
wochnachmittag. Gemeint war
die Entscheidung zwischen den
beiden Stadtklimainitiativen
einerseits und den Gegenvor-
schlägen einer Mehrheit der vor-
beratenden Umwelt-, Verkehrs-
und Energiekommission (Uvek)
andererseits.

Sowohl die Gute-Luft-Initia-
tive als auch die Zukunftsinitia-
tive des Vereins Umverkehr sind
im Grossen Rat umstritten, so
dass es im Vorfeld zu ganzen
sechs Gegenvorschlägen kam:
jeweils einen pro Initiative vom
Regierungsrat und nochmals je-
weils zwei pro Initiative von der
Uvek. Denn selbst innerhalb der
vorberatenden Kommission des
Grossen Rats waren die Mitglie-
der so uneinig, dass sie zu bei-
den Volksbegehren je einen
Mehrheits- und einen Minder-
heitsvorschlag präsentierten.

Strassenflächesollen
umgewandeltwerden
Entsprechend hitzig gestaltete
sich die Debatte zwischen Bür-
gerlichen und Linken im restli-
chen Parlament, das über zwei

Tage hinweg intensiv über diver-
se Details der verschiedenen
Vorschläge stritt. Und das alles
nur, um letztlich die Gegenvor-
schläge zu versenken und die
Stimmbevölkerung alternativlos
mit den Initiativen zu konfron-
tieren. Die offizielle Abstim-
mungsempfehlung: verwerfen.
Doch das Ergebnis fiel äusserst
knapp aus.

Im Kern geht es bei dem
Streitdarum,wievielderKanton
angesichts des Klimawandels
gegen eine zunehmende Erhit-
zung der Stadt unternehmen
möchte und in welchem Tempo.
Die Initiativenverlangen,dass in

den kommenden zehn Jahren
fünf Prozent der Strassenfläche
für den öffentlichen Verkehr
sowie Fuss- oder Velowege um-
gewidmetwerden.Zudemsollen
imselbenZeitraumfünfProzent
derStrassen inGrünflächenum-
gewandelt werden.

Doch das ist sowohl den Bür-
gerlichen im Grossen Rat als
auch der Basler Regierung zu ra-
dikal. «Umverkehr» wolle dem
motorisierten Individualverkehr
insgesamt 480 000 Quadrat-
meter entziehen, rechneten die
Gegnerinnen und Gegner der
beiden Initiativen schon letzten
Sommer vor. Das entspreche
fast der gesamten Fläche des
Gotthelf-Quartiers oder 68
Fussballfeldern.

Bei einer Umsetzung der In-
itiativen drohe eine Gefährdung
des Verkehrsflusses, warnte der
Regierungsrat. Problematisch
sei das auch im Hinblick auf
Wirtschaftsverkehr, Infrastruk-
turversorgung und Blaulichtor-
ganisationen. Ausserdem fürch-
ten die Gegnerinnen und Geg-
ner eine starke Zunahme der
Baustellen bei gleichzeitigem
Parkplatzabbau – wogegen es
aus der Bevölkerung Einspra-
chen hageln könnte. Das Ergeb-
nis wären im schlimmsten Fall
jahrelange Verzögerungen.

Die Bemühungen des Regie-
rungsrats und der bürgerlichen
Uvek-Mehrheit richteten sich
vor allem darauf, die vorgeschla-
genen Massnahmen so herunter
zu köcheln, dass diese auch in
der breiten Bevölkerung an-
schlussfähig werden. Das Re-
zept: Mehr Zeit und deutlich we-
niger umgewandelte Fläche. Die
Gegenvorschläge, über die der
Grosse Rat gestern abstimmen
musste, sahen demnach nur
noch eine Umwandlung von
168 000 Quadratmetern in ÖV-
Streifen, Trottoirs und Velowe-
ge vor sowie von 65 000 Quad-
ratmetern in Grünflächen.

Weder die Bürgerlichen
noch die Linken konnte dieser
Kompromiss befrieden. Nach
hitzigen Diskussionen über ver-
meintliche Auto- und Gewerbe-
feindlichkeit auf der einen Seite
und Überhitzung und Artenster-
ben auf der anderen, entschied
sich eine überraschend deutli-
che Mehrheit des Grossen Rats
dazu, die Gegenvorschläge ab-
zulehnen – bei zeitgleicher Ver-
werfung der beiden Initiativen.

Bürgerlichehoffenauf
Ablehnungder Initiativen
Baudirektorin Esther Keller
(GLP)warvondiesemVorgehen
sichtlich irritiert. Sowohl ihre

ParteialsauchdieRegierunghat-
ten auf eine Annahme der
Gegenvorschläge gedrungen.
Die Mehrheit der Bürgerlichen
im Grossen Rat entschied sich
hingegen für die heiklere Strate-
gie. Nämlich darauf zu hoffen,
dass die Stimmbevölkerung die
beidenVolksbegehrenauchohne
Gegenvorschlägeablehnenwird.

Basta-GrossrätinundInitian-
tin Tonja Zürcher ist davon nicht
überzeugt. Sie rechnet sich aus,
dass die Initiativen im links-grü-
nen Basel eine reale Chance an
derUrnehabenwerden.«Ichbin
über das Abstimmungsergebnis
im Grossen Rat sehr erfreut»,
sagt Zürcher. «Der Gegenvor-
schlag war ein mutloses Ange-
bot, das kaum etwas verändert
hätte.»

Wie verhärtet die Fronten in
dieser Angelegenheit sind, zeig-
ten auch die vorangegangenen
AbstimmungenzudenDetailfra-
gen.Da lehntendieBürgerlichen
jeden einzelnen linken Ände-
rungsantrag zum Mehrheitsvor-
schlag der Uvek ab, obwohl sie
diesen – wie sich später heraus-
stellte – ohnehin begraben woll-
ten. Das Abstimmungsergebnis:
stets49Ja-Stimmenzu46-Nein-
Stimmen. Also gegen mehr
Grünfläche,gegenmehrBäume,
gegen Zwischenstandsberichte.

Andreas Schwald

Es drückt und schmerzt an allen
Stellen. Die Region Basel wächst
so rasant, dass sämtliche wich-
tigen Verkehrsträger kurz vor
der Überlastung stehen – oder
schon überlastet sind. Wie etwa
der Bahnhof Basel SBB, wo mitt-
lerweile die politische Einigkeit
besteht: Dieser Ort ist heute
schon weit über seine Kapazitä-
ten ausgelastet.

Und da kommt noch mehr:
Bis 2040 erwarten die Wirt-
schaftsförderer ein Zusatz-
wachstum um weitere rund
140 000 Einwohnende in der
Region Basel. Allein die Zahl der
Arbeitsplätze soll um weitere
knapp 90 000 Beschäftigte stei-
gen. Irgendwo müssen diese
Menschen also unterkommen
und von jeweils dort an Arbeits-
plätze, zum Studium oder in die
Freizeit pendeln.

Kurz und gut: Die Region
platzt eher schneller als langsam
– weshalb aus Sicht der Kantone
die heute eher dürftige, weil
langsame und übervolle Regio-
S-Bahn Basel umfassend ausge-
baut gehört.

TiefbahnhofBasel SBBals
Schlüssel zumHerzstück
Das ist der Grund, warum sich
am Donnerstag die Politpromi-
nenz beider Basel im Mövenpick
Hotel am Bahnhof SBB ein Stell-
dichein gab: Der erste umfas-
sende Ausbauschritt zur Reali-
sierung des Herzstücks muss in
die Botschaft 2026 des Bundes
zum nächsten Ausbauschritt der

Schiene. Es war nicht das erste
Mal, dass die Region von «Einig-
keit» und «Geschlossenheit»
sprach, um die Bahntunnel von
Basel in Bern durchzubekom-
men. Aber es ist das erste Mal,
dass die Chancen für eine realis-
tische Umsetzung gut stehen.

Ziel ist es, den Tiefbahnhof
Basel SBB sowie den Infrastruk-
turausbau im Fricktal in die Bot-
schaft 2026 zu bekommen. Fin-

det dies statt, ist die erste Hürde
geschafft. Stehe erst einmal die-
ser Tiefbahnhof, könne der Rest
des Herzstück-Ausbaus sukzes-
sive erfolgen, sagte der Baselbie-
ter Bau- und Verkehrsdirektor
Isaac Reber (Grüne).

Die Regierungen beider
Basel schickten bereits einen
entsprechenden Brief ans Bun-
desamt für Verkehr. Die Bundes-
parlamentarier und die Han-

delskammer beider Basel legten
jetzt mit einer Resolution nach.

AuchdieHaltestelle
Klybeck inPrüfung
Die weiteren Ausbauschritte
sind die Untertunnelung von Ba-
sel in Richtung Frankreich und
Deutschland und der Bau der
Haltestellen «Mitte» zwischen
Barfüsser- und Marktplatz, St.
Johann sowie Badischer Bahn-

hof. Eine zusätzliche Haltestelle
im Entwicklungsgebiet Klybeck
ist zudem in Prüfung. Somit
könnten weite Teile des Pend-
lerverkehrs über die S-Bahn ab-
gewickelt werden, was – und da
zeigten sich Bundespolitiker von
grün bis bürgerlich am Donners-
tag einig – auch den Druck von
der Strasse nehmen könnte.

Die Konkurrenz, in diese
Botschaft des Bundes zu gelan-

gen, ist gross. Auch Luzern will
einen Tiefbahnhof, Aarau–Zü-
rich soll eine Direktverbindung
erhalten, Lausanne–Bern ver-
langt nach einem Kapazitätsaus-
bau und auch zwischen Winter-
thur und St.Gallen sollen die
Verbindungen schneller wer-
den. Das alles sind ebenso
rasant wachsende Speckgürtel
der Schweiz.

HarteKonkurrenzundviel
Entschlossenheit
Der Kampf ist hart, wie auch die
BaselbieterNationalrätinFloren-
ceBrenzikofer (Grüne)sagte,die
seit kurzem die IG öffentlicher
Verkehr der Schweiz präsidiert.
Entsprechend verwies sie in
einem«ceterumcenseo»zusätz-
lich auf den Wisenbergtunnel:
Diesesseit Jahrzehntengeplante
undinSchubladenschlummern-
deMegaprojektzwischenLiestal
und Olten trage entscheidend
zur Funktionalität der Dreh-
scheibe Basel bei und sei – wenn
auch an anderer Stelle – in diese
Botschaft zu integrieren.

Insgesamt soll der Bund für
den Basler Tiefbahnhof, das
Herzstück und die weiteren Er-
tüchtigungen im Kernperimeter
rund 9 Milliarden Franken
lockermachen. Das entspricht
rund drei Mal dem Bau des A2-
Rheintunnels. Dafür soll allein
schon der Bau des Tiefbahnhofs,
mitdemübrigens inden2030er-
Jahren gerechnet wird, nicht nur
dem Regionalverkehr, sondern
auch dem ebenso von Überlas-
tungen geplagten Fern- und Gü-
terverkehr zugutekommen.

Gruppenbild mit Resolution (von links): Patricia von Falkenstein (LDP, BS), Thomas de Courten (SVP, BL), Florence Brenzikofer (Grüne, BL),
Samira Marti (SP, BL), Katja Christ (GLP, BS), Esther Keller (GLP, BS), Elisabeth Schneider-Schneiter (Mitte, BL), Martin Dätwyler (Direktor
Handelskammer), Eva Herzog (SP, BS), Isaac Reber (Grüne, BL) und Maya Graf (Grüne, BL). Bild: Nicole Nars-Zimmer

«Es istdie
Wahl zwischen
Pestund
Cholera.»

LucaUrgese
FDP-Grossrat
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entsprechende Interesse, das er
gestern in einem Interview mit
dem Basler Online-Newsportal
«Primenews» geäussert hatte.
Als Schweizer mit kurdischen
Wurzeln sähe er sich in einer
Pionierrolle für den grossen An-
teil der in der Schweiz lebenden
Migrantinnen und Migranten,
sagte er im Interview. Atici sitzt
seit Ende 2019 imNationalrat. Er
gilt als enger Wegbegleiter des
Basler Regierungspräsidenten
Beat Jans (SP), der als Favorit für
die Nachfolge von Berset gehan-
delt wird. (SDA)

BLT schafft acht neue
Elektrobusse an
Baselland Die Baselland Trans-
port AG (BLT) schafft acht neue
Elektrobusse an. Das teilte das
Transportunternehmen gestern
mit.Die Busse sollen ab 2024 fünf
dieselbetriebene Normbusse im
bevölkerungsreichen unteren
Baselbiet und drei Midibusse im
ländlichen oberenKantonsteil er-
setzen.Das Investitionsvolumen
für die acht Elektrobusse und
die Ladeinfrastruktur betrage
insgesamt 6,5Millionen Franken,
so die BLT. (SDA)

Dorothea Gängel

Auch in Basel werden die Hitze-
und Trockenperioden immer
länger, die Starkregen häufiger.
Daher wurde bereits 2019 eine
Stadtklimaanalyse erarbeitet, die
aufzeigt,wo es imKanton beson-
ders heiss ist. Darauf basierend
wurde vom Bau- und Ver
kehrsdepartement Basel-Stadt
ein Stadtklimakonzept erarbeitet
mit dem Ziel, der zunehmenden
Hitzebelastung entgegenzuwir-
ken und auch an sehr heissen
Tagen eine gute Lebens-
und Aufenthaltsqualität zu ge-
währleisten.

Zum aktuellen Stand derUm-
setzung sowie zu den nächsten
Schritten hat Regierungsrätin
EstherKeller gestern imRahmen
einer Medienorientierung be-
richtet. 9,4 Millionen Franken
hat der Regierungsrat nun
beimGrossen Rat beantragt, um
an achtzig heissen und stark
frequentierten Orten in Basel
mobile Elemente als Hitzeschutz
zu installieren und zu unterhal-
ten. «Mobile Elemente kommen
nur dann zum Einsatz, wenn
wegen der Infrastruktur oder
aufgrund regelmässig stattfin-
dender Anlässe eine feste Be-
pflanzung nicht möglich ist»,
betonte Keller.

Kantonwill Anreize
für Begrünung schaffen
Konkret zählen zu den mobilen
Elementen rund hundert Baum-
töpfe mit Rundbänken, einige
wurden probeweise bereits in der
Lothringerstrasse installiert. Die
Bäume sollen nach drei Jahren
an einem festen Standort einge-
pflanzt werden. In der Planung
sind ausserdem fünfzehn grüne
Inseln, zweihundert Sonnen-
schirme und neun Sprühnebler,
die dem einen oder anderen be-
reits von denAktivitäten desVer-
eins Stadtkonzept Basel bekannt
sein dürften.An besonders stark
besuchten Ortenwie Barfüsser-,

Markt- oder Claraplatz soll eine
Kombination der mobilen Ele-
mente zum Einsatz kommen.

Langfristig sollen dauerhafte
Massnahmen diemobilen ergän-
zen. So läuft beispielsweise ak-
tuell eine Untersuchung des Po-
tenzials zur Fassadenbegrünung
an kantonalen Gebäuden. Über
Anreizsysteme und Förderpro-
gramme sollen auch Private und

Unternehmen angeregt werden,
vermehrt Bäume zu pflanzen,
Fassaden zu begrünen und Flä-
chen zu entsiegeln.

Bewässerung durch
gespeichertes Regenwasser
Einen wichtigen Beitrag zur Re-
duktion der Hitze in der Stadt
und zumUmgangmit Starkregen
könnte das Schwammstadt-Prin-

zip leisten. In einem Pilotprojekt
wird derzeit im Quartier Volta-
Nord erprobt,mit gesteigerterBe-
grünung und einer angepassten
Bodenstruktur das Wasser ober-
flächlich zurückzuhalten und im
Boden wie in einem Schwamm
verstärkt zu speichern. So kommt
Regenwasser den Stadtbäumen
zugute, anstatt ungenutzt in
die Kanalisation zu fliessen. Ein

vitaler Baumbestand verdunstet
mehr Wasser und kühlt so das
Stadtklima. Gleichzeitig wird die
Kanalisation entlastet unddie Ge-
fahrvonÜberflutungen aufgrund
zunehmender Starkregenereig-
nisse reduziert.

Einweiteres Pilotprojekt läuft
bereits seit Oktober 2022 amRie-
henring,wo insgesamt vierzehn
Parkfelder entsiegelt wurden,

damit dort das Regenwasser in
den Untergrund geleitet wird.
Nun werden fünf verschiedene
Untergründe getestet wie Ra
senfugensteine mit begrünten
Zwischenräumen oder ein was-
serdurchlässiger Stein ohne
Stadtgrün. Ziel ist, in diesen
rund zwei Jahren den für den
Stadtraum am besten geeigne-
ten Untergrund zu finden.

Sonnenschirme, grüne Inseln und Baumtöpfe
Stadtklima-Konzept Der Basler Regierungsrat hat ein umfangreiches Massnahmenpaket zum Schutz der Bevölkerung
an Hitzetagen verabschiedet. Wie weit ist dessen Umsetzung?

Die Sprühnebeldüsen waren bereits am Flâneur-Festival an manchen Plätzen im Einsatz. Foto: Stadtkonzept Basel

AmWettsteinplatz sollen Baumtöpfe mit Bänken zum Einsatz kommen.

Am Badischen Bahnhof sind Sonnenschirme geplant. Visualisierungen: PD

Eine Arbeitsgruppe um die kan-
tonale Denkmalpflegerin Brigitte
Frei-Heitz hat ein Konzept zur
Erhaltung und Entwicklung der
Parkanlage auf Schloss Ebenrain
erarbeitet.DiesesParkpflegewerk
erfasst die Parkgestaltung, legt
diemittel- bis langfristigen Ziele
imUmgangmit dervorhandenen
Substanz fest und korrigiert –
wennnötig –Fehlentwicklungen.
Das Konzept ist die Grundlage
für Pflege und Unterhalt des
Parks. Auch für die Umsetzung
einmaliger baulicher Massnah-
men. Mitgearbeitet am Konzept
haben der Leiter des Ebenrain-
Zentrums in Sissach, Lukas
Kilcher, und einige aus seinem
Team. Letztmals wurde 1995
ein Konzept für den Park von
Schloss Ebenrain erstellt.

Geschichtsträchtige Anlage
Es war der Basler Seidenband
fabrikanten Martin Bachofen-
Heitz, der Schloss Ebenrain bau-
en liess. Ab 1775 nutzte er es als

Jagd- und Sommersitz. Den Ba-
rockgarten dazu entwarf Niklaus
Sprüngli. Zu Beginn des 19. Jahr-
hundertswurde daraus ein eng-
lischer Park. Von der ursprüng-

lichen Anlage blieb lediglich die
Lindenallee erhalten.Das Schloss
gehört seit 1951 dem Kanton.

Daniel Aenishänslin

Mit neuem Konzept: Schlosspark Ebenrain in Sissach. Foto: PD
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Mit200Sonnenschirmenund100BaumtöpfengegendieHitze
In Basel wird es immer heisser. Die Regierung legt nun einHitzeschutz-Paket vor. Kosten vorerst: 9,4Millionen Franken.

Nora Bader

Genau zwei Jahre ist es her, seit
der Basler Regierungsrat das
Stadtklimakonzept beschlossen
hat.Dieseszeigtetwaauf, inwel-
chenGebietender Stadt dieHit-
ze amgrössten ist undwoMass-
nahmennotwendig sind.Fokus-
gebiete sind unter anderem
St.Johann, Matthäus, Klybeck
und Gundeldingen. Aber auch
dasStadtzentrumundGebiete in
Riehen sindbesonders belastet.

Nun beantragt der Regie-
rungsrat dem Grossen Rat
9,4 Millionen Franken für den
Hitzeschutz in der Stadt. In die-
semBetrag inbegriffen sind Be-
schaffung, Unterhalt und das
Personal für mobile und dauer-
hafte Massnahmen. 6,4 Millio-
nen Franken sollen aus dem
Mehrwertabgabefonds bestrit-
tenwerden.

FürOrte,wodauerhafte
Begrünungunmöglich ist
AlsErgänzungzubereits laufen-
denEntsiegelungenundBegrü-
nungen sollen insgesamt 80
heisse und viel besuchte Plätze,
woBaumpflanzungennichtoder
nur bedingt möglich sind, mit
mobilen Elementen beschattet
und begrünt werden. Passend
dazu fand die Medieninforma-
tion des Bau- und Verkehrsde-
partements am Mittwoch auf
demWettsteinplatz beim soge-
nannten mobilen grünen Zim-
mer statt. Dieses bot eine schö-
ne Kulisse, der Schatten war al-
lerdings überschaubar.

Baudirektorin EstherKeller
(GLP) informierte über die ge-
plantenMassnahmen. So sollen
weiter vermehrt Fassaden von

kantonalen Gebäuden begrünt
und mehr Flächen nach dem
«Schwamm-Stadt-Prinzip»ent-
siegelt werden. Weiter will der
Kanton Anreize entwickeln,
«damit auch Private, Firmen
und Institutionen ihre Grund-
stücke mehr bepflanzen und
entsiegeln». Dieses Massnah-
menpaket ist Teil der Umset-
zung des beschlossenen Stadt-
klimakonzepts. Ausgewählt

worden für die angedachten
mobilen Elemente seien Orte,
an denen dauerhafte Begrü-
nungundBeschattungmitBäu-
menaufgrundvon Infrastruktu-
renwieunterirdischeLeitungen
oder wegen regelmässig statt-
findender Anlässe nicht oder
nur beschränktmöglich ist, wie
Keller erläuterte. Konkret wer-
den 200 Sonnenschirme, 100
Baumtöpfe mit und ohne um-

laufendeSitzbank sowie 15 Sitz-
bänkemit Rabatten undPergo-
la und 9 Sprühnebelverdichter
installiert.

DieBäumebleiben für
drei Jahre indenTöpfen
Diese sollen zwecks lukrativerer
Bewässerung in der Nähe von
bestehendem Grün platziert
werden.Und: «DieBäumeblei-
ben fürdrei Jahre indenTöpfen,

danachwerden sie an einen de-
finitiven Standort gepflanzt»,
sagte Keller.

Anvierzehnbesonders stark
besuchten Orten wie dem Bar-
füsserplatz, dem Marktplatz
oder dem Claraplatz soll eine
Kombination zumEinsatz kom-
men. Die Sonnenschirme und
Baumtöpfewerden jeweilsnach
drei Jahren in andere Quartiere
verschoben, damit möglichst

viele Orte profitieren. Vorgese-
hensindStandortevomBiozen-
trum über den St.-Johanns-
Rheinwegbis zumWiesenplatz.
Währenddie jeweiligenElemen-
te indenQuartierenstehen,wird
mittelsVeranstaltungenderDia-
logmit der Bevölkerung zwecks
Sensibilisierung gesucht.

NachzehnJahrenwird
nochmalsentschieden
Die angedachten dauerhaften
MassnahmenwieBegrünungen
würden mehr Zeit in Anspruch
nehmen und sollen deshalb von
den mobilen Massnahmen er-
gänzt werden, wie Susanne Fi-
scher, Projektleiterin Städtebau
und Architektur beim Bau- und
Verkehrsdepartement, sagte.

Diese mobilen Projekte lau-
fen während der nächsten zehn
Jahre. Danach können Regie-
rungsrat und Grosser Rat über
eine Fortführung der aktuellen
Massnahmenentscheiden.Wei-
tere Massnahmen sollen dann
laufend dazukommen. Die Gel-
der dafür müssten dann auch
noch gesprochenwerden.

Basel-Stadt stimmt zudem
baldüberzweiStadtklima-Initia-
tiven ab. Gegenvorschläge dazu
wurden letzteWochevomGros-
sen Rat abgelehnt. Die «Gute-
Luft-Initiative» fordert, dass im
Kanton jährlich 0,5 Prozent des
Strassenraums in Flächen für
Grünräume und Bäume umge-
wandelt wird. Während zehn
Jahren sind das 240000Quad-
ratmeter.Die «Zukunftsinitiati-
ve» will im gleichen Zeitraum
eine ebenso grosse Fläche des
StrassenraumsfürdenFuss-und
Veloverkehr sowie den öffentli-
chenVerkehr umwandeln.Susanne Fischer, Projektleiterin Städtebau und Architektur (links) und Regierungsrätin Esther Keller. Bild: Kenneth Nars
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Nina Jecker

Herr Baur, Sie sind Dozent
für Landschaftsarchitektur
mit Fokus nachhaltiges Bauen
und Stadtklima.Wie beurteilen
Sie die Klimamassnahmen,
die der Kanton Basel-Stadt
dieseWoche präsentiert hat?
Man muss die beiden Schienen,
die Sofortmassnahmen und die
permanenten Massnahmen, se-
paratbeurteilen.Dieangekündig-
ten permanenten Massnahmen
wie die Entsiegelung oder die
Fassadenbegrünungen bergen
ein grosses Potenzial. Die Sprüh-
nebelduschen, Sonnenschirme
und Blumenkübel, die jetzt auf-
gestellt werden sollen, erachte
ich hingegen als wenig sinnvoll.

Weshalb?
Solche Massnahmen bringen
einfach nichts fürs Stadtklima,
das ist mittlerweile bekannt. Im
Gegenteil: Wenn man den CO2-
Ausstoss bei der Produktion, den
Transport und den Unterhalt
dieser Pflanzkübel berücksich-
tigt, sind es sogar Klimaver-
schlechterungsmassnahmen. In
Zürich hat man den Effekt einer
Wolke aus Sprühnebel evaluiert.
Mit dem Ergebnis, dass der Bo-
den zwar ein bisschen feucht
war, aber die Hitze in derUmge-
bung nicht gemindertwurde.Die
Pflanzkübel für Basel sind ge-
mäss denVisualisierungen dann
auch noch schwarz,was sogar für
mehr Hitze sorgt.

Wiesomachtman es
denn überhaupt?
Es ist halt gut fürs Gemüt… und
die Behörden gewinnen Zeit. Es
ist in meinen Augen ein Hinhal-
ten der Bevölkerung.

Waswäre IhrerMeinung
nach ehrlicher?
Offen zu sagen, dass man die
Herausforderungen erkannt hat,
aber noch nicht weiss, was jetzt

zu tun ist. Aber auch, dass man
das jetzt herausfinden will. So
hat es die Stadt Bern gemacht –
wo übrigens explizit auf Sofort-
massnahmen verzichtet wird.

Und das ist gut angekommen?
Ja, tatsächlich wurde die Offen-
heitwohlwollend aufgenommen.
Absurderweise gibt es jetzt
aber in Bern Personen, die den
Vorwurf erheben, die Stadt tue
nichts, während beispielsweise
Basel doch so tolle Kübel auf-
stelle.

Waswill man in Bern
stattdessen tun?
Die denken nachhaltiger. Zeitnah
wird das Fernwärmenetz erwei-
tert,wozu grossflächig Strassen-
räume aufgerissen werden. In
diesem Zusammenhang hat das
Tiefbauamt nicht ein Ingenieur-
büromit den Bauarbeiten beauf-
tragt, sondern sechs Teams aus
ganz unterschiedlichen Fachleu-
tenmit demAuftrag losgeschickt,
die Strassenräume im Sinne der
Klimafragen neu zu denken,von
Fassade zu Fassade.Auchwirvon
Bryum sind dabei. Der Geist der
Projektarbeit ist sehr offen, und
Fragen wie beispielsweise, dass

Bäume auf Leitungen gepflanzt
werden, gelten als zu lösende
Tatsachen. Das Tiefbauamt ist
bereit, auch abseits seiner Stan-
dards nach sinnvollen Lösungen
zu suchen. Auch ist allen be-
wusst, dasswir die entwickelten
Lösungen durch angewandtes
Lernen ausprobieren müssen.

Die Leitungen sind in Basel
häufig einArgument gegen
Baumpflanzungen…
Manmuss berücksichtigen, dass
die Stadtverwaltungen hoch pro-
fessionalisierte Betriebe sind,
in denen Fachleute in ihren Be-
reichen seit vielen Jahren spezi-
alisierte Arbeit leisten. Dabei
hat sich ein Nebeneinander und
kein Miteinander entwickelt.
Eine Welt aus Normen und
Standards.Wir brauchen deshalb
einen Kulturwandel in den Ver-
waltungen, der das Miteinander
in denVordergrund stellt. Nur so
können wir die Lebensqualität
im Kontext der Klimaverände-
rung sichern. Selbstverständlich
kann ich je nach Gegebenheiten
einen Baum auf einer Leitung
pflanzen!

Aberwas,wenn die Leitung
ersetztwerdenmuss?
Durch den technologischen Fort-
schritt liegt der Abschreibungs-

horizont beispielsweise einer
Kanalisationsleitung bei über
80 Jahren, konservativ gerech-
net. Die Stadt Bern rechnet mit
133 Jahren. Ein Baum imurbanen
Strassenraumwird hingegen im
Schnitt nur rund 60 Jahre alt.
Es ist also nicht so, als würde
ein Baum eine Leitung über Jahr-
hunderte blockieren.

Gibt esweitere Kritik
an den Basler Plänen?
Mir ist unverständlich, dass in
Basel zuerst bei den Plätzen
angesetztwird.Natürlich halten
sich dort viele Leute auf. Aber es
sind gleichzeitig die schwierigs-
ten Orte, um eine Änderung
umzusetzen. Der Barfüsserplatz
beispielsweise ist ein so wichti-
ger Knotenpunkt, dass man ihn
nicht einfachmal kurz entsiegeln
kann. Auch nach den 10 Jahren
werden wohl kaum viele Plätze
zu grünen Oasen.

Ihr Büro Bryumhat ein
eigenes Stadtklima-Konzept
für Basel erarbeitet.Wowürden
Sie denn ansetzen?
In Quartier- und Wohnstrassen
lässt sich relativ schnell eineVer-
besserung erreichen, das haben
Erfahrungenausskandinavischen
Städten gezeigt. Man könnte
deshalb an wenigen Standorten

in Basel Pilotprojekte umsetzen.
Wir zeigen anhandvonvier Prin-
zipien, wie dies gelingen kann.
Beispielsweise würde es eigent-
lich genug Trottoirflächen für
Fussverkehr und Bäume geben.
Weil sie aber beidseitig der Stras-
se hälftig in ihrer Breite getrennt
sind, reicht es nicht aus. Würde
man eines schmaler, das andere
breiter vorsehen, gäbe es genug
Raum für Bäume. Weiter bieten
die Parkplatzflächen dieMöglich-
keit, Regenwasser einzustauen,
womit durch die Verdunstung
ganze Quartiere gekühlt werden
könnten. Dazu müsste man Ent-
wässerungsschächte etwas ver-
setzen.Dasmussman ausprobie-
ren und prüfen, ob es zum ge-
wünschten Erfolg führt.

Daswürde zu aufwendigen
Bauarbeiten führen.
Denken Sie, die Basler
Bevölkerung hätte dafür
Verständnis?
Eine wirkliche Verbesserung ist
nur möglich, wenn die ganze
Stadt an Bord ist. Gerade deswe-
gen ist es unsinnig, mit Sprüh-
nebelduschen den Eindruck zu
vermitteln, dass sich das Stadt-
klima ganz einfach verbessern
lässt.Wennwir hingegen solche
Pilotstrassen hätten, könnte die
Bevölkerung eingeladenwerden,
sich vor Ort eine Meinung zu
bilden und Feedback zu geben.
Stört es, wenn unter den Autos
Wasser steht? Lassen es Gesetz
und Gegebenheiten zu, auf einer
Strassenseite ein schmaleres
Trottoir zu planen?

Wokönnteman solche Strassen
umsetzen?
In unserem Konzept haben wir
Visualisierungen für den Clara-
graben und die Haltingerstrasse
erstellt. Aber es gibt viele Stras-
sen, die geeignet wären.

Undmit IhremKonzeptwäre
das Klima in Basel gerettet?

(Lacht) Ich spreche lieber von
Lebensqualität als vom Klima.
Das Klima hat ja kein Problem,
nur wir mit ihm. Und nein, die
Lebensqualität wäre nicht allein
dadurch gerettet. Mich ärgert,
dass wir immer über Verbesse-
rungsmassnahmen diskutieren.
Aber aus der Forschung wissen
wir, dass wir eigentlich syste-
mischeAnsätze ändernmüssen.
Das beginnt beim Städtebau.

Wiewollen Sie
das System ändern?
Freiräume sind die knappste
Ressource in einer Stadt und
gleichzeitig für die Lebensqua-
lität extremwichtig.Wirmüssen
Boden als Temperaturpuffer,
Wasserkreislaufträger und CO2-
Lager grösstmöglich erhalten.
Bei mir am Lehrstuhl Städtebau
lehre ich deshalb nicht das
Ver-, sondern das Entdichten
der Stadt. Wir müssen Basel
entdichten. Man soll in Zukunft
nicht fragen,wowirmehrWohn-
raum schaffen, sondern wo wir
mehrWohnungen indenBestand
integrieren können.

Wie soll dasmöglich sein,
wenn immermehrMenschen
in der Stadt lebenwollen?
Das Bundesamt für Raument-
wicklung hat berechnet, dass in
der Schweiz kaum noch weiter-
gebautwerdenmüsste,wennwir
von den heutigen Standards
bei derWohnflächewegkommen
würden. Das Ziel sind 35 Quad-
ratmeter pro Person.Dafür ist es
aberwichtig, dasswir im öffent-
lichen Raum nicht nur kleine
entsiegelte Grünstreifen, son-
dern attraktive und grosszügige
Aussenflächen haben.Das erlebe
ich selber. Ichwohnemitmeiner
vierköpfigen Familie auf 70Qua-
dratmetern.Das istmöglich,weil
wir eine grosseGrünanlage in der
Nähe haben.Freiraumermöglicht
denMenschen erst, nachhaltiger
zu wohnen.

«Wirmüssen Basel entdichten»
Hitzetaugliche Stadt Von den Sonnenschirmen und Sprühnebelduschen, die das Baudepartement aufstellen will, hält Daniel Baur nichts.
Der Fachhochschul-Professor über radikale Alternativen und die Stadt Bern als Vorbild.

Betonflächen in Basel sorgen dafür, dass sich die Stadt im Sommer schnell aufheizt. Daniel Baurs Stadtklima-Konzept visualisiert anhand des Claragrabens, wie man dem entgegenwirken kann.

«Einewirkliche
Verbesserung
ist nurmöglich,
wenn die
ganze Stadt
an Bord ist.»

Der Städtebauer

Daniel Baur ist Landschafts
architekt und Stadtentwickler.
Nach Erfahrungen in Stadt- und
Freiraumentwicklung in San
Francisco gründete er in Basel
das Büro Bryum, das ein Stadt
klimakonzept für Basel präsentiert
hat. Seit 2017 besetzt Daniel Baur
den Lehrstuhl für Areal an der
Berner Fachhochschule Abteilung
Architektur und doziert im CAS
Nachhaltiges Bauen Boden,
integrale Freiraumentwicklung und
digitale Planungsmethoden. (ni) Foto: PD
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 ‹Auf dem Weg zum dritten Klimastreik› 
 (Telebasel-Report, 27.02.2019, 13:49 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=b1a4827e-f253-40c1-b976-ca99c4da5780   
 

  ‹Basel-Stadt erhält das ambitionierteste Klimaziel der Schweiz› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 27.11.2022, 11:24 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=cba75ee8-7d3f-4f90-9ec0-735c2b1584fc  
 

  ‹Initiativkomitee Basel 2030 fordert mehr Massnahmen fürs Klima› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 04.04.2023, 03:41 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=8a0141ad-f359-4c24-8ba7-c17f022d9205   
 

  ‹Mobiler Wald auf dem Basler Theaterplatz› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 03.05.2023, 03:14 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=3bf75ef3-4c89-4138-affb-561e4ded211c     
 

  ‹Kommission will Gegenvorschläge zu Stadtklimainitiativen› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 02.06.2023, 03:52 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=4f496f31-c124-451e-8cc3-ef01c10c73ae    
 

  ‹Kritik an Esther Kellers Konzept der Stadtbegrünung›  
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 24.06.2023, 06:05 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=fc91bdce-1a51-4e8e-9521-5218515f5f8e  
 

  ‹Kein Gegenvorschlag zu Basler Stadtklima-Initiativen› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 29.06.2023, 09:19 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/9b8fdd75-e520-4fbf-9aea-

8edcd8967ca6/media=85376992-316c-4402-af69-aa6268098704  
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